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Aussagewert eingeschrankt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist
Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.
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EDITORIAL

Dieter Sarreither

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,

in einer zukunftsorientierten, wissensbasierten Gesellschaft erfolgen Planungen, Ent-
scheidungen und deren Erfolgsbewertung aufgrund von Fakten. Daher gewinnen Indi-
katorensysteme als Messinstrumente weltweit immer starkere Bedeutung. Im Septem-
ber 2015 hat die Generalversammlung der Vereinten Nationen die ,,2030 Agenda fiir
nachhaltige Entwicklung” verabschiedet, mit der eine nachhaltig soziale, wirtschaftli-
che und okologische Entwicklung in der gesamten Welt in Gang gesetzt werden soll.
Als ,,Sustainable Development Goals (SDGs)“ werden 17 Ziele mit 169 Unterzielen
definiert. Diese mit Indikatoren zur Messung des Fortschrittsprozesses zu unterlegen,
wird fiir die nationalen statistischen Amter ab dem nichsten Jahr zu einer Kernaufgabe.

Auch auf europdischer Ebene existieren bereits statistische Indikatoren-Systeme, um
die Fortentwicklung der Gesellschaft beurteilen zu konnen. Der 2009 vorgelegte Bericht
der Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kommission tiber die Messung von Wirtschaftsleistung und
sozialem Fortschritt beispielsweise legte den Schwerpunkt auf die Themen Lebens-
qualitdt und Nachhaltigkeit. Auch internationale Organisationen wie die OECD (,,Better
life-Index*) haben Indikatoren-Sets aufgebaut, um Vergleichsdaten zum gesellschaft-
lichen Wohlergehen zu gewinnen.

In diesem Kontext geben wir im ersten Beitrag dieser WISTA-Ausgabe einen Uberblick
iber die derzeitigen europdischen Initiativen zur Messung von Lebensqualitdt. Auch
der Aufsatz tiber die Erwerbsbeteiligung von Mdnnern und Frauen in Deutschland — in
dessen Kennzahlen auch subjektive Beurteilungskriterien der Befragten eingegangen
sind — zeigt die Bedeutung von Indikatoren eindriicklich.

Ich wiinsche lhnen eine spannende Lektiire.

o

Prasident des Statistischen Bundesamtes
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Kennzahlen
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Kennzahlen
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KURZNACHRICHTEN

IN EIGENER SACHE

AUS ALLER WELT

Ausschreibung des
Gerhard-Fiirst-Preises 2016

Bis zum 31. Madrz 2016 lauft die Einreichungsfrist fir
den Gerhard-Fiirst-Preis. Vorschlage fiir eine Pramierung
fur herausragende wissenschaftliche Arbeiten kénnen
ausschliefilich von den betreuenden Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern beim Statistischen Bun-
desamt eingereicht werden.

Das Statistische Bundesamt vergibt den Gerhard-Fuirst-
Preis fur Dissertationen sowie Master- und Bachelor-
arbeiten (einschlieBlich Diplom- und Magisterarbeiten),
die

> theoretische Themen mit einem engen Bezug zum
Aufgabenspektrum der amtlichen Statistik behandeln
oder

> empirische Fragestellungen unter intensiver Nutzung
von Daten der amtlichen Statistik untersuchen.

Die Auszeichnung ist fiir Master- und Bachelorarbeiten
mit 2500 Euro und fiir Dissertationen mit 5000 Euro
dotiert.

Nahere Informationen {iber den Gerhard-Fiirst-Preis ent-
halt das Internetangebot des Statistischen Bundes-
amtes. Dort finden Sie einen Bewerbungsbogen und
weitere Details zur Ausschreibung und den Teilnahme-
bedingungen fiir den Gerhard-Fiirst-Preis 2016.

N www.destatis.de/gerhard_fuerst_preis

Indikatoren fiir die
UN-Nachhaltigkeitsagenda

Vom 25. bis 27. September 2015 fand in New York
der Nachhaltigkeitsgipfel der Vereinten Nationen (UN)
statt. Dort wurde von den Staats- und Regierungschefs
die ,,2030 Agenda fiir nachhaltige Entwicklung® verab-
schiedet. Mit den sogenannten Sustainable Develop-
ment Goals (SDGs) verpflichten sich die UN-Mitglied-
staaten, bis zum Jahr 2030 die Lebensverhiltnisse
heutiger und kiinftiger Generationen zu verbessern, den
Planeten Erde zu schiitzen, den Frieden zu sichern und
nachhaltig zu handeln.

Der amtlichen Statistik kommt dabei eine wichtige Rolle
zu: Sie wird unter Leitung der Statistischen Kommis-
sion der Vereinten Nationen Indikatoren entwickeln,
die die jeweiligen Fortschritte bei der Umsetzung der
Ziele messen sollen. Die Statistische Kommission hat
eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die bis Mdrz 2016 einen
Vorschlag fiir ein Indikatorenset vorlegen wird. In dieser
Arbeitsgruppe ist Deutschland vertreten durch das Sta-
tistische Bundesamt.

AUS DEM INLAND

Weiterentwicklung der
Statistischen Bibliothek

Seit Juli 2015 werden in die Statistische Bibliothek der
Statistischen Amter des Bundes und der Linder auch
Aufsdtze eingepflegt. Nutzerinnen und Nutzer erhalten
bei ihrer Recherche somit nicht nur Verweise auf kom-
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Kurznachrichten

plette Publikationen, sondern werden auch direkt zum
relevanten Aufsatz gefiihrt. Die ErschlieBung ausge-
wahlter Aufsadtze in den elektronischen Amtszeitschrif-
ten stellt einen wichtigen Zusatznutzen der Statisti-
schen Bibliothek dar. Bislang wurden iiber 200 Aufsatze
erfasst; insgesamt stehen {iber 60000 Publikationen
zur Verfligung.

N www.destatis.de/GPStatistik/

TAGUNGEN

Q2016 in Madrid

Die achte European Conference on Quality in Official
Statistics (Q2016) findet vom 1. bis 3. Juni 2016 in
Madrid statt. Die Q2016 wird gemeinsam vom Statis-
tischen Amt Spaniens (Instituto Nacional de Estatis-
tica — INE) und von Eurostat veranstaltet und dient als
Diskussionsplattform fiir Qualitdts- und Methoden-
fragen der Statistikproduktion im Europdischen Statis-
tischen System.

Die Beitrdge werden folgende Themenbereiche behan-
deln:

> Institutional environment and governance

> Quality of statistical processes and outputs, quality
assurance

> ESS Vision 2020 and its Quality key area

> The production of official statistics: a changing
landscape

Bis zum 1. April 2016 lauft die Early-Bird-Registrierung,
auch spdtere Anmeldungen sind moglich.

N www.q2016.es/

Tagungen von DGINS und AESS
in Lissabon

Bei ihrer Konferenz am 23. und 24. September 2015
arbeiteten die Leiter der Statistischen Amter der EU
(DGINS) das Lissabon-Memorandum aus, das im
Wesentlichen die Auseinandersetzung mit dem Schwer-
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punktthema der DGINS, ,,Indikatoren fiir Entscheidungs-
findung und Monitoring®, reflektiert und Kriterien fir
die Definition und Auswahl von Indikatoren nennt, aber
auch auf das Verhiltnis von Politik und Statistik eingeht.

Das Lissabon-Memorandum hat der Ausschuss fiir das
Europdische Statistische System (AESS) auf seiner sich
am 25. September 2015 anschliefenden 26. Sitzung
beschlossen. AuRerdem befasste sich der AESS unter
anderem mit verschiedenen Durchfiihrungsverordnun-
gen zu EU-Verordnungen, mit der ESS Vision 2020 und
dem Vorschlag Eurostats zur Verldangerung des Europa-
ischen Statistischen Programms 2013 bis 2017 auf den
Zeitraum 2018 bis 2020.

24. Wissenschaftliches Kolloquium

Verstehen Arzte Gesundheitsstatistiken? — Die Unsta-
tistik des Monats — Orientierung in der Informations-
gesellschaft — Statistik-Theater — Zahlen erzdhlen: Dies
sind nur einige Schlagworte und Schlagzeilen aus Vor-
trdgen, die auf dem 24. Wissenschaftlichen Kolloquium
zum Thema ,,STATISTIK VERSTEHEN — Orientierung in der
Informationsgesellschaft“ am 19. und 20. November
2015 in Wiesbaden gehalten wurden.

Mehr als 200 Teilnehmerinnen und Teilnehmer besuch-
ten die gemeinsam vom Statistischen Bundesamt mit
der Deutschen Statistischen Gesellschaft (DStatG) ver-
anstaltete Tagung, die ein Forum fiir den Dialog zwi-
schen amtlicher Statistik und ihren Nutzergruppen aus
Wissenschaft, Wirtschaft, Politik, Verwaltung und Ver-
banden bot. Zur Frage, wie statistische Informationen
einer breiten Offentlichkeit besser verstdndlich gemacht
werden kénnen, referierten namhafte Personen aus den
Bereichen Wissenschaft, Medien, Didaktik, statistische
Beratung und Kultur im Museum Wiesbaden.

Das Statistische Bundesamt beteiligte sich mit zwei Vor-
tragen: ,,Zahlen erzahlen. Statistik verstehen.” stellte
verschiedene Formen der Visualisierung anhand von
Praxisbeispielen vor und zeigte neue Wege des Story-
tellings auf; ,,Willkommen auf dem StatistikCampus!“
informierte Uber das neue Online-Serviceangebot des
Statistischen Bundesamtes, das einen vereinfachten
Zugang fiir Studierende zu amtlichen Daten ermoglicht.


https://www.destatis.de/GPStatistik/content/below/index.xml
http://www.q2016.es
http://ec.europa.eu/eurostat/documents/42577/761078/Lisbon+memorandum+28092015/18b9ea8d-bf26-47b7-81da-416dbb465467

Kurznachrichten

Fachausschuss ,,Statistiken
des Gesundheitswesens*

Ende September 2015 tagte der Fachausschuss ,,Statis-
tiken des Gesundheitswesens*“ mit Teilnehmenden aus
den Statistischen Amtern des Bundes und der Linder
und zahlreicher Bundes- und Landerinstitutionen. Eror-
tert wurden Fragen einer bedarfsgerechten Weiterent-
wicklung des gesundheitsbezogenen Datenangebots
vor dem Hintergrund begrenzter Ressourcen in den sta-
tistischen Amtern. Einen Themenschwerpunkt bildeten
Wunsch und Wirklichkeit einer modernen Krankenhaus-
statistik, die elektronische Kodierung von Todesursa-
chen sowie die Nutzung und das Analysepotenzial von
Gesundheitsdaten.

Weiterhin standen ausgewdahlte Arbeiten mit sekundar-
statistischem Datenmaterial, unter anderem die revi-
dierten gesundheitsbezogenen Rechensysteme und die
Plane der Gesundheitsberichterstattung zur Nutzung
ambulanter Diagnosen, auf der Tagesordnung. Die Vor-
stellung von rasterbasierten Auswertungen des Zensus
2011 sowie von Moglichkeiten und Grenzen kartografi-
scher und regionalisierter Aufbereitungen von Gesund-
heitsdaten rundeten das Themenspektrum ab.

NEUERSCHEINUNGEN

Statistisches Jahrbuch 2015

Das Statistische Jahrbuch bietet in kompakter Form
ein sorgfdltig ausgesuchtes und aufbereitetes Daten-
angebot zu Themen, die Wirtschaft, Politik und Medien
beschaftigen.

Das Statistische Jahrbuch 2015 beantwortet die Frage,
in welchen Bereichen auch 25 Jahre nach der deutschen
Vereinigung noch Unterschiede zwischen Ost und West
vorliegen — und in welchen nicht. Ebenso informiert es
tber die Auswirkungen des demografischen Wandels
auf die Gesellschaft sowie die Folgen, die die wirtschaft-
liche Entwicklung in der Eurozone fiir den deutschen
AuBenhandel hat.

Sie mochten mehr wissen? Informationen zu diesen
und weiteren interessanten Themen finden Sie im Sta-

tistischen Jahrbuch. Es steht Ihnen komplett oder kapi-
telweise als Download zur Verfligung. Eine Printversion
kdnnen Sie fiir 71,— Euro im Buchhandel erwerben oder
direkt bestellen.

N www.destatis.de/jahrbuch

Jahresgutachten des
Sachverstdndigenrates

Der Sachverstandigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung legte im November 2015
sein Jahresgutachten 2015/16 vor. Es tragt den Titel
»Zukunftsfahigkeit in den Mittelpunkt“ und hat drei
Schwerpunktthemen: die Bewdltigung der Fliichtlings-
migration, die Starkung der Architektur der Europdi-
schen Wahrungsunion und die Schaffung von Vorausset-
zungen fiir mehr Wachstum in Deutschland.

A www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de

Data-Driven Innovation:
Big Data for Growth and Well-Being

Die Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) untersucht in ihrem neuen
Bericht, inwieweit die hinter dem Schlagwort Big Data
stehenden Entwicklungen und die daraus resultierende
,Data-Driven Innovation“ zu mehr Wachstum und Wohl-
stand fiihren kdnnen. Die Studie geht auch auf die Mini-
mierung von wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Risiken ein.

Wadhrend das Volumen an Daten rasant wachst, sin-
ken der Aufwand und die Kosten fiir das Sammeln und
Sichern. Unternehmen, die auf datengestiitzte Innova-
tionen setzen, konnten ihre Produktivitdt um 5% bis
10% schneller steigern als andere Unternehmen.

N www.oecd.org
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Bildung auf einen Blick 2015

Die OECD-Veroffentlichung ,Bildung auf einen Blick
2015 — OECD-Indikatoren ist die mafigebliche Quelle
fur Informationen zum Stand der Bildung weltweit. Sie
bietet in vier Kapiteln (Kapitel A: Bildungsergebnisse
und Bildungsertrage; Kapitel B: Die in Bildung investier-
ten Finanz- und Humanressourcen; Kapitel C: Bildungs-
zugang, Bildungsbeteiligung und Bildungsverlauf; Kapi-
tel D: Das Lernumfeld und die Organisation von Schulen)
Daten zu den Strukturen, der Finanzierung und der Leis-
tungsfahigkeit der Bildungssysteme der 34 OECD-Mit-
gliedstaaten sowie einer Reihe von Partnerldndern.

Internationale Bildungs-
indikatoren im Landervergleich

Jeweils Zeitgleich mit den OECD-Bildungsindikatoren
verdffentlichen die Statistischen Amter des Bundes und
der Lander entsprechende Ergebnisse fiir die Bundes-
lander in der Veroffentlichung ,,Internationale Bildungs-
indikatoren im Landervergleich“. Darin werden auch
Indikatoren zu den Themen Bildungszugang, Bildungs-
beteiligung, Bildungsverlauf und Bildungsausgaben
sowie zum Bildungsstand der Erwachsenen dargestellt.

N www.statistikportal.de

Europdischer Gesundheitsbericht
2015

Alle drei Jahre legt das Regionalbiiro flir Europa der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) den europdischen
Gesundheitsbericht vor. Die neu erschienene Verof-
fentlichung befasst sich unter dem Titel “The European
health report 2015. Targets and beyond — reaching new
frontiers in evidence” mit dem bislang erzielten Fort-
schritt in Bezug auf die sogenannten sechs ,,Dachziele”
des WHO-Rahmenkonzepts fiir eine Gesundheitspolitik
»Gesundheit 2020“. Unter dem Titel ,,Der Europdische
Gesundheitsbericht 2015. Der Blick {iber die Ziele hin-
aus — neue Dimensionen der Evidenz“ steht eine deut-
sche Zusammenfassung der wesentlichen Perspektiven
zur Verfligung.

N www.euro.who.int
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http://www.euro.who.int/__data/assets/pdf_file/0011/284753/EHR_High_DE_WEB.pdf?ua=1
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http://www.statistikportal.de/Statistik-Portal/Bildungsindikatoren_2015.pdf#search=Internationale+Bildungsindikatoren
http://www.euro.who.int/en/data-and-evidence/european-health-report/european-health-report-2015/european-health-report-2015-the.-targets-and-beyond-reaching-new-frontiers-in-evidence.-highlights
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INDIKATOREN ZUR LEBENSQUALITAT

Vorschldge der europdischen Expertengruppe
und ausgewahlte nationale Initiativen

Dr. Susana Garcia Diez

N Schliisselwdrter: Wohlfahrtsmessung — BIP und mehr — Lebensqualitét —
Indikatoren

ZUSAMMENFASSUNG

Zur umfassenderen Messung von Wohlfahrt, Lebensqualitdt und sozialem Fortschritt
sind inzwischen verschiedene Initiativen von Statistikdmtern in Europa entstanden.
Diese eint, dass sie einen multidimensionalen Ansatz verfolgen, in dem Aspekte der
materiellen Wohlfahrt zusammen mit Aspekten der personlichen und sozialen Lebens-
umstdnde und der nachhaltigen Entwicklung beriicksichtigt werden. Dabei spielen
neben klassischen objektiven Indikatoren auch Indikatoren tiber das subjektive in-
dividuelle Empfinden eine wichtige Rolle. Dieser Beitrag stellt vier ausgewdhlte Initi-
ativen vor: den Indikatorensatz zur Lebensqualitdt von Eurostat sowie die jeweiligen
Vorschlige aus GroRbritannien, Osterreich und Italien. Dabei werden Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede hinsichtlich der thematischen Dimensionen und ihrer Auswahl
sowie der Auswahl, Aggregation und Bewertung der verwendeten Indikatoren heraus-
gearbeitet.

N Keywords: well-being measurement — GDP and beyond — quality of life —
indicators

ABSTRACT

Statistical institutes in Europe have launched a variety of initiatives on measuring well-
being, quality of life and social progress in a more comprehensive way. What they have
in common is that all of them pursue a multidimensional approach that includes issues
ranging from material well-being to personal and social circumstances and to aspects
of sustainability. In this approach, the classic objective indicators are as relevant as
those regarding the individual perception of people. This contribution presents four
selected initiatives: the Eurostat set of quality of life indicators and the initiatives from
Great Britain, Austria and Italy. Similarities and particularities of these initiatives are
explored regarding the thematic dimensions and their selection as well as the selec-
tion, aggregation and evaluation of the indicators used.
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Dr. Susana Garcia Diez

Internationale Diskussion

Die Frage, wie Wohlstand und Lebensqualitdat der Men-
schen im 21. Jahrhundert addquat statistisch gemessen
werden kann, steht ganz oben auf der internationalen
Agenda. Sie wurde bereits 2007 im Rahmen des World
Forum “Statistics, Knowlegde and Policy: Measuring
and Fostering the Progress of Societies” der Organi-
sation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) aufgeworfen und in der sogenannten
Istanbul Declaration (www.oecd.org) und regelmafig in
der OECD-Veroffentlichung “How’s Life” (OECD, 2013;
OECD, 2015) behandelt. Wichtige Referenzen in der
Debatte sind auch der Bericht der sogenannten Stiglitz-
Sen-Fitoussi-Kommission (Stiglitz/Sen/Fitoussi, 2009;
Braakmann, 2010) und die von der Europdischen Kom-
mission veroffentlichte Mitteilung ,,Das BIP und mehr.
Die Messung des Fortschritts in einer Welt im Wandel“
(Europdische Kommission, 2009). Das Interesse an die-
sem Thema stieg etwa parallel zum Beginn der grofien
Finanzmarktkrise 2008, obwohl manche dieser Uber-
legungen bereits in den 1970er-Jahren auftauchten!?,

Zahlreiche nationale und internationale statistische Ini-
tiativen sind in der Folge entstanden. Sie reichen von
in einer Zahl ausgedriickten Gesamtindikatoren bis zu
breit gefdacherten Sets von Indikatoren, die unterschied-
liche Dimensionen von Wohlstand und Lebensquali-
tat abbilden (Braakmann, 2015). Eine Gemeinsamkeit
dieser Vorschldge ist die Kritik am Bruttoinlandspro-
dukt als Wohlfahrtsindikator. Zwar wird dem Brutto-
inlandsprodukt ein Beitrag zur Erfassung der materiellen
Versorgung auf Makroebene zugestanden, aber fiir die
Darstellung von Wohlfahrt und Lebensqualitdt sowie
deren Verteilung zwischen privaten Haushalten reicht
dies nicht aus. Das Ziel bei all diesen Initiativen ist eine
umfassendere statistische Berichterstattung zur wirt-
schaftlichen und sozialen Lage der Bevolkerung unter
Beriicksichtigung 6kologischer Aspekte.

1 Beispielsweise nach der ersten Olpreiskrise und durch die darauf
folgende Kritik am ungebremsten Wachstum (Meadows, 1972), durch
die Arbeit mit Sozialindikatoren bei der OECD (OECD, 1982), aber
auch in Deutschland (Zapf, 1974; Zapf/Glatzer, 1984; Noll, 2011).
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Fiir die Statistik in Europa waren die Ergebnisse einer
von Eurostat, dem Statistischen Amt der Europdischen
Union, ins Leben gerufenen Arbeitsgruppe zur Messung
von Fortschritt, Wohlbefinden und nachhaltiger Entwick-
lung von groBer Bedeutung (Sponsorship Group, 2011).
Bezugnehmend auf die Kommissionsmitteilungen ,,Das
BIP und mehr“ und die Europa-2020-Strategie (Europa-
ische Kommission, 2010) wurden konkrete Vorschldge
zur Umsetzung der im Bericht der Stiglitz-Sen-Fitoussi-
Kommission entwickelten Empfehlungen gemacht. Da-
bei stehen haushalts- und personenbezogene Infor-
mationen sowie Verteilungsaspekte im Vordergrund.
Daneben haben einige europdische Lander in den
letzten Jahren auch eigenstdndig Indikatoren zur Wohl-
fahrtsmessung bereitgestellt.

Der Aufsatz gibt einen Uberblick iiber verschiedene Vor-
schlage zur Wohlfahrtsmessung. Dargestellt werden die
unter der Fiihrung von Eurostat erarbeiteten Indikatoren
zur Lebensqualitdt sowie die Initiativen des Vereinigten
Konigsreichs, lItaliens und Osterreichs. Dabei werden
die Inhalte und Strukturen der verschiedenen Indikato-
rensets hinsichtlich Gemeinsamkeiten und Unterschie-
den untersucht.

2

Ausgewadhlte Indikatorensets

2.1 Eurostat: Lebensqualitat

Die Eurostat-Expertengruppe zur Messung der Lebens-
qualitdat begann ihre Arbeit im Madrz 2012 mit dem
Ziel, eine Liste von konkreten Lebensqualitdtsindika-
toren zu erstellen sowie Datenliicken zu erkennen und
diese zu schlielen. Insgesamt erarbeitete die Gruppe,
deren Experten vor allem aus nationalen Statistik-
amtern der EU-Mitgliedstaaten sowie aus internatio-
nalen Institutionen kamen, neun Themenbereiche fiir
die Messung von Lebensqualitdt. Einer davon bezieht
sich auf das ,Allgemeine Lebensgefiihl” anhand einer
subjektiven Einschatzung des eigenen Lebens durch
Befragungen.

Die zur Verfiigung stehenden Daten stammten in erster
Linie aus der europaweiten Befragung privater Haus-
halte zu deren Einkommens- und Lebensbedingungen,

Statistisches Bundesamt | WISTA | 6 | 2015



Indikatoren zur Lebensqualitat

EU-SILCI2, Auf deren Grafik 1
Basis wahlte die Exper-

tengruppe rund 90 Indi- (Quality of Life) von Eurostat

Thematische Dimensionen und Indikatoren der Initiative "Lebensqualitat

katoren aus, von denen
manche noch in Entwick-

Materielle Lebens- Produktive oder Gesundheit

lung sind.I3  Wichtige bedingungen Haupttatigkeit
Kriterien fiir die Auswahl

. (2/15) (2/23) (2/12)
waren die Relevanz und
Klarhe]t der In'dlkatoren, Bildung Freizeit und soziale Wirtschaftliche
deren internationale Ver- Interaktionen und physische
gleichbarkeit sowie die Sicherheit
Frequenz und Aktualitat. (1/6) 2/12) 2/6)
Die ausgewdhlten Indi- I E— i -

. ecntsstaatlichkel aturliche gemeines
katoren deCk_en die neun und Grundrechte Umgebung und Lebensgefiihl
Themenbereiche ab. Zur Wohnumfeld
besseren Ubersicht und a/e) /) /7)

um die Kommunikation

in eine breite Offent-

Die erste Zahl bezieht sich jeweils auf Leitindikatoren und die zweite Zahl auf alle Indikatoren fiir den jeweiligen Bereich.

lichkeit sicherzustellen,

wurden zudem Leitin-

dikatoren ausgewdhlt, die bei der Veréffentlichung im
Mittelpunkt stehen sollen (Eurostat, 2015).

Ausgehend von den neun Themenbereichen wurden
die Indikatoren in zwei Ebenen hierarchisch gegliedert:
zuerst ein bis zwei Leitindikatoren je Themenbereich,
und dann die Standardindikatoren, welche weitere
erganzende Informationen liefern. Grafik 1 stellt die
neun Themenbereiche, die Zahl der Leitindikatoren und
die der Indikatoren insgesamt fiir den jeweiligen The-
menbereich dar. Fiir den Themenbereich ,,Materielle
Lebensbedingungen® zum Beispiel gibt es die beiden
Leitindikatoren ,,Durchschnittliches Medianeinkommen
gemessen anhand des Nettodquivalenzeinkommens
der Haushalte* sowie die Relation des Einkommens des
obersten Einkommensquintils zu dem des unteren Ein-
kommensquintils, die sogenannte S80/S20-Relation.
Weitere Standardindikatoren sind beispielsweise die
Armutsrisikorate, die Zufriedenheit mit der finanziellen
Situation des Haushalts oder die Zufriedenheit mit der
Wohnsituation. Leitindikator fiir den Themenbereich
»Bildung“ ist der Bildungsstand gemessen anhand des
Hochschulabschlusses und fiir den Bereich ,,Allgemei-

2 EU-SILC (European Union Statistics on Income and Living Conditions)
ist die europaweit durchgefiihrte Gemeinschaftsstatistik tiber Ein-
kommen und Lebensbedingungen. Die deutsche Befragung tragt den
Namen LEBEN IN EUROPA .

3 Der komplette Satz von Indikatoren kann der Internetseite von Euro-
stat entnommen werden (http://ec.europa.eu/eurostat).
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nes Lebensgefiihl“ die durchschnittliche Bewertung der
allgemeinen Lebenszufriedenheit anhand einer Skala
von 0 bis 10. N Grafik 1

Ausschlaggebend fiir den hierarchischen Aufbau sowie
die Auswahl der Indikatoren waren die Vorschlage der
Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kommission. Dazu gehoren:

> die stdrkere Betonung des Einkommens privater
Haushalte, die Darstellung der Verteilung von Ein-
kommen und Vermdgen sowie die regelmafige Erfas-
sung der unbezahlten Arbeit in privaten Haushalten;

> die Messung der nicht materiellen Lebensqualitat,
wozu Faktoren wie Gesundheit, Bildung, persénliche
Aktivitdaten, Erwerbstatigkeit, politische Partizipation,
soziale Beziehungen, Umweltbedingungen sowie
existenzielle und wirtschaftliche Unsicherheiten
zdhlen;

> die dkologischen Aspekte wie der Abbau von Boden-
schdtzen und die Umweltverschmutzung, wodurch
die Lebensbedingungen kiinftiger Generationen
beeintrachtigt werden.

Damit decken die Empfehlungen die drei grof’en Berei-
che materielle Versorgung, personliche Lebensum-
stande einschliellich subjektivem Empfinden und
okologische Aspekte im Hinblick auf eine nachhaltige
Entwicklung ab. Die im Folgenden beschriebenen drei
Initiativen umfassen ebenfalls diese Bereiche.
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2.2 Vereinigtes Konigreich:
Measuring National Well-being

Im Jahr 2010 erhielt das Statistische Amt des Vereinigten
Konigreichs (Office for National Statistics, ONS) den Auf-
trag, zuverldssige, verstandliche und relevante Statis-
tiken tiber das Wohlergehen der Gesellschaft (National
Well-being) und iiber den sozialen Fortschritt im Land
zu entwickeln und zu verdffentlichen. Das Programm
“Measuring National Well-being” startete mit einer lan-
desweiten Debatte dariiber, welche Themen fiir die Men-
schen wirklich zdhlen. An dem fiinf Monate dauernden
Dialog beteiligten sich etwa 34000 Privatpersonen und
Organisationen aus allen gesellschaftlichen Kreisen. Sie
nahmen an Befragungen oder direkt an Veranstaltungen
teil. Das ONS legte grofien Wert darauf, dass sehr unter-
schiedliche gesellschaftliche Gruppen in die Diskussio-
nen einbezogen wurden. Um eine hohe Beteiligung zu
erreichen, wurden innovative Instrumente eingesetzt
(Online-Kontakte, soziale Netzwerke). Allerdings, so
das ONS, handelte es sich beim Programm “Measuring
National Well-being” streng genommen nicht um eine
statistische Erhebung. Daraus folgt, dass die Ergebnisse
in ihrer Reprdsentativitdt gewisse Einschrdnkungen auf-
weisen.l4

4 “However, this was not a statistical exercise and these findings do
not claim to be representative of the whole population” (Evans,
2011; hier: Seite 4).

Grafik 2

Ein zentraler Punkt bei der Wohlfahrtsmessung war es,
durch die Partizipation die Akzeptanz in der Bevolke-
rung zu gewdhrleisten. Daflir wurde ein breiter Ansatz
an Themenbereichen ausgewdhlt. Neben objektiven
Indikatoren zu Okonomischen und sozialen Lebens-
bedingungen sowie den Umweltbedingungen wurden
subjektive Faktoren, wie die individuelle Wahrnehmung
der eigenen Lebenszufriedenheit, als wichtige Instru-
mente fiir die Messung der nationalen Wohlfahrt ver-
standen. Daher wurden ab dem Jahr 2011 Fragen zur
subjektiven Lebensqualitdt in die bereits existierenden
Haushaltsbefragungen des ONS aufgenommen. !5

Eine regelmafiige Berichterstattung, sowohl zusammen-
fassend iiber das Thema Well-being im Allgemeinen
(ONS, 2015a), als auch spezifisch tiber die unterschied-
lichen Themenbereiche, wie beispielsweise “Economic
Well-being” (ONS, 2015b), wurde aufgenommen. Dabei
befindet sich die allgemeine Struktur noch immer im
Entwicklungsstadium, sodass Revisionen der Themen
und Dimensionen noch moglich sind.

Das britische Indikatorensetlé enthélt zehn Dimensio-
nen, die sowohl zahlenmaBig als auch thematisch

5 Hierzu zéhlen Fragen wie: “Overall, how happy did you feel yester-
day?”, “Overall, how anxious did you feel yesterday?”, “Overall, how
satisfied are you with your life nowadays?” und “Overall, to what
extent do you feel the things you do in your life worthwhile?”

6 Die derzeitige Struktur (Dimensionen und Indikatoren) ist im soge-

nannten “Wheel of Measures” dargestellt (www.neighbourhood.
statistics.gov.uk; Zugriff am: 22. Oktober 2015).

Thematische Dimensionen und Indikatoren des National Well-being-Indikatorensets des ONS

ONS: Office for National Statistics, Vereinigtes Kénigreich.
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denen von Eurostat (siehe Abschnitt 2.1) dhneln. Unter-
schiede tauchen erst bei den einzelnen Indikatoren
auf, von denen je nach Dimension zwischen zwei und
sechs Indikatoren vorgesehen sind. Insgesamt umfasst
das britische Indikatorensystem 41 Indikatoren. Eine
Zusammenfassung erfolgt nicht, auch nicht innerhalb
der Dimensionen. N Grafik 2

Wie bei der Initiative Eurostats spielen nicht nur Indi-
katoren zur allgemeinen Lebensqualitdt eine wichtige
Rolle, sondern auch Indikatoren der individuellen Wahr-
nehmung in den unterschiedlichsten Bereichen des
Lebens. Hierzu zahlen unter anderem Fragen zur Zufrie-
denheit mit den Einkommen, der Gesundheit oder zu
finanziellen Schwierigkeiten des Haushaltes.

Beispielsweise wurden in der Dimension Wirtschaft
(“Economy”) folgende drei Indikatoren ausgewahlt:
die Inflationsrate (Verbraucherpreisindex), die Staats-
schulden in Prozent des Bruttoinlandsprodukts und das
Nettonationaleinkommen pro Kopf (ONS, 2015c). Die
Zufriedenheit mit dem Familienleben einerseits und den
sozialen Beziehungen andererseits sowie die Frage, ob
man jemanden hat, an den man sich in Notfdllen wen-
den kann, wurden fiir den Bereich soziale Beziehungen
(“Our Relationships”) ausgewahlt.

2.3 Osterreich: Wie geht’s Osterreich?

Begonnen wurden die Arbeiten in Osterreich im Oktober
2012. Die Bundesanstalt Statistik Osterreich (STATISTIK
AUSTRIA) reagierte auf die internationale Debatte mit
der Online-Veroffentlichung eines ersten Indikatoren-
sets (www.statistik.at). Ziel war auch hier, ein breiteres
Bild von Wohlstand und Fortschritt in der Gesellschaft
abzubilden und den Blick iiber das Bruttoinlandspro-
dukt hinaus zu richten (Pesendorfer und andere, 2012).

Nach der ersten Veroffentlichung des Indikatorensets
im Jahr 2012 erfolgte jahrlich eine Aktualisierung der
ausgewdhlten Indikatoren — online und als Printpubli-
kation (STATISTIK AUSTRIA, 2014b). Bei der Auswahl der
Indikatoren spielten Relevanz, Verstdndlichkeit, Kom-
munizierbarkeit und Aktualitdt eine zentrale Rolle. Wei-
tere Ziele waren, die internationale Vergleichbarkeit zu
beachten sowie vorhandene Datenliicken zu schlief3en.
Hierzu gehoren, die Darstellung der Einkommens- und
Vermdgensverteilung zu verbessern und Informationen
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zur Zeitverwendung in mehrjdhrigen Abstanden bereit-
zustellen, ebenso Informationen zu subjektiven Wahr-
nehmungen, beispielsweise Vertrauen in das politische
System. Ziel ist es auch, eine intensive Diskussion anzu-
stoRen und dabei die Offentlichkeit einzubeziehen.

Das Online-Indikatorenset Osterreichs ist im Gegensatz
zu den vorher aufgezeigten Initiativen hierarchischer
aufgebaut. Es basiert — eng angelehnt an den Stiglitz-
Sen-Fitoussi-Bericht — auf nur 3 Dimensionen, die wie-
derum 20 Unterbereiche enthalten und mit 52 Indikato-
ren unterfiittert sind. Die Dimension , Lebensqualitat”
mit ihren 10 Unterbereichen und 26 Indikatoren hat
thematisch dieselbe Struktur wie im Vereinigten Kénig-
reich. Die Zahl der Indikatoren wird bei einigen Print-Ver-
offentlichungen von STATISTIK AUSTRIA etwas verringert
(STATISTIK AUSTRIA, 2014a). So wird in Osterreich iiber
,»,BIP + 30 Schliisselindikatoren® im Rahmen der Initia-
tive ,,Wie geht’s Osterreich?“ berichtet. N Grafik 3

Grafik 3
Thematische Dimensionen aus "Wie geht's Osterreich?"

Materieller Lebensqualitdt
Wohlstand
(5/11) (10/26)

Umweltorientierte
Nachhaltigkeit

(5/15)

Die erste Zahl bezieht sich jeweils auf die Unterbereiche und die zweite auf die Indikatoren
in der jeweiligen Dimension.

2015-01-0643

Von den 20 Unterbereichen sind 5 der Dimension ,,Mate-
rieller Wohlstand“, 10 der Dimension ,,Lebensqualitat
und 5 der ,,umweltorientierten Nachhaltigkeit“ zugeord-
net. Mit 26 Indikatoren gehdren die meisten zur Dimen-
sion Lebensqualitdt. Dazu zdhlen so unterschiedliche
Indikatoren wie die Erwerbstatigkeitsquote, das subjek-
tive Empfinden Opfer einer Straftat zu werden und die
subjektive Einschatzung des Gesundheitszustandes.

Zum Indikatorenset ,Wie geht’s Osterreich“ gehort zu-
dem eine Bewertungsskala, welche die Entwicklungs-
richtung des jeweiligen Indikators anschaulich zeigt.
In Fdllen, in denen den Indikatoren anzustrebende
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politische Ziele zugrunde liegen (beispielsweise der
Europa-2020-Strategie der Europdischen Union), wurde
als wichtiges Beurteilungskriterium herangezogen, ob
das Ziel erreicht oder verfehlt wurde (Pesendorfer und
andere, 2012; hier: Seite 15).

Die Auswahl und Weiterentwicklung von Indikatoren
unter dem Projektnamen ,,BIP + 30 Schliisselindikato-
ren“ orientiert sich — wie andere Initiativen auch — an
den Uberlegungen des Européischen Statistischen Sys-
tems (ESS) sowie an den Empfehlungen des Stiglitz-Sen-
Fitoussi-Berichts. Bei den Schliisselindikatoren handelt
sich um einen Kompromiss zwischen einer guten Ver-
standlichkeit und einem einfachen Zugang fiir eine brei-
tere Offentlichkeit. lhre Zahl soll auch in Zukunft nicht
erhoht werden. Falls notig, werden die Schliisselindika-
toren durch Subindikatoren sowie durch themenspezifi-
sche Ausarbeitungen erganzt.

2.4 Italien: Benessere Equo
e Sostenibile!”

Das italienische Projekt «Benessere Equo e Sostenibile»
des italienischen Statistikamtes Istat (Istituto nazionale
di statistica) und des offiziellen Wirtschaftsrates der ita-
lienischen Regierung (Consiglio Nazionale dell’Econo-
mia e del Lavoro — CNEL) basiert auf vorangegangenen

7 Gerechtes und nachhaltiges Wohlergehen.

Grafik 4

internationalen Initiativen, insbesondere der Istanbul
Declaration der OECD aus dem Jahr 2007 (siehe Kapi-
tel 1). Ziel war es, ein Set von Indikatoren zu entwickeln,
das einen umfassenden Uberblick tiber Stand und Fort-
schritt der italienischen Gesellschaft bietet.!8

In Italien wurde wie in Grof3britannien eine breite natio-
nale Befragung durchgefiihrt, an der sich 45000 Per-
sonen beteiligten. Die Befragung erfolgte online und
“face to face” durch Interviewer sowie bei regionalen
Workshops (Istat, 2012), danach wurden die themati-
schen Dimensionen des Indikatorensets festgelegt. Um
diesen Prozess zu unterstiitzen, wurden zwei Gremien
gegriindet: eine Lenkungsgruppe, bestehend aus 33
Mitgliedern aus Unternehmen, Gewerkschaften, Frauen-
organisationen und Konsumentengruppen, sowie par-
allel dazu eine wissenschaftliche Kommission. Als
Ergebnis der Befragung wurden in einem ersten Schritt
zwolf ibergeordnete Dimensionen formuliert, in einem
zweiten Schritt identifizierten die Lenkungsgruppe und
die wissenschaftliche Kommission gemeinsam die best-
moglichen Messgréfen und Indikatoren fiir jede Dimen-
sion (Istat, 2013). Daraus ergab sich eine Gesamtzahl
von 130 statistisch abbildbaren Indikatoren. Dabei
ging es in erster Linie darum, bereits existierende und
robuste Indikatoren zur Verfiigung zu stellen. N Grafik 4

8 Die Initiative kann online unter: www.misuredelbenessere.it/ einge-
sehen werden. Ebenfalls erscheint jéhrlich der Bericht Rapporto BES
(siehe aktuell Istat, 2014).

Thematische Dimensionen und Indikatoren aus "Benessere Equo e Sostenibile" von Istat
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Jede der Dimensionen wird durch eine Vielzahl an Indi-
katoren unterfiittert. Im Bereich Gesundheit gehdren
beispielsweise die Lebenserwartung, die Lebenserwar-
tung in Gesundheit (Healthy Life Years), die Kindersterb-
lichkeit, der Body-Mass-Index zur Erfassung von Uber-
gewicht sowie der Alkohol- und Tabakkonsum dazu.

3

Vergleich der ausgewadhlten Initiativen

Aus den Diskussionen und den bisher vorliegenden
Indikatorensets konnen einige grundlegende Gemein-
samkeiten abgeleitet werden: Einerseits erfordert eine
Berichterstattung zu Wohlfahrt und Lebensqualitat
Informationen zur materiellen Lage, die tiber das Brutto-
inlandsprodukt hinausgehen, und andererseits sind die
okologische Nachhaltigkeit und die individuell wahr-
genommene Lebenszufriedenheit als unverzichtbare
Bausteine fiir ein solches Berichtssystem anzusehen.
Weitgehend Einigkeit besteht auch darin, dass es sich
dabei um ein multidimensionales Informationssystem
handeln soll und kein zusammengefasster Indikator
— ein sogenannter Composite Indicator — ermittelt wer-
den sollte.

Diese Grundstruktur spiegelt sich in den ausgewdahlten
Initiativen wider. Die drei im Stiglitz-Sen-Fitoussi-Bericht

Ubersicht 1
Ausgewdbhlte Initiativen im Vergleich

benannten Hauptbereiche (Wirtschaft und materieller
Wobhlstand, Lebensqualitdt und gesellschaftliche Bedin-
gungen sowie Nachhaltigkeit und Umwelt) werden von
den Initiativen aufgegriffen und mit unterschiedlichen
thematischen Dimensionen abgedeckt. Eurostats Initi-
ative ,Lebensqualitdat“ enthdlt neun Themenbereiche,
das Programm “Measuring National Well-being” im
Vereinigten Konigreich umfasst insgesamt zehn thema-
tische Dimensionen, bei ,Wie geht‘s Osterreich?* sind
es drei Themenfelder (allerdings mit 20 Unterbereichen)
und das italienische Projekt untersucht zwélf Dimen-
sionen.

Auch beim Auswahlprozess fiir das jeweilige Indikato-
renset (Dimensionen und Indikatoren) unterscheiden
sich die Vorgehensweisen: Das Vereinigte Konigreich
und ltalien befragten die Bevolkerung und teilweise
Experten, wihrend sich Osterreich und Eurostat auf
reine Expertenkonsultationen beschrankten. Auch bei
der Zahl der Indikatoren werden Differenzen deutlich:
Hier bewegen sich die Initiativen zwischen 31 Indika-
toren im Fall von Osterreich (bei der auf das BIP + 30
Schliisselindikatoren fokussierten Darstellung) bis hin
zur italienischen Initiative mit insgesamt 130 Indikato-
ren. In keiner Initiative werden Indikatoren aggregiert
zu einem Gesamtindikator, auch nicht innerhalb der
einzelnen Dimensionen. Vorgegebene Ziele gibt es nur
in Osterreich, wo eine Bewertungsskala fiir die Zielerrei-
chung verwendet wird. Eine Bewertungsskala ermdglicht

Eurostat:
,Lebensqualitat

Vereinigtes Kénigreich:
“Measuring National
Well-being”

Osterreich:

,Wie geht’s Osterreich?“

Italien:
«Benessere Equo e
Sostenibilex»

Indikatorentyp

Offentliche Konsultation
Aggregation der Indikatoren

Bewertungsskala oder vorgegebene

Ziele

Unterschiedlich wichtige Indikatoren?

Anzahl der Indikatoren

Subjektive Indikatoren vorhanden?

(Anzahl)

VerteilungsgroBen vorhanden?
(einige Beispiele)

Indikatorenset
9 Dimensionen

nein
nein

nein

ja
(Leitindikatoren)
94

ja (38)

Personen in Haushalten mit
sehr geringer Erwerbsinten-
sitdt nach Alter, Geschlecht
sowie Einkommensquintil
und Haushaltstyp

Indikatorenset
10 Dimensionen

ja
nein
nein
nein
41

ja(18)

Armutsgefdahrdung

Indikatorenset

3 Dimensionen/
20 Unterbereiche

nein
nein

ja

ja
(Leitindikatoren)

52 (online)
31 (bei BIP + 30)

ja (5)

Einkommensverteilung
5$80/520

Gender-Pay-Gap

Indikatorenset
12 Dimensionen

ja

nein
nein
nein
130

ja(23)

Materiell schwer benach-
teiligte Personen

Erweiterte Merkmale nach Braakmann (2015, Seite 10).
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Ubersicht 2

Thematische Dimensionen und hdufig ausgewahlte Indikatoren

Thematische Dimensionen

Héufige Indikatoren
(bei mindestens 3 Initiativen)

Materieller Wohlstand

Arbeit und Beschaftigung

Gesundheit

Bildung
Wohnverhdltnisse, Wohnumgebung
Sicherheit

Soziale Teilhabe

Subjektive Wahrnehmung der Lebensqualitat

Politische Partizipation und Rechtsstaatlich-
keit

Umwelt

v v v

v v

~

>

verfiighares Einkommen der privaten Haushalte (Verbrauchskonzept)!
Armutsrisikorate
Einkommensquintilsverteilung S80/S20

Arbeitslosenrate
Zufriedenheit am Arbeitsplatz

Lebenserwartung
Einschdtzung tiber die eigene Gesundheit

abweichende Indikatoren

abweichende Indikatoren

>

v ov v

~

~

~

~

>

gefiihlte physische Sicherheit, wenn alleine in der Gegend
bei Dunkelheit unterwegs

Zufriedenheit mit den personlichen und sozialen Beziehungen
Beteiligung an ehrenamtlichen Tatigkeiten
jemanden haben, auf den man sich verlassen kann

allgemeine Lebenszufriedenheit

positive Faktoren (Haufigkeit eines Gliickgefiihls wihrend der letzten
vier Wochen) und negative Faktoren (Hiufigkeit von Stress)
Zufriedenheit mit der Freizeit

Vertrauen in Institutionen (Justiz, Polizei, politische Parteien und
lokale Institutionen)

Luftverschmutzung durch Emissionen (Feinstaub, Kohlendioxid)

enthalten die Dimensio-
nen Bildung und Wohn-
verhaltnisse/Wohnumge-
bung, sodass hier mehr
Harmonisierung sinnvoll
wdre. Im Bereich ,,Bil-
dung” wurde zwar das
Bildungsniveau bei allen
Initiativen erfasst, aller-
dings mit unterschied-
lichen Messgrofien.

Die Auswertung hat auch
nationale Besonderhei-
ten aufgezeigt, also the-
matische Schwerpunkte,
welche ausschlieBlich ein
Land setzt. So wurden
in ltalien die Dimensio-
nen ,lLandschaft und

> Anteil der erneuerbaren Energietrager

Kulturerbe* (Paesaggio e

1 Zu Einkommenskonzepten siehe Schwahn/Schwarz, 2015.

es zu priifen, in welchem Umfang die von der Politik
vorgegebenen Ziele tatséchlich erreicht werden. Die Vor-
gaben, die personliche Ebene zu beriicksichtigen sowie
Verteilungsaspekte zu erfassen, sind bei allen Initiati-
ven erfiillt. N Ubersicht 1

Werden die vorgeschlagenen thematischen Dimensio-
nen sowie die ausgewahlten Indikatoren ndaher betrach-
tet, so kommen erwartungsgemaf bei den thematischen
Dimensionen wesentliche Themen in allen vier betrach-
teten Initiativen vor. Sie werden zwar nicht immer mit
den gleichen statistischen Indikatoren abgebildet, sind
aber in allen Initiativen zentrale Themen fiir die Wohl-
fahrtsmessung. Die in Ubersicht 2 beschriebenen Indi-
katoren wurden bei mindestens drei der vier Initiativen
genannt. N Ubersicht 2

Die hochsten Ubereinstimmungen bei der Auswahl der
Indikatoren wurden in den Bereichen materieller Wohl-
stand, Soziale Teilhabe sowie subjektive Wahrnehmung
der Lebensqualitit erzielt. Hohe Ubereinstimmungen
gibt es auch in den Dimensionen Arbeit und Beschéfti-
gung, Gesundheit und Umwelt. Gewisse Ubereinstim-
mungen mit einem gemeinsamen Indikator weisen die
Dimensionen Sicherheit sowie politische Partizipation
und Rechtsstaatlichkeit auf. Abweichende Vorschldge
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patrimonio culturale) und

»Forschung und Entwick-
lung® (Ricerca e innovazione) als relevant erachtet und
mit zwdlf beziehungsweise sieben Leitindikatoren in
das Indikatorenset aufgenommen. In Osterreich haben
Verteilungsaspekte sowie monetdre Umweltdaten (Um-
weltschutzausgaben, Okosteuer, Umweltumsatz/Um-
weltwirtschaft) eine grofe Bedeutung. Im Vereinigten
Konigreich wurde intensiv in die Entwicklung von Indika-
toren des subjektiven Wohlbefindens (“individual well-
being”) investiert, beispielsweise mit der Durchfiihrung
und Auswertung einer speziell fiir diesen Zweck konzi-
pierten Befragung (Office for National Statistics, 2011).
Hier basieren 18 von 41 ausgewdhlten Indikatoren auf
der subjektiven Wahrnehmung.

4

Ausblick

Konzepte fiir die statistische Messung von Lebensqua-
litdt und Wohlfahrt sind in den letzten Jahren sowohl
auf internationaler als auch auf nationaler Ebene aus-
fiihrlich diskutiert worden. Einige Lander verfiigen auch
schon liber umfassende Systeme zur Berichterstattung.
Der Weg zu einer international vergleichbaren Darstel-
lung, wie dies im Europdischen Statistischen System
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angestrebt wird, ist allerdings noch weit. Die Untersu-
chungen haben gezeigt, dass die ausgewdhlten natio-
nalen Initiativen zwar eine allgemein vergleichbare
Grundstruktur aufweisen, aber noch viele Unterschiede
vorhanden sind, wenn es um die konkreten Messgréfien
und Indikatoren geht, aber auch, wie jeweils die Aus-
wahlprozesse gestaltet werden.

Neben vergleichbaren Indikatoren fiir die Darstellung
der Ergebnisse (Output-Ebene) ist flir eine statistische
Vergleichbarkeit auch die Datengewinnung (Input-
Ebene) zu beachten. Fiir die Messung von Wohlfahrt
und Lebensqualitdt spielen Haushaltsbefragungen eine
zentrale Rolle. Innerhalb des Europdischen Statistischen
Systems kommt dabei der europaweiten Befragung EU-
SILC eine entscheidende Rolle zu. Hier gibt es zurzeit
verschiedene Bestrebungen zu weiteren Harmonisierun-
gen und zur Erweiterung des Frageprogrammes.

In Deutschland werden schon jetzt von der amtlichen
Statistik eine Vielzahl an Informationen zur Darstellung
der materiellen Wohlfahrt, der sozialen Lage und der
okologischen Entwicklung bereitgestellt. Dazu gehoren
der im Auftrag der Bundesregierung alle zwei Jahre zu
erstellende ,,Indikatorenbericht zur nachhaltigen Ent-
wicklung®, der ,Datenreport — Ein Sozialbericht fiir die
Bundesrepublik Deutschland®, der erstmals im Jahr
1983 veroffentlicht wurde und regelmafiig aktualisiert
wird, sowie die vielfdltigen — aus dem Mikrozensus, aus
EU-SILC und aus den Laufenden Wirtschaftsrechnungen
vorliegenden — Daten zur Struktur, zu Einkommen und
Konsum privater Haushalte.l? Ein eigenstandiges Sys-
tem zur Messung von Wohlfahrt und Lebensqualitat, wie
dies einige andere europdische Lander bereits haben,
ist in Deutschland noch in Entwicklung.

Mit dem gemeinsamen Gutachten des deutschen Sach-
verstdandigenrats zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung und des franzdsischen Conseil
d‘Analyse Economique (2010) und insbesondere mit
der Einsetzung der Bundestags-Enquete-Kommission
Wachstum, Wohlstand, Lebensqualitdt im Jahr 2010
(Deutscher Bundestag, 2010) begann auch in Deutsch-
land ein Diskussionsprozess zwischen Politik, Wissen-
schaft und Statistik mit dem Ziel, ein {iberschaubares
Set an Indikatoren zur Wohlfahrtsmessung aufzustel-
len. In ihrem Abschlussbericht im Jahr 2013 legte die

9 www.destatis.de
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Enquete-Kommission eine Empfehlung fiir ein Indikato-
renset bestehend aus zehn Leitindikatoren und weite-
ren Zusatzindikatoren vor (Deutscher Bundestag, 2013).
Anfang 2015 hat die Bundesregierung einen Biirger-
dialog,,Gut Leben in Deutschland — Was uns wichtig ist“
gestartet (www.gut-leben-in-deutschland.de). Ziel ist
es, die von den Biirgerinnen und Biirgern als wesentlich
angesehenen Aspekte fiir Wohlfahrt und Lebensqua-
litdt zu erfragen. Inwieweit die deutschen Ergebnisse
mit den Vorschldagen anderer EU-Mitgliedstaaten sowie
von Eurostat kompatibel sein werden, kann aus heuti-
ger Sicht aber noch nicht beantwortet werden. Klar ist
allerdings, dass die Auswahlund Anordnung von Indika-
toren normative Prozesse sind, die letztlich nurin einem
breiten Konsens zwischen Bevdlkerung, Politik, Wissen-
schaft und Statistik erfolgen kénnen. Dabei kommt der
Statistik vor allem die Rolle der technischen Umsetzung
zu. Dazu gehort auch, die Machbarkeit, die Belastbarkeit
oder die Aussagefahigkeit von Daten zu beurteilen. L
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UNTERBESCHAFTIGUNG, UBER-
BESCHAFTIGUNG UND WUNSCH-
ARBEITSZEITEN IN DEUTSCHLAND

Ergebnisse fiir das Jahr 2014

Dr. Martina Rengers

N Schliisselwdrter: Unterbeschiftigung — Uberbeschéftigung — Teilzeit -
Arbeitszeit — Wunscharbeitszeiten

ZUSAMMENFASSUNG

Die Vergleichbarkeit von Erwerbstdtigenzahlen nach dem international vereinbar-
ten Labour-Force-Konzept wird durch die zusatzliche Angabe der Zahl von Unter-
beschéaftigten verbessert. Unterbeschaftigung ist ein wichtiger erganzender Indikator
zur Charakterisierung der Erwerbstatigkeit. Doch welche anderen Mdéglichkeiten gibt
es, die heterogene Gruppe der Erwerbstdtigen detaillierter zu beschreiben? In erster
Linie werden Erwerbstdtigenkopfzahlen zundchst nach soziodemografischen Merk-
malen differenziert. Nach Geschlecht getrennte Erwerbstadtigenquoten sind seit Lan-
gem Standard. Eine weitere klassische Einteilung der Erwerbstdtigen ist diejenige
nach Vollzeit- und Teilzeittatigkeit. Aber welche Bandbreite an Wochenarbeitsstunden
steckt hinter dieser Klassifizierung? Mochten Erwerbstatige gerne langer oder kiirzer
arbeiten? Wenn ja, wie sehen die gewiinschten Wochenarbeitszeiten aus?

N Keywords: underemployment — overemployment — part-time —
working hours — desired working hours

ABSTRACT

The comparability of employment figures in accordance with the internationally agreed
labour force concept is enhanced by adding information on the number of underem-
ployed people. Underemployment is a supplementary though important indicator to
characterise employment. Are there other opportunities to describe the heterogeneous
group of people in employment in more detail? Above all the number of people in em-
ployment is broken down by socio-demographic variables. Breaking down the employ-
ment rates by sex has long been standard practice. Traditionally, the data on people in
employment have also been provided in a breakdown by full-time and part-time status.
Butwhat does this mean in detail? How many hours do they work per week? Would peo-
ple in employment like to work more or fewer hours? If yes, what would be the desired
working hours then?
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Einleitung

Nach dem Labour-Force-Konzept der Internationalen
Arbeitsorganisation (International Labour Organization
— 1LO) wird Erwerbstatigkeit in einem extensiven Sinne
erfasst. Eine Stunde bezahlte Arbeit je Woche reicht
bereits aus, um als erwerbstdtig klassifiziert zu wer-
den. Die umfassende Definition der Erwerbstatigkeit
fuhrt dazu, dass Erwerbslosigkeit als extreme Situa-
tion des totalen Fehlens von Arbeit betrachtet wird. Mit
dem Unterbeschaftigungskonzept kdnnen auch weniger
extreme Situationen mit partiellem Fehlen von Arbeit
ausgewiesen werden. Die internationale Vergleichbar-
keitvon Erwerbstdtigenzahlen wird durch die zusatzliche
Angabe der Zahl von Unterbeschéftigten verbessert.

Dieser Beitrag soll die heterogene Gruppe der Erwerbs-
tatigen naher charakterisieren. Neben der klassischen
Differenzierung der Erwerbstdtigenzahlen nach sozio-
demografischen Merkmalen und der Darstellung von
Erwerbstdtigen- und Teilzeitquoten widmet sich dieser
Beitrag den Wunscharbeitszeiten von Erwerbstatigen.
Vollzeit- und Teilzeitbeschaftigung, Unterbeschaftigung
und Uberbeschiftigung werden zunidchst getrennt von-
einander betrachtet und anschliefend auf Gemeinsam-
keiten und Unterschiede sowie nach zusdtzlichen Merk-
malen, wie gewdhnlicher Arbeitszeit und gewiinschter
Arbeitszeit, untersucht. Sdamtliche Analysen werden
nicht nur fiir Deutschland insgesamt, sondern auch diffe-
renziert nach West (friiheres Bundesgebiet ohne Berlin-
West) und Ost (neue Ldnder und Berlin) sowie nach
dem Geschlecht durchgefiihrt.I? Datengrundlage ist der
Mikrozensus beziehungsweise die in den Mikrozensus
integrierte Arbeitskrafteerhebung. Es werden nur 15-
bis 74-jahrige Personen in Privathaushalten betrachtet.
Die Hochrechnung erfolgte anhand von Bevdélkerungs-
eckwerten auf Basis des Zensus 2011.

Einschrankend ist zum Mikrozensus in Deutschland zu
erwdahnen, dass Vergleiche mit anderen erwerbsstatis-
tischen Datenquellen, wie der Erwerbstatigenrechnung
im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-

1 Die Differenzierung nach West und Ost erfolgt anhand des Wohnortes
der Befragten. Dabei bleibt unberiicksichtigt, welcher Region die
Arbeitsstatte der Befragten zuzuordnen ist. Personen mit Wohnort
Berlin werden vollstandig zum Osten gezahlt.
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gen oder der Beschaftigungsstatistik der Bundesagentur
fur Arbeit, auf eine Untererfassung der Erwerbstatigen-
zahlen, insbesondere der Zahl der geringfiigig Beschaf-
tigten im Mikrozensus, hinweisen (Kérner/Marder-Puch,
2015). Diese Untererfassung der Gesamterwerbstatig-
keit diirfte sich auch auf die hier untersuchten Ergeb-
nisse zu Untergruppen der Erwerbstatigen, wie Teilzeit-
tatige, Unterbeschiftigte, Uberbeschiéftigte, auswirken.

N Exkurs

Alle nachfolgend angegebenen Zahlen wurden bei den
Absolutwerten auf Tausend gerundet. In den Grafiken
werden die Ergebnisse teilweise der Ubersichtlichkeit
halber in Millionen mit nur ein oder zwei Nachkomma-
stellen gezeigt. Die zugrunde liegenden Berechnun-
gen wurden allerdings mit ungerundeten Zahlen vorge-
nommen. Die Rundung der Ergebnisse erfolgte dariiber
hinaus immer erst fiir das Endergebnis. Aufgrund der
Darstellung der Ergebnisse in gerundeter Form kann es
deshalb zu Rundungsdifferenzen kommen. So ergibt die
Summe der dargestellten west- und ostdeutschen Teil-
ergebnisse nicht unbedingt das ausgewiesene gesamt-
deutsche Ergebnis. Dariiber hinaus entstehen Abwei-
chungen insbesondere dann, wenn eine nachtrdgliche
Prozentuierung tiber die in gerundeter Form dargestell-
ten Absolutwerte erfolgt, denn die ausgewiesenen pro-
zentualen Werte wurden alle aus ungerundeten Absolut-
werten ermittelt.

2

Vollzeit- und Teilzeitbeschaftigung

Die Internationale Arbeitsorganisation hat den Begriff
des Teilzeittdtigen (part-time worker) zuletzt 1994 im
Rahmen des Ubereinkommens iiber die Teilzeitarbeit
definiert. Danach bezeichnet der Ausdruck ,Teilzeit-
arbeitnehmer* einen Arbeitnehmer, dessen Normal-
arbeitszeit geringer ist als die eines vergleichbaren
Vollzeitarbeitnehmers. Die Vergleichbarkeit bezieht sich
dabei auf die Art von Beschaftigungsverhaltnis, die Tatig-
keit beziehungsweise den Beruf im gleichen Betrieb,
Unternehmen oder Wirtschaftszweig (ILO, 1994).

In Anlehnung hieran erhebt die Arbeitskrafteerhebung
die Selbsteinschatzung des Befragten zur Trennung
zwischen Vollzeit- und Teilzeitbeschaftigten und nutzt
dabei das Stundenkonzept der ,gewdhnlich geleiste-
ten Arbeitsstunden®, da alternativ nur die ,tatsdchlich
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Ubersicht 1
Konzepte der Messung von Arbeitsstunden

Tatsachlich geleistete Arbeitsstunden

Durch die Messung von tatsachlich geleisteten Arbeitsstunden
wird die tatsdchliche in der Referenzperiode erbrachte Zahl an
Arbeitsstunden erfasst. Die tatsachlich geleisteten Arbeitsstunden
derjenigen Erwerbstdtigen, die wahrend der betrachteten Referenz-
periode zum Beispiel aufgrund von Urlaub oder Krankheit nicht am
Arbeitsplatz waren, sind per Definition null.

Gewohnlich geleistete Arbeitsstunden

Im Gegensatz zu den aktuell geleisteten Arbeitsstunden beziehen
sich die gewohnlich geleisteten Arbeitsstunden — zum Teil auch
als normalerweise geleistete Stunden bezeichnet — nicht auf eine
spezielle (kurze) Referenzperiode, sondern eher auf eine typische
Periode. Bei diesem Messkonzept werden fiir alle Erwerbstatigen
Arbeitsstunden erfasst, das heif3t auch fiir diejenigen, die gegen-
wartig die Arbeit unterbrochen haben.

Normale Arbeitsstunden

Normale Arbeitsstunden sind die Arbeitsstunden, die durch Gesetze,
Verordnungen, Tarifvertrdge oder Rechtsspriiche festgelegt oder an
diese angelehnt sind. Wo diese Festlegung oder Anlehnung nicht
gegeben ist, sollten normale Arbeitsstunden als Anzahl von Stunden
je Tag oder Woche verstanden werden, bei der iiber diese hinaus
gearbeitete Stunden nach Uberstundentarif bezahlt werden oder

die eine Ausnahme von der Regel oder Gewohnheit innerhalb des
Unternehmens in Bezug auf die betreffende Kategorie von Beschéf-
tigten bilden. Die normale Arbeitszeit muss nicht mit der gewdhnlich
geleisteten Arbeitszeit libereinstimmen. Eine Person, die regelmasig
fiinf Uberstunden je Woche ableistet, kann beispielsweise eine ge-
wohnlich geleistete Arbeitszeit von 45 Stunden haben, wahrend die
normale Arbeitszeit auf 40 Stunden je Woche festgelegt ist.

geleisteten Arbeitsstunden® zur Verfligung stehen.
Beide Arbeitsstundenkonzepte erganzen die ,,normalen
Arbeitsstunden®. N Ubersicht 1

Liegen mehrere bezahlte Tatigkeiten vor, dann erfolgt
die Zuordnung zu Voll- oder Teilzeit auf Basis der Haupt-
erwerbstatigkeit. In Verbindung mit der Angabe zu den
gewdhnlich geleisteten Wochenarbeitsstunden wird
die Selbsteinschatzung der Befragten allerdings dahin-

Tabelle 1
Erwerbstadtige nach Vollzeit- und Teilzeitbeschaftigung 2014

gehend korrigiert, dass Personen mit 1 bis einschlieBlich
24 Wochenarbeitsstunden automatisch zu den Teilzeit-
beschaftigten gezahlt werden, wahrend Personen mit
37 Wochenarbeitsstunden und mehr automatisch als
Vollzeittdtige eingestuft werden. Das heifit, es wird
nur fiir Personen, die zwischen 25 und 36 Wochen-
arbeitsstunden leisten, die eigene Selbsteinstufung
als Vollzeit- oder Teilzeittdatige verwendet. Diese Art der
Vollzeit-/Teilzeitklassifizierung wird seit dem Jahr 2013
angewendet und beruht auf empirischen Erfahrungen
zur Plausibilitdat der Angaben.

Fur die Einteilung in Vollzeit- beziehungsweise Teil-
zeitbeschéftigte im Mikrozensus ist die Erwerbsform
nicht von Bedeutung. Wenn im Folgenden von ,,Teilzeit-
beschaftigten oder ,,Teilzeittdtigen“ die Rede ist, dann
werden darunter alle in Teilzeit erwerbstadtigen Perso-
nen, also teilzeittatige abhangig Beschaftigte und teil-
zeittdtige Selbststandige, zusammengefasst.

Fast 40 Millionen Erwerbstatige
und 11 Millionen Teilzeitbeschiftigte

Im Jahr 2014 gab es nach Ergebnissen der Arbeitskrafte-
erhebung in Deutschland insgesamt 39,735 Millionen
Erwerbstdtige im Alter von 15 bis 74 Jahren, darunter
21,209 Millionen Manner und 18,525 Millionen Frauen.
Sowohl in West- als auch in Ostdeutschland war die
absolute Zahl der erwerbstatigen Frauen niedriger als
die der Manner. In Westdeutschland standen 17,223
Millionen erwerbstdtigen Mannern 14,920 Millionen
erwerbstdtige Frauen gegeniiber. Die Erwerbstatigenzahl
der Mdnner lag im Westen gut 15% hoher als die der
Frauen, im Osten gut 10 %. Insgesamt waren 10,908 Mil-
lionen Erwerbstédtige in einer Teilzeitbeschdftigung, mit
8,685 Millionen der Grofteil davon Frauen. N Tabelle 1

Deutschland

Fritheres Bundesgebiet ohne Berlin-West

Neue Lander und Berlin

insgesamt Manner Frauen zusammen Méanner Frauen zusammen Méanner Frauen
1000
Bevolkerung 61364 30 607 30757 49 281 24 543 24738 12083 6 064 6019
Erwerbstatige 39735 21209 18525 32144 17 223 14920 7591 3986 3605
Vollzeittatige 28 826 18 986 9840 23105 15 487 7618 5721 3499 2222
Teilzeittatige 10908 2223 8685 9039 1737 7302 1870 487 1383
freiwillig 9442 1816 7627 8174 1486 6 688 1269 330 938
unfreiwillig 1466 407 1059 865 251 614 601 156 445

Ergebnisse des Mikrozensus und der Arbeitskrafteerhebung.
15- bis 74-)dhrige in Privathaushalten.
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Erwerbstatigen- und Teilzeitquoten

Ein genaueres Bild hinsichtlich der Erwerbstatigensitua-
tion erhdlt man klassischerweise durch die Betrachtung
von Erwerbstdtigenquoten fiir unterschiedliche sozio-
demografische Gruppen. Die Erwerbstdtigenquote gibt
den Anteil der Erwerbstdtigen an der Bevolkerung wie-
der. Sie ist nicht zu verwechseln mit der Erwerbsquote,
die den Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstatige und
Erwerbslose) an der Bevélkerung angibt.|2 N Ubersicht 2

Ubersicht 2
Die Berechnung verschiedener Quoten

Erwerbslosenquote
Anteil der Erwerbslosen an den Erwerbspersonen (Erwerbstatige
und Erwerbslose).

Erwerbstadtigenquote

Anteil der Erwerbstdtigen an der Bevélkerung. Erwerbstadtige und
Bevdlkerung werden dabei auf eine bestimmte Altersabgrenzung
bezogen. In vielen Féllen erfolgt der Ausweis von Erwerbstatigen-
quoten ausschlieBlich fiir Personen im erwerbsfahigen Alter von

15 bis unter 65 Jahren.

Erwerbsquote

Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstétige und Erwerbslose) an
der Bevdlkerung.

Teilzeitquote

Anteil der Erwerbstatigen, die einer Teilzeitbeschaftigung nach-
gehen, an allen Erwerbstatigen.

Unterbeschaftigtenquote

Anteil der Unterbeschéftigten an den Erwerbstatigen.

Uberbeschiftigtenquote
Anteil der Uberbeschéftigten an den Erwerbstatigen.

Im Jahr 2014 wiesen weiterhin insbesondere in West-
deutschland die Erwerbstdtigenquoten der Manner
(70,2 %) und Frauen (60,3 %) grof3e Unterschiede auf. Im
Osten waren die Differenzen deutlich geringer: 65,7 %
der Manner gegeniiber 59,9 % der Frauen zwischen 15
und 74 Jahren waren hier erwerbstétig. N Tabelle 2

2 Allein diesem Beitrag verwendeten Definitionen von Quoten sind in
Ubersicht 2 zusammengestellt.

Tabelle 2
Erwerbstdtigen- und Teilzeitquoten 2014

Dariiber hinaus kann mithilfe der Angabe von Teilzeit-
quoten soziodemografischer Untergruppen ein detail-
lierterer Einblick gewonnen werden. Die Teilzeitquote
gibt an, wie grof3 der Anteil der Teilzeitbeschaftigten an
allen Erwerbstdtigen ist. Sie lag in Deutschland 2014
insgesamt bei 27,5 %. Wie Tabelle 2 zeigt, gibt es aus-
gepragte Unterschiede bei den Teilzeitquoten fiir West
und Ost und bei zusdtzlicher Beriicksichtigung des
Geschlechts. Teilzeitbeschaftigung ist sowohl in West-
als auch in Ostdeutschland eine Frauendomaéne. Die
Teilzeitquote der westdeutschen erwerbstatigen Frauen
war 2014 mit 48,9 % allerdings fast 1,3-mal gréfer als
die der ostdeutschen Frauen (38,4 %). Am niedrigsten
war die Teilzeitquote bei den westdeutschen Madnnern.
Hier gingen nur 10,1 % der erwerbstadtigen Manner einer
Teilzeitbeschéftigung nach.13

Unfreiwillige Teilzeitbeschaftigung

Von besonderem Interesse sind bei den Teilzeitbeschaf-
tigten inshesondere diejenigen, die als Hauptgrund fir
ihre Teilzeittatigkeit angeben, dass ,eine Vollzeittatig-
keit nicht zu finden war“. Diese Teilzeitbeschéftigten
werden als ,unfreiwillig” teilzeitbeschaftigt bezeich-
net. Die Unfreiwilligkeit bezieht sich dabei nur auf die
Arbeitsmarktsituation, das heit die Teilzeittatigkeit
wurde angenommen, weil der Betroffene auf dem
Arbeitsmarkt keine Vollzeitbeschaftigung gefunden hat.
Teilzeiterwerbstatige, die als Hauptgrund dagegen zum
Beispiel die ,,Betreuung von Kindern oder pflegebediirf-
tigen/behinderten Personen®“ angeben, gelten in die-
sem Sinne als ,,freiwillig” teilzeitbeschaftigt.

3 Zurunterschiedlichen Erwerbsbeteiligung von Frauen und Médnnern in
Deutschland und in der Europdischen Union siehe Mischke/Winger-
ter, 2012. Geschlechtsspezifische Erwerbsmuster thematisieren auch
Keller/Haustein, 2014, und Wanger, 2015.

Deutschland

Fritheres Bundesgebiet ohne Berlin-West

Neue Lander und Berlin

insgesamt ‘ Manner

zusammen ‘ Ménner

Frauen Frauen zusammen Ménner Frauen
0/0
Erwerbstdtigenquote 64,8 69,3 60,2 65,2 70,2 60,3 62,8 65,7 59,9
Teilzeitquote 27,5 10,5 46,9 28,1 10,1 48,9 24,6 12,2 38,4

Ergebnisse des Mikrozensus und der Arbeitskrafteerhebung.
15- bis 74-)ahrige in Privathaushalten.
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N Exkurs

Einige Befragte haben beim Hauptgrund fiir ihre Teilzeit-
beschaftigung keine Angabe gemacht. In Bezug auf alle
Teilzeitbeschéftigten liegt der hochgerechnete Antwort-
ausfall (sogenannter Item-Non-Response) bei 2,3 %. Bei
einzelnen kleinen Untergruppen der Teilzeitbeschaftig-
ten, wie zum Beispiel den teilzeitbeschaftigten Mannern
im friiheren Bundesgebiet, steigt dieser Prozentsatz auf
4,6 %. Der Einfachheit halber werden hier und im Folgen-
den Teilzeitbeschaftigte mit einer fehlenden Antwort bei
der Angabe des Hauptgrundes fiir die Teilzeittatigkeit als
Hfreiwillig” teilzeittdtig angesehen.

Es ist davon auszugehen, dass die Angabe zum ,,Haupt-
grund“ einer Teilzeitbeschaftigung teilweise auch vom
soziokulturellen Hintergrund einzelner Bevdélkerungs-
teilgruppen beeinflusst wird, da sie den subjektiven
Beurteilungskriterien des Befragten unterliegt. Fir
Deutschland kdnnen hier inshesondere unterschied-
liche Verhaltensweisen zwischen den Geschlechtern und
zwischen West- und Ostdeutschen vermutet werden.
Solche Verhaltenseffekte haben allerdings weniger Aus-
wirkungen auf Strukturen und Tendenzen als auf Gro-
Benordnungen.

1,466 Millionen Teilzeitbeschaftigte in Deutschland
gaben als Hauptgrund fiir ihre Teilzeittatigkeit an, eine
Vollzeittatigkeit nicht gefunden zu haben und waren in
diesem Sinne somit unfreiwillig teilzeitbeschaftigt. Dies
entspricht einem Anteil von 13,4% an allen Teilzeit-
beschaftigten. Die Ergebnisse zwischen Mannern und
Frauen und West- und Ostdeutschland fallen wiederum
sehr unterschiedlich aus. Wahrend sich das Verhdltnis
von unfreiwillig zu freiwillig in Ostdeutschland fast die
Waage hialt (Manner: 67,8%; Frauen: 67,9%), waren
teilzeitbeschaftigte Manner und Frauen in Westdeutsch-
land mit einem Anteil von 85,5% beziehungsweise
91,6% im Jahr 2014 tiberwiegend freiwillig in Teilzeit.
N Tabelle 3

Tabelle 3
Struktur der Teilzeitbeschdftigung 2014

3

Unterbeschaftigung

Nach dem international vereinbarten Labour-Force-
Konzept der ILO wird Unterbeschaftigung als eine Unter-
gruppe der Erwerbstdtigkeit definiert. Es handelt sich
dabei um die sogenannte zeitbezogene Unterbeschaf-
tigung (kurz: Unterbeschaftigung), die im Sinne des
ILO-Konzeptes alle erwerbstdtigen Personen umfasst,
die ,den Wunsch nach zusatzlichen Arbeitsstunden®
haben, ,fiir zusatzliche Arbeitsstunden verfiighar” sind
und gegebenenfalls ,unterhalb eines Arbeitszeitschwel-
lenwertes gearbeitet” haben.

N Exkurs

Eine detaillierte Beschreibung des ILO-Konzeptes der
Unterbeschaftigung findet sich bei Rengers (2006). Dort
wird auch die historische Entwicklung dieses Konzeptes
beginnend mit den ersten Definitionen von Unterbe-
schéftigung in den Resolutionen von 1966 und 1982 bis
hin zur damals aktuellen Resolution zur Messung der
Unterbeschaftigung und unangemessenen Beschéfti-
gungssituationen der 16. ICLS (International Conference
of Labour Statisticians — Internationale Konferenz der
Arbeitsstatistiker) von 1998 dargestellt. Mit der 19. ICLS
im Jahr 2013 gab es eine neue umfassende Resolution
iber Arbeitsstatistiken, Erwerbstdtigkeit und die Unter-
auslastung des Arbeitskrafteangebots. In den §§ 43 bis
46 wurde die zeitbezogene Unterbeschéftigung in diese
ibergeordnete Resolution integriert und damit in ihrer
Bedeutung zu einem Hauptindikator der Arbeitsmarkt-
beschreibung herausgehoben. Gegeniiber der 1998er-
Resolution haben sich dabei erneut Anderungen in den
definitorischen Feinheiten ergeben (ILO, 2013).

Das ILO-Konzept der Unterbeschdftigung ldsst sich somit
weder auf Erwerbslose noch auf Nichterwerbspersonen
anwenden. Insofern unterscheidet sich die Begriffs-
bestimmung der ILO von anderen Definitionen der

Deutschland

Friiheres Bundesgebiet ohne Berlin-West

Neue Lander und Berlin

insgesamt ‘ Manner ‘ Frauen

zusammen ‘ Mdnner

‘ Frauen zusammen ‘ Manner ‘ Frauen

0y

/D
Teilzeitbeschaftigung 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Freiwillig 86,6 81,7 87,8 90,4 85,5 91,6 67,9 67,8 67,9
Unfreiwillig 13,4 18,3 12,2 14,5 8,4 32,1 32,2 32,1

Ergebnisse des Mikrozensus und der Arbeitskrafteerhebung.

26

Statistisches Bundesamt | WISTA | 6 | 2015



Unterbeschiftigung, Uberbeschiftigung und Wunscharbeitszeiten in Deutschland

Unterbeschéftigung, wie sie zum Beispiel von der Bun-
desagentur flir Arbeit oder dem Institut fiir Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB), dem Sachverstdandigenrat
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung, dem Institut fiir Wirtschaftsforschung Halle (IWH)
oder dem Deutschen Institut fiir Wirtschaftsforschung
(DIW Berlin) vorgenommen werden. !4

Die Operationalisierung der Unterbeschaftigung erfolgt
im Mikrozensus/der Arbeitskrédfteerhebung dabei tber
folgende Frage:

»Wiirden Sie gerne mit entsprechend héherem
Verdienst Ihre normale Wochenarbeitszeit erhohen?*

Befragt werden alle Personen, die erwerbstatig sind, und
zwar unabhdngig von der zugrunde liegenden Erwerbs-
form, das heift alle Arbeitnehmer, Beamte, geringfiigig
Beschaftigte sowie alle Selbststandigen und mithelfen-
den Familienangehdrigen.

Erwerbstdtige, die diese Frage mit ,,ja“ beantworten und
gleichzeitig angeben, dass sie in der Lage sind, inner-
halb der nachsten zwei Wochen zusatzliche Stunden zu
arbeiten, wenn sich eine Gelegenheit zur zusatzlichen
Arbeit ergibt, werden als unterbeschaftigt Erwerbstatige
klassifiziert. Auf die Anwendung eines Arbeitszeitschwel-
lenwertes wird dabei verzichtet, das heiit es ist irrele-
vant, wie hoch die aktuell geleisteten Arbeitsstunden
der erwerbstatigen Person derzeit sind oder ob es sich
um eine Vollzeit- oder Teilzeiterwerbstatigkeit handelt.

4 Die Konzepte der Unterbeschaftigung anderer Institutionen sind zum
Beispiel dargestellt bei Hartmann, 2009.

Tabelle 4

Unterbeschdftigte nach Vollzeit- und Teilzeitbeschidftigung 2014

3.1 Unterbeschiftigung und Vollzeit-/
Teilzeitbeschiaftigung

Fast 3 Millionen Unterbeschaftigte

Im Jahr 2014 waren in Deutschland 2,902 Millionen
Erwerbstdtige nach eigenen Angaben unterbeschaf-
tigt. Die Mehrheit davon, ndmlich 1,626 Millionen,
hatte eine Teilzeitbeschéftigung. Die absolute Zahl der
Unterbeschaftigten war mit 1,525 Millionen bei den
Frauen knapp 11% hoher als bei den Mannern (1,376
Millionen). Deutlich starkere Differenzen zwischen den
Geschlechtern gibt es in den neuen Landern und Berlin.
Die absolute Zahl der unterbeschaftigten ostdeutschen
Frauen lag fast 42% hoher als die der ostdeutschen
Manner. X Tabelle 4

Struktur der Unterbeschiftigung:
unfreiwillig Teilzeitbeschéftigte

In Deutschland arbeiteten insgesamt lediglich 27,1%
der 2,902 Millionen Unterbeschaftigten gleichzeitig in
unfreiwilliger Teilzeit (siehe Tabelle 4). Uberproportional
betroffen waren davon die Frauen. Der Anteil unfreiwillig
Teilzeitbeschéftigter war bei den unterbeschéftigten
Frauen mit 35,0% fast doppelt so hoch wie bei den
unterbeschéftigten Mannern (18,4 %). Im Wesentlichen
wurde dieser Unterschied allerdings durch die Frauen
in Ostdeutschland verursacht, denn von allen unter-
beschaftigten westdeutschen Frauen waren nur 27,3 %
unfreiwillig teilzeitbeschaftigt. In Ostdeutschland gaben

Deutschland

Friiheres Bundesgebiet ohne Berlin-West

Neue Lander und Berlin

insgesamt Ménner Frauen zusammen Ménner Frauen zusammen Ménner Frauen
1000
Unterbeschiftigte 2902 1376 1525 2224 1096 1129 677 280 397
Vollzeittatige 1275 937 339 1070 797 273 205 140 65
Teilzeittatige 1626 440 1187 1154 299 855 472 140 332
freiwillig 839 186 653 694 147 548 145 39 106
unfreiwillig 787 253 533 460 152 308 327 101 226
%
Unterbeschéftigte 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Vollzeittdtig 44,0 68,1 22,2 48,1 72,7 24,2 30,3 49,9 16,5
Teilzeittatig, freiwillig 28,9 13,5 42,8 31,2 13,4 48,5 21,4 14,0 26,7
Teilzeittatig, unfreiwillig 27,1 18,4 35,0 20,7 13,9 27,3 48,2 36,0 56,9

Ergebnisse des Mikrozensus und der Arbeitskrafteerhebung.
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Grafik 1.1
Unterbeschéftigung und Teilzeitbeschaftigung 2014

Deutschland
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Ergebnisse des Mikrozensus und der Arbeitskréfteerhebung.

dagegen 56,9 % der weiblichen Unterbeschéftigten an,
eine unfreiwillige Teilzeittatigkeit auszutiben. Damit
war die iberwiegende Mehrheit der unterbeschaftigten
Frauen im Osten gleichzeitig in unfreiwilliger Teilzeit.

Zwar lag der Anteil unfreiwillig Teilzeitbeschaftigter bei
den unterbeschéftigten Madnnern insgesamt niedriger,
aber auch hier gab es deutliche Unterschiede zwischen
Ost und West: In Ostdeutschland arbeiteten 36,0 % der

28
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unterbeschaftigten Manner unfreiwillig in Teilzeit, in
Westdeutschland 13,9 %.

Struktur der Unterbeschdftigung:
freiwillig Teilzeitbeschdftigte

Weitere 28,9% der Unterbeschaftigten waren eben-
falls teilzeitbeschiftigt (siehe Tabelle 4), gaben aber
als Hauptgrund fiir ihre Teilzeittdtigkeit einen anderen

Statistisches Bundesamt | WISTA | 6 | 2015
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Grafik 1.2
Unterbeschéftigung und Teilzeitbeschdftigung 2014
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Grund an als denjenigen, keine Vollzeitbeschéftigung
zu finden. Auch hier zeigt eine geschlechtsspezifische
Betrachtung ausgeprdgte Unterschiede zwischen Mén-
nern und Frauen. Insgesamt arbeiteten 42,8 % der unter-
beschaftigten Frauen freiwillig in Teilzeit, bei den Mén-
nern nur 13,5 %. Das Bild bei den Frauen ist allerdings
wiederum nicht einheitlich, denn immerhin lag der Anteil
freiwillig Teilzeitbeschdftigter bei den unterbeschéf-
tigten Frauen in Westdeutschland mit 48,5 % deutlich
tber dem der ostdeutschen Kolleginnen (26,7 %). Wah-
rend — wie oben erwdhnt — weit tiber die Halfte der unter-
beschaftigten Frauen in Ostdeutschland in unfreiwilliger
Teilzeit arbeitete, war die Mehrheit der unterbeschaf-
tigten Frauen in Westdeutschland nach eigenen Anga-
ben im Jahr 2014 freiwillig teilzeitbeschaftigt.

Struktur der Unterbeschaftigung:
Vollzeitbeschiftigte

Von den insgesamt 2,902 Millionen Unterbeschéftigten
verbleibt nach Abzug derjenigen Unterbeschaftigten,
die 2014 gleichzeitig freiwillig oder unfreiwillig Teil-
zeit arbeiteten, eine Residualgrofie von immerhin noch
1,275 Millionen unterbeschaftigten Erwerbstatigen. Im
Jahr 2014 Ubten somit 44,0% der Unterbeschéftigten
eine Vollzeittatigkeit aus. Zwischen den Geschlechtern
gab es hier erneut erhebliche Unterschiede, die zudem
in Westdeutschland noch deutlicher waren als in Ost-
deutschland. Von allen unterbeschaftigten Mannern
in Deutschland waren 68,1% in einer Vollzeitbeschaf-
tigung, von allen unterbeschaftigten Frauen waren dies
dagegen nur 22,2 %. In Westdeutschland hatten sogar
72,7% der unterbeschaftigten Manner eine Vollzeit-
tatigkeit. Auch in Ostdeutschland waren 49,9% der
unterbeschaftigten Manner gleichzeitig in Vollzeit tatig.

Tabelle 5
Unterbeschéftigtenquoten 2014

Weniger gravierend sind die Unterschiede zwischen
west- und ostdeutschen Frauen. Analog dazu, dass
unterbeschaftigte Frauen in beiden Teilen Deutschlands
mehrheitlich teilzeitbeschaftigt waren — im Westen eher
freiwillig, im Osten mit einem beachtlichen Anteil an
unfreiwilliger Teilzeit —, war ein vergleichsweise gerin-
ger Anteil von 24,2 % (West) beziehungsweise 16,5 %
(Ost) der unterbeschaftigten Frauen in einer Vollzeit-
beschaftigung.

Grafik 1 visualisiert die GréBenunterschiede und Uber-
lappungen von Unterbeschéftigung, freiwilliger und
unfreiwilliger Teilzeitbeschaftigung auf einen Blick fiir
Deutschland, das frithere Bundesgebiet sowie die neuen
Lander und Berlin, jeweils insgesamt sowie differenziert
nach dem Geschlecht. Die Flachen der jeweiligen Recht-
ecke entsprechen proportional den absoluten Werten.
N Grafik 1.1 und 1.2

3.2 Unterbeschaftigtenquoten

Die Unterbeschaftigtenquote gibt den Anteil der Unter-
beschaftigten an den Erwerbstdtigen wieder (siehe
auch Ubersicht 2). Im Jahr 2014 z&hlten 7,3% aller
Erwerbstdtigen gemdR den Ergebnissen des Mikrozen-
sus beziehungsweise der Arbeitskréfteerhebung zu den
Unterbeschéftigten. Bei differenzierter Betrachtung von
West und Ost ergeben sich deutliche Unterschiede
hinsichtlich der Grofenordnung der Unterbeschaftig-
tenquote. Die Quote in Westdeutschland lag mit 6,9 %
unter dem bundesweiten Durchschnitt, wahrend in Ost-
deutschland 8,9 % der Erwerbstdtigen unterbeschéftigt
waren. Noch stdrkere Abweichungen gibt es bei zusatz-
licher Klassifizierung nach dem Geschlecht. Fiir die west-
deutschen Manner liegt die Unterbeschaftigtenquote

Deutschland

Fritheres Bundesgebiet ohne Berlin-West

Neue Lander und Berlin

insgesamt Manner Frauen zusammen Manner Frauen zusammen Manner Frauen
%
Unterbeschéftigtenquote 7,3 6,5 8,2 6,9 6,4 7,6 8,9 7,0 11,0
Vollzeittatige 4,4 4,9 3,4 4,6 5,1 3,6 3,6 4,0 2,9
Teilzeittatige 14,9 19,8 13,7 12,8 17,2 11,7 25,2 28,8 24,0
freiwillig 8,9 10,2 8,6 8,5 9,9 8,2 11,4 11,9 11,3
unfreiwillig 53,7 62,2 50,4 53,2 60,8 50,1 54,3 64,5 50,8

Ergebnisse des Mikrozensus und der Arbeitskrafteerhebung.
15- bis 74-)ahrige in Privathaushalten.
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bei 6,4 % und fiir die westdeutschen Frauen bei 7,6 %.
Dagegen waren von den ostdeutschen mannlichen
Erwerbstdtigen 7,0 % und von den weiblichen Erwerbs-
tatigen 11,0 % unterbeschéftigt. N Tabelle 5

Damit war im Jahr 2014 die Unterbeschaftigtenquote
in Ostdeutschland etwa 1,3-mal so hoch wie in West-
deutschland, die der ostdeutschen Frauen insgesamt
1,6-mal so hoch wie die der ostdeutschen Manner. Im
Westen ist das Verhdltnis etwas giinstiger: Hier lag die

Unterbeschéftigtenquote der Frauen knapp 1,2-mal so
hoch wie bei den Mdnnern. In beiden Teilgebieten sind
erwerbstdtige Frauen stdrker von Unterbeschaftigung
betroffen als erwerbstdtige Mdnner. Die Unterbeschaf-
tigtenquote der Manner in den neuen Landern und
Berlin war 2014 im Vergleich zu derjenigen der Mdnner
im Westen knapp 1,1-mal so hoch. Einen deutlichen
Unterschied gab es auerdem zwischen westdeutschen
Frauen und ostdeutschen Frauen: Die Unterbeschaftig-
tenquote der ostdeutschen Frauen war 1,5-mal so hoch

Grafik 2
Unterbeschéftigtenquoten 2014
in %
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wie diejenige ihrer westdeutschen Kolleginnen (siehe
Tabelle 5).

Die geschlechtsspezifischen Unterschiede fiir die Unter-
beschéftigtenquoten aller Erwerbstdtigen sowie die-
jenigen der Vollzeit- und Teilzeittatigen veranschaulicht
Grafik 2. Gleichzeitig werden verschiedene Altersklas-
sen beriicksichtigt. Hier gibt es sowohl bei den Mannern
als auch bei den Frauen teilweise starke Abweichungen
vom jeweiligen Durchschnittwert. Dies gilt im Wesent-
lichen fiir Erwerbstétige in Teilzeit. N Grafik 2

So erreichte die Unterbeschéftigtenquote im Jahr 2014
bei den teilzeitbeschaftigten Mannern der Altersklasse
35 bis 39 Jahre mit 35,6 % ihr Maximum. Nicht mehr
ganz so hoch, aber im Vergleich zum Durchschnittswert
der teilzeitbeschaftigten Manner erhoht waren auch die
Unterbeschéftigtenquoten der nachsthoheren Alters-
klassen bis 54 Jahre sowie in der Altersklasse der 30- bis
34-)dhrigen.15

Vollzeitbeschéftigte Manner waren — relativ gesehen —
besonders haufig in der Altersklasse der 25- bis 34-Jah-
rigen von Unterbeschéftigung betroffen. Die Ursachen
hierflir sind sicher vielfdltig. Untersuchungen zeigen
jedoch, dass die in diesem Alter hdufig auftretende
Vaterschaft ein wesentlicher Grund fiir die gewiinschte
Arbeitszeiterhhung ist. Ab einem Alter von 40 Jahren
und mehr gibt es bei den Unterbeschéftigtenquoten der
erwerbstdtigen Frauen einen Uberschuss im Vergleich
zu den Mannern. Gleichzeitig ist die Unterbeschaftig-
tenquote der 40- bis 49-jdahrigen Frauen deutlich hoher
als die durchschnittliche Unterbeschaftigtenquote der
Frauen. In dieser Altersklasse diirften viele Frauen sein,
die nach einer Erziehungspause in der Phase des beruf-
lichen Wiedereinstiegs sind.!6

Unfreiwillige Teilzeitbeschaftigung

Von den unfreiwillig Teilzeitbeschaftigten, die angaben,
keine Vollzeittdtigkeit gefunden zu haben, waren in
Deutschland insgesamt im Jahr 2014 nur 53,7 % gleich-
zeitig unterbeschaftigt (siehe Tabelle 5). Umgekehrt

5 Unterbeschéftigtenquoten von Teilzeitbeschéftigten im EU-Ldnderver-
gleich findet man bei Mischke/Wingerter, 2012.

6 Kiimmerling/Postels/Slomka, 2015, und Klenner/Lillemeier, 2015,
zeigen detailliert, wie unterschiedlich die Arbeitszeiten von Frauen
und Mdnnern in verschiedenen Lebensphasen sind. Diese Ergebnisse
liefern ebenfalls einen Hinweis auf die Arbeitszeitwiinsche von Perso-
nen, die von diesen stereotypen Arbeitszeiten abweichen.
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war bei 46,3 % trotz unfreiwilliger Teilzeitbeschaftigung
keine Unterbeschaftigung gegeben. Mit 50,1% war
die Unterbeschaftigtenquote der unfreiwillig Teilzeit-
beschaftigten bei den westdeutschen Frauen im Jahr
2014 sogar am niedrigsten. Die hochste Quote hatten
unfreiwillig teilzeitbeschaftigte Ménner in Ostdeutsch-
land (64,5 %). Warum ist die Unterbeschéftigtenquote
bei den unfreiwillig Teilzeitbeschéftigten so niedrig?
Hat zwischenzeitlich ein Wechsel von der (ehemaligen)
Lunfreiwilligkeit® hin zur ,Freiwilligkeit” stattgefunden?
Oder hat moglichweise hier in dem Sinne ein Riickzug
vom Arbeitsmarkt stattgefunden, dass der oder die
Befragte aufgrund fehlender Aussichten auf Erfolg vom
urspriinglichen Ziel einer Vollzeitbeschaftigung mittler-
weile Abstand genommen hat?l7

Freiwillige Teilzeitbeschaftigung

Dass Personen in unfreiwilliger Teilzeittatigkeit gleich-
zeitig aussagen, unterbeschaftigt zu sein, ist verstand-
lich. Aber warum waren immerhin 8,9% der freiwillig
Teilzeitbeschaftigten im Jahr 2014 ebenfalls unter-
beschéftigt?

Hinterderfreiwilligen Teilzeitbeschaftigung konnen Griin-
de wie (1) Schulausbildung, Studium oder sonstige Aus-
beziehungsweise Fortbildung; (2) Krankheit, Unfall-
folgen; (3) Betreuung von Kindern oder pflegebediirf-
tigen/behinderten Personen oder (4) sonstige person-
liche oder familidre Verpflichtungen stehen. Diese vier
Hauptgriinde kénnen die Befragten im Mikrozensus/
in der Arbeitskrafteerhebung angeben, wenn sie zur
Gruppe der freiwillig Teilzeittatigen gehoren. So ist zum
Beispiel denkbar, dass freiwillig Teilzeitbeschaftigte,
die Betreuungspflichten als Hauptgrund ihrer Teilzeit-
beschaftigung angegeben haben, unter Umstanden im
Laufe der Zeit ihr Angebot an Arbeitsstunden erhdhen,
weil die Betreuungsintensitat gegebenenfalls abgenom-
men hat oder die Betreuung durch andere Personen/
Einrichtungen ibernommen werden kann. I8

7 Detailliertere Untersuchungen dieser Fragestellungen finden sich bei
Rengers, 2009.

8 Siehe Fu3note 7.
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3.3 Unterbeschaftigung und
geringfiigige Beschaftigung

Im Zusammenhang mit dem Thema Unterbeschaftigung
kommt in Deutschland immer wieder die Frage auf, wie
viele dieser Personen eine geringfiigige Beschaftigung
ausiiben. Die geringfiigige Beschéftigung ist definiert
liber die sozialversicherungsrechtlichen Regelungen
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV).!9 Eine
geringfligige Beschdftigung ist eine Beschéftigung
in einem Arbeitsverhdltnis, in dem das regelmdfBige
Arbeitsentgelt einen gesetzlich definierten Héchstbetrag
nicht lbersteigt (geringfiigig entlohnte Beschaftigung)
oder das nur von kurzer Dauer ist (kurzfristige Beschaf-
tigung). Eine geringfiigig entlohnte Beschaftigung liegt
seit dem 1. Januar 2013 vor, wenn das Arbeitsentgelt
regelméaRig im Monat 450 Euro nicht tibersteigt (bis zum
31. Dezember 2012 lag die Entgeltgrenze bei 400 Euro),
eine kurzfristige Beschaftigung, wenn die Beschaftigung
aufgrund ihrer Art (zum Beispiel saisonale Arbeit) oder
vertraglich innerhalb eines Kalenderjahres auf langstens
zwei Monate oder 50 Arbeitstage begrenzt ist.

Die Operationalisierung der geringfiigigen Beschaf-
tigung erfolgt im Mikrozensus allerdings iiber eine
Selbsteinschdtzung der Befragten, wobei es zusatzliche
Erlduterungen als Hilfestellung gibt. Eine Person wird
dann als geringfligig beschaftigt klassifiziert, wenn bei
der Frage, ob die ausgeiibte Tatigkeit eine geringfiigige

9 § 8 Absatz 1 SGB IV. Fiir geringfiigig kurzfristige Beschaftigung gilt
vom 1. Januar 2015 bis einschlieflich 31. Dezember 2018 nach
§ 115 SGB IV eine Hochstgrenze der Beschaftigungsdauer von drei
Monaten oder insgesamt 70 Arbeitstagen.

Tabelle 6

Beschdftigung ist, die erste oder die dritte nachfolgend
aufgezdhlte Ja-Antwortvariante angegeben wurde. Ins-
gesamt gab es in der Mikrozensuserhebung 2014 neben
der Nein-Antwortmoglichkeit die drei Ja-Antwortvarian-
ten: (1) Ja, ein 450-Euro-Job, Mini-Job; (2) Ja: Ein-Euro-
Job (Job von Personen mit Arbeitslosengeld-ll-Bezug)
oder (3) Ja, kurzfristige Beschaftigung (hdchstens 50
Arbeitstage im Jahr).110

Im Jahr 2014 gab es in Deutschland insgesamt 3,473
Millionen geringfiigig Beschaftigte. Davon waren 94,8 %
in Teilzeit beschaftigt. Die meisten geringfiigig Beschaf-
tigten waren Frauen (2,402 Millionen), davon 96,6 % in
einer Teilzeitbeschiftigung. N Tabelle 6

Von den 2,902 Millionen Unterbeschaftigten waren 2014
deutschlandweit 19,5 % in einer geringfiigigen Beschaf-
tigung. Im Westen lag dieser Anteil mit 18,9 % niedriger
als im Osten, wo 21,3% der Unterbeschaftigten eine
geringfligige Beschéftigung ausiibten. Insgesamt waren
im Jahr 2014 von den mannlichen Unterbeschaftigten
13,0% geringfligig beschaftigt, bei den unterbeschaf-
tigten Frauen waren dies 25,4 %. N Tabelle 7

Von den 3,475 Millionen geringfiigig Beschéftigten waren
16,3% nach eigenen Angaben unterbeschéftigt. Hier
gibt es zwischen West- und Ostdeutschland deutliche
Unterschiede: Im Westen waren 14,1 % der 2,982 Millio-
nen geringfiigig Beschaftigten unterbeschaftigt, wahrend
von den 491000 geringfiigig Beschaftigten im Osten
29,4 % gleichzeitig zu den Unterbeschaéftigten zahlten.

10 Zu den Hintergriinden der Ergebnisunterschiede zur geringfiigigen
Beschaftigung in Mikrozensus und Beschéftigtenstatistik siehe Kor-
ner und andere, 2011.

Geringfiigig Beschaftigte nach Vollzeit- und Teilzeitbeschaftigung 2014

Deutschland

Fritheres Bundesgebiet ohne Berlin-West

Neue Lander und Berlin

insgesamt Ménner Frauen zusammen Mé&nner Frauen zusammen Mé&nner Frauen
1000
Geringfiigig Beschéftigte 3473 1071 2402 2982 870 2112 491 201 290
Vollzeittdtige 180 99 81 153 85 68 27 14 13
Teilzeittatige 3293 972 2321 2829 785 2044 464 187 277
%
Geringfiigig Beschéftigte 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Vollzeittatige 5,2 9,3 3,4 5,1 9,8 3,2 5,5 7,2 4,4
Teilzeittatige 94,8 90,7 96,6 94,9 90,2 96,8 94,5 92,8 95,6

Ergebnisse des Mikrozensus.
15- bis 74-)ahrige in Privathaushalten.
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Tabelle 7
Unterbeschdftigung und geringfiigige Beschidftigung 2014

Deutschland

Friiheres Bundesgebiet ohne Berlin-West

Neue Lander und Berlin

insgesamt ‘ Mé&nner

zusammen ‘ Manner

zusammen ‘ Ménner

Frauen Frauen Frauen

1000
Unterbeschiftigte 2902 1376 1525 2224 1096 1129 677 280 397
Geringfiigig beschftigt 565 179 387 421 125 296 144 54 91
Nicht geringfiigig beschaftigt 2336 1198 1139 1803 971 832 533 227 306
Geringfiigig Beschéftigte 3473 1071 2402 2982 870 2112 491 201 290
Unterbeschéftigt 565 179 387 421 125 296 144 54 91
Nicht unterbeschaftigt 2908 892 2015 2560 745 1816 347 148 200

%
Unterbeschiftigte 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Geringfligig beschaftigt 19,5 13,0 25,4 18,9 11,4 26,2 21,3 19,1 22,8
Nicht geringfiigig beschéftigt 80,5 87,0 74,6 81,1 88,6 73,8 78,7 80,9 77,2
Geringfiigig Beschaftigte 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Unterbeschaftigt 16,3 16,7 16,1 14,1 14,4 14,0 29,4 26,7 31,2
Nicht unterbeschaftigt 83,7 83,3 83,9 85,9 85,6 86,0 70,6 73,3 68,8

Ergebnisse des Mikrozensus.
15- bis 74-Jahrige in Privathaushalten.

Die Schnittmenge von Unterbeschéftigung und gering-
fligiger Beschaftigung ist — gemessen an der Zahl der
Unterbeschaftigten beziehungsweise an der Zahl der
geringfligig Beschdftigten insgesamt — relativ gering.
Unterbeschaftigte sind nicht mehrheitlich in einer
geringfligigen Beschaftigung. Umgekehrt wollen Perso-
nen in geringfligiger Beschaftigung nicht automatisch
mehr Stunden arbeiten.

4

Uberbeschiftigung

Das Gegenstiick zur Unterbeschéftigung ist die soge-
nannte Uberbeschiftigung. Uberbeschéftigte sind
Erwerbstdtige, die den Wunsch haben, ihre Arbeits-
stunden zu reduzieren und dafiir ein verringertes
Einkommen hinnehmen wiirden. Allerdings gibt es
bis heute keine internationalen Standards der ILO
zur Erfassung von Uberbeschéftigung. Dies ist umso
erstaunlicher, als bereits im Jahr 1998 im Zusammen-
hang mit der Verabschiedung der friiheren Resolution
zur Messung der Unterbeschaftigung und unange-
messenen Beschdftigungssituationen auf der 16. ICLS
(International Conference of Labour Statisticians — Inter-
nationale Konferenz der Arbeitsstatistiker) dariiber
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diskutiert wurde, einen Indikator ,,Uberbeschaftigung
(over-employment)“ in die internationale Berichterstat-
tung aufzunehmen.

In Deutschland kann ein solcher Indikator jedoch im
Mikrozensus beziehungsweise der Arbeitskrafteerhe-
bung ermittelt werden, weil derartige Wiinsche abgefragt
werden. Wahrend in den internationalen Diskussionen
die Vorstellungen von ,Uberbeschiftigung® allerdings
auf Personen beruhten, die Vollzeit beschéftigt sind,
erfolgt die Abfrage in Deutschland wertneutral fiir alle
Erwerbstatigen — unabhéangig davon, ob es sich um eine
Teilzeit- oder Vollzeittatigkeit handelt. Fiir das Berichts-
jahr 2014 lautete die zugehorige Frage:

»Wiirden Sie gerne mit entsprechend niedrigerem
Verdienst lhre normale Wochenarbeitszeit verrin-
gern?*
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Tabelle 8

Uberbeschiftige nach Vollzeit- und Teilzeitbeschéftigung 2014

Deutschland

Fritheres Bundesgebiet ohne Berlin-West

Neue Lander und Berlin

‘ Manner

‘ Ménner

insgesamt Frauen zusammen Frauen zusammen Ménner Frauen
1000
Uberbeschiftigte 915 506 409 761 430 330 155 76 79
Vollzeittdtige 823 491 331 681 417 263 142 74 68
Teilzeittatige 92 15 78 80 13 67 12 / 10
%
Uberbeschiftigte 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Vollzeittdtige 89,9 97,1 81,0 89,5 97,0 79,6 92,1 97,5 86,8
Teilzeittétige 10,1 2,9 19,0 10,5 3,0 20,4 7,9 / 13,2

Ergebnisse der Arbeitskrafteerhebung.
15- bis 74-)ahrige in Privathaushalten.

4.1 Uberbeschiftigung und Vollzeit-/
Teilzeitbeschdftigung

Den oben genannten insgesamt 2,902 Millionen Unter-
beschéftigten standen 915000 Uberbeschiftigte gegen-
tiber. Mdnner hatten mit 506 000 Personen einen Anteil
von etwa 55% an den Uberbeschiftigten. 89,9 % aller
Uberbeschiéftigten arbeiteten Vollzeit. Dieses Verhilt-
nis unterscheidet sich jedoch zwischen Mannern und
Frauen erheblich. Von den ménnlichen Uberbeschif-
tigten arbeiteten 97,1 % in Vollzeit, wahrend dies bei
den weiblichen Uberbeschéftigten nur 81,0% waren.
19,0% der weiblichen Uberbeschiftigten hatten also
bereits eine Teilzeitstelle mit dem gleichzeitigen Wunsch,
die Wochenarbeitszeit zu reduzieren. N Tabelle 8

4.2 Uberbeschéftigtenquoten

Analog zur Bildung von Unterbeschaftigtenquoten las-
sen sich Uberbeschiftigtenquoten bilden. Die Uberbe-
schéftigtenquote gibt an, wie hoch der Anteil der Uber-

Tabelle 9
Uberbeschiftigtenquoten 2014

beschaftigten an den Erwerbstdtigen ist (siehe auch
Ubersicht 2). Im Jahr 2014 waren deutschlandweit 7,3 %
der Erwerbstdtigen unterbeschéaftigt, wahrend dem-
gegeniiber nur 2,3 % Uberbeschaftigt waren. Fiir Vollzeit-
beschéftigte ergab sich eine Uberbeschéftigtenquote
von 2,9 %, wobei vollzeitbeschaftigte Frauen relativ star-
ker betroffen waren und eine Uberbeschéftigtenquote
von 3,4% aufwiesen. Die Uberbeschéftigtenquote der
Teilzeitbeschéftigten fiel erwartungsgemafs mit 0,8 %
sehr niedrig aus. Bei teilzeitbeschéftigten Frauen lag sie
mit 0,9 % etwas hoher. N Tabelle 9

Die geschlechtsspezifischen Uberbeschéftigtenquoten
nach Altersklassen (in 5-Jahres-Schritten) sind in Grafik 3
dargestellt. Abweichungen vom Durchschnitt zeigen sich
bei Mannern zwischen 40 und 59 Jahren. Dabei wiesen
die 50- bis 54-jahrigen Manner mit 3,2% die hochste
Uberbeschiftigtenquote auf. Bei den Frauen gab es die
nach oben starkste Abweichung vom Durchschnitt in der
Klasse der 30- bis 34-Jahrigen. Dort betrug die Uber-
beschaftigtenquote insgesamt, das heifit fiir Vollzeit-
und Teilzeitkréfte, 3,0 %. N Grafik 3

Deutschland

Fritheres Bundesgebiet ohne Berlin-West

Neue Lander und Berlin

insgesamt ‘ Manner

Frauen zusammen Méanner Frauen zusammen Ménner Frauen
0/0
Uberbeschiftigtenquoten
insgesamt 2,3 2,4 2,2 2,4 2,5 2,2 2,0 1,9 2,2
Vollzeittatige 2,9 2,6 3,4 2,9 2,7 3,5 2,5 2,0 3,1
Teilzeittatige 0,8 0,7 0,9 0,9 0,0 0,9 0,7 / 0,7

Ergebnisse der Arbeitskrafteerhebung.
15- bis 74-)ahrige in Privathaushalten.
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Grafik 3
Uberbeschiftigtenquoten 2014
in %
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Ergebnisse der Arbeitskréfteerhebung.

5

Arbeitszeiten und
Arbeitszeitwiinsche

Bei der Analyse von Unterbeschaftigung und Uberbe-
schéftigung wurde ein wesentliches Merkmal bisher
noch nicht betrachtet: die Arbeitszeit. Von Interesse ist
dabei zum einen die gewdhnlich geleistete Wochen-
arbeitszeit (siehe Ubersicht 1) in der vorhandenen
Erwerbstdtigkeit und zum anderen die gewiinschte
wdchentliche Mehr- oder Minderarbeitszeit bei denjeni-
gen, die unter- oder tiberbeschaftigt sind.

Die Interpretation der Angaben zu den gewdhnlich geleis-
teten Arbeitsstunden einerseits und den gewiinschten
Mehrarbeitsstunden andererseits kann allerdings mit
Schwierigkeiten verbunden sein, wenn der oder die
Befragte mehrere Erwerbstadtigkeiten ausiibt. Hier stellt
sich die Frage, wie — bei einem vorhandenen Mehr- oder
Minderarbeitswunsch — die gewiinschte wochentliche
Arbeitsstundenzahl zu interpretieren ist. Haben diese
Erwerbstdtigen — so wie gewiinscht — die gewdhnlichen
Arbeitsstunden ihres Nebenjobs mitberiicksichtigt,
oder haben sie als ReferenzgréRe lediglich die Zahl der
wochentlichen Arbeitsstunden in ihrer Haupterwerbs-
tatigkeit verwendet?

36

2015-01-0651

Um diese Frage zu untersuchen, wird im Folgenden die
gewOhnliche Wochenarbeitszeit aller Erwerbstadtigen der
Wochenarbeitszeit der Unterbeschéftigten und Uber-
beschaftigten gegeniibergestellt. Die Analyse erfolgt
getrennt fiir Personen mit Nebenjob und Personen ohne
Nebenjob sowie fiir Teilzeit- und Vollzeitbeschaftigte.

5.1 Gewdhnliche Arbeitszeit
in Haupt- und Nebentatigkeit

Die gewdhnlich geleistete Wochenarbeitszeit der Er-
werbstdtigen insgesamt betrug im Jahr 2014 durch-
schnittlich 35,7 Stunden. Teilzeittdatige kamen auf eine
durchschnittliche Wochenarbeitszeit von 19,5 Stun-
den, Vollzeittatige auf 41,9 Stunden. Zwischen den
Geschlechtern gibt es auch hier wieder Unterschiede:
Teilzeitbeschaftigte Mdnner arbeiteten kiirzer als teil-
zeitbeschéftigte Frauen (17,5 gegeniiber 20,0 Stunden),
wahrend vollzeitbeschaftigte Manner langer als vollzeit-
beschéftigte Frauen arbeiteten (42,5 gegeniiber 40,6
Stunden). N Tabelle 10

Die obigen Stundenangaben enthalten auch — soweit
vorhanden — gewdhnlich geleistete Wochenarbeitsstun-
den der Nebentatigkeit. Betrachtet man nur Erwerbs-
tatige ohne Nebenjob, dann reduziert sich die durch-
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Tabelle 10
Gewdhnlich geleistete Wochenarbeitszeit in Haupt- und Nebentdtigkeit 2014
Insgesamt Manner Frauen
1000 Wochenarbeits- 1000 Wochenarbeits- 1000 Wochenarbeits-
stunden 1 stunden|® stunden |l

Erwerbstatige insgesamt 39734 35,7 21209 39,9 18 525 30,9
in Teilzeit 10908 19,5 2223 17,5 8 685 20,0
in Vollzeit 28 826 41,9 18 986 42,5 9840 40,6
Erwerbstdtige ohne Nebenjob 37757 35,4 20242 39,6 17 515 30,7
in Teilzeit 10 144 18,8 2065 16,4 8079 19,4
in Vollzeit 27 614 41,5 18177 42,2 9 437 40,3
Erwerbstdtige mit Nebenjob 1977 41,2 967 47,0 1010 35,6
in Teilzeit im Hauptjob 765 28,6 159 31,4 606 27,9
in Vollzeit im Hauptjob 1212 49,1 809 50,0 403 47,2
Unterbeschiftigte insgesamt 2902 28,4 1376 33,5 1525 23,7
in Teilzeit 1626 19,1 440 18,5 1187 19,3
in Vollzeit 1275 40,3 937 40,6 339 39,3
Unterbeschéftigte ohne Nebenjob 2 687 28,0 1293 33,1 1394 23,2
in Teilzeit 1490 18,4 410 17,8 1079 18,7
in Vollzeit 1197 39,9 882 40,3 314 38,8
Unterbeschéftigte mit Nebenjob 215 33,4 83 39,9 132 29,2
in Teilzeit 136 26,0 29 27,6 107 25,6
in Vollzeit 79 46,1 54 46,6 24 45,2
Uberbeschiftigte insgesamt 915 42,4 506 44,9 409 39,2
in Teilzeit 92 25,2 15 22,7 78 25,6
in Vollzeit 823 44,3 491 45,6 331 42,4
Uberbeschiftigte ohne Nebenjob 859 42,0 473 44,5 386 39,0
in Teilzeit 84 24,4 13 20,6 71 25,1
in Vollzeit 775 43,9 460 45,2 315 42,1
Uberbeschiftigte mit Nebenjob 56 47,9 33 50,9 23 43,6
in Teilzeit 8 32,4 / 37,3 7 30,9
in Vollzeit 48 50,7 31 51,8 16 48,6

Ergebnisse des Mikrozensus.
15- bis 74-)ahrige in Privathaushalten.
1 Gewdhnlich geleistete Wochenarbeitszeit in Stunden; Durchschnitt je Erwerbstétigen.

schnittliche Wochenstundenzahl auf 35,4 Stunden
(Teilzeit: 18,8 Stunden; Vollzeit: 41,5 Stunden). Umge-
kehrt erhoht sich dieser Durchschnittswert auf 41,2
Stunden (Teilzeit: 28,6 Stunden; Vollzeit: 49,1 Stun-
den), wenn ausschlieBlich Erwerbstdtige mit Nebenjob
betrachtet werden. |11

Alle Unterbeschaftigten kamen 2014 insgesamt nur auf
eine durchschnittliche gewdhnliche Wochenarbeits-
zeit von 28,4 Stunden (Teilzeit: 19,1 Stunden; Vollzeit:
40,3 Stunden). Die gewdhnliche Arbeitszeit von Unter-
beschaftigten war damit niedriger als diejenige aller
Erwerbstatigen. Dies gilt auch fiir fast alle Subgruppen.

11 Zur Entwicklung der gewdhnlichen Wochenarbeitszeit in der Haupt-
erwerbstatigkeit seit 1991 sowie im europdischen Vergleich siehe
Kérner/Puch/Wingerter, 2012a, 2012b.
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Einzige Ausnahme sind hier die unterbeschaftigten Man-
ner in Teilzeit, die mit 18,5 Stunden (insgesamt) bezie-
hungsweise 17,8 Stunden (ohne Nebenjob) im Vergleich
zur Referenzgruppe aller Erwerbstétigen (17,5 Stunden
insgesamt; 16,4 Stunden ohne Nebenjob) eine héhere
Wochenarbeitszeit aufwiesen.

Vollsténdig erwartungsgemafie Ergebnisse ergeben sich
beziiglich der gewdhnlichen Wochenarbeitszeiten der
Uberbeschiéftigten. Diese sind durchgéngig hdher als
die aller Erwerbstatigen. Dies gilt fiir sémtliche Unter-
gruppen: Vollzeit/Teilzeit, West/Ost, Manner/Frauen,
mit/ohne Nebenjob. Alle Uberbeschiftigten hatten
2014 insgesamt gewoOhnlich geleistete Wochenarbeits-
zeiten in Hhe von durchschnittlich 42,4 Stunden (Teil-
zeit: 25,2 Stunden; Vollzeit: 44,3 Stunden).
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Mit 35,5 Stunden lag die gewdhnlich geleistete Wochen-
arbeitszeit der Erwerbstdtigen in Westdeutschland
leicht unter, die der Erwerbstdtigen in Ostdeutschland
mit 36,7 Stunden leicht iber dem deutschlandweiten
Durchschnitt. Das Bild dndert sich bei der getrennten
Betrachtung von Vollzeit- und Teilzeiterwerbstéatigen:
Westdeutsche Teilzeitbeschaftigte hatten 2014 eine
gewdhnlich geleistete Arbeitszeit von 18,8 Stunden, die
deutlich unter derjenigen ostdeutscher Teilzeittatiger lag
(22,4 Stunden). Dies traf sowohl fiir teilzeitbeschaftigte
Frauen als auch fiir teilzeitbeschaftigte Mdnner zu (Mén-
ner: 16,9 gegeniiber 19,4 Stunden; Frauen: 19,3 gegen-
tber 23,5 Stunden). Bei der Vollzeitbeschaftigung ergibt
sich dagegen ein anderes Bild. Westdeutsche Vollzeit-
tatige arbeiteten mit durchschnittlich 42,0 Stunden
gewodhnlich langer als ostdeutsche Vollzeitbeschaftigte,
die auf 41,4 Arbeitsstunden je Woche kamen, wobei die
Unterschiede tiberwiegend durch westdeutsche Mdnner
bedingt waren.

5.2 Gewiinschte Wochenarbeitszeit

Im Mikrozensus wird nicht nur die gewdhnlich geleistete
Wochenarbeitszeit in Haupt- und Nebentatigkeit erfasst,
sondern im Falle der Unter- oder Uberbeschaftigung
ebenfalls die Anzahl der insgesamt gewiinschten Stun-
den je Woche erfragt. Beiden Personengruppen wird fol-
gende Frage gestellt:

»Wie viele Stunden pro Woche méchten Sie
insgesamt arbeiten?*

Es wird dabei darauf hingewiesen, dass zur wochent-
lichen Arbeitszeit sowohl Haupt- als auch Nebentatig-
keiten gehdren. Aus der Differenz dieser Angabe und
der Summe der gewohnlich geleisteten Wochenarbeits-
zeit in Haupt- und - falls vorhanden — Nebentatigkeit
kann sodann die gewiinschte Verdanderung der Wochen-
arbeitsstunden berechnet werden.

Tabelle 11
Wunscharbeitszeiten von Unter- und Uberbeschéftigten 2014
Insgesamt Ménner Frauen
1000 gewiinschte 1000 gewiinschte 1000 gewiinschte
Veranderungl? Verdnderungl® Verdnderung|!
Deutschland
Unterbeschéftigte 2902 +11,3 1376 +10,7 1525 +11,9
in Teilzeit 1626 +14,7 440 +18,2 1187 +13,4
in Vollzeit 1275 +7,1 937 +7,2 339 +6,5
Uberbeschiftigte 915 -11,1 506 -11,5 409 -10,6
in Teilzeit 92 -7,6 15 -8,0 78 -7,5
in Vollzeit 823 =115 491 -11,6 331 -11,4
Fritheres Bundesgebiet ohne Berlin-West
Unterbeschéftigte 2224 +10,8 1096 +10,2 1129 +11,4
in Teilzeit 1154 +14,3 299 +18,1 855 +12,9
in Vollzeit 1070 +7,1 797 +7,2 273 +6,6
Uberbeschiftigte 761 -10,1 430 -11,7 330 -10,8
in Teilzeit 80 -7,6 13 =7oll 67 -7,6
in Vollzeit 681 -11,8 417 -11,9 263 -11,6
Neue Lander und Berlin
Unterbeschiftigte 677 +13,0 280 +12,7 397 +13,2
in Teilzeit 472 +15,6 140 +18,2 332 + 14,5
in Vollzeit 205 +7,0 140 +7,3 65 +6,3
Uberbeschiftigte 155 -10,2 76 -10,5 79 =0
in Teilzeit 12 -7,4 2 -10,1 10 -7,0
in Vollzeit 142 -10,4 74 -10,5 68 -10,4

Ergebnisse des Mikrozensus.
15- bis 74-Jdhrige in Privathaushalten.

1 Der Wochenarbeitsstunden; je Beschiftigten mit Anderungswunsch.
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N Exkurs

Bei dieser Berechnung besteht die Moglichkeit, dass sich
unplausible Félle ergeben. Die gewiinschte Verdnderung
sollte bei den Unterbeschéftigten, die ja mehr Stunden
arbeiten wollen, keine Minusstunden ausweisen — bei
den Uberbeschiftigten entsprechend keine Plusstun-
den. Solche Félle treten jedoch in niedrigem Prozentsatz
auf (Unterbeschéftigte: Maximum von 0,1%; Uberbe-
schaftigte: Maximum von 3,5 %). Diese Félle wurden fiir
die Durchschnittsberechnung der gewiinschten Verdn-
derung der Wochenstunden herausgenommen, genau
wie die Félle ,,Ohne Angabe“ oder die Fille mit einer
gewiinschten Wochenstundenveranderung von Null. Die
Basis dieser Berechnungen lag nach dieser Bereinigung
bei durchschnittlich 96,7 % (Unterbeschaftigte) bezie-
hungsweise 94,6 % (Uberbeschiftigte) der Fille.

Die insgesamt 2,902 Millionen Unterbeschéftigten in
Deutschland wiinschten sich demnach, ihre Wochen-
arbeitszeit durchschnittlich um 11,3 Stunden zu erho-
hen. Passend zu den Ergebnissen zur gewdhnlich
geleisteten Arbeitszeit wollten die 1,626 Millionen
Unterbeschéftigten in Teilzeit ihre Wochenstundenzahl
um 14,7 Stunden erhéhen — teilzeittdatige Manner um
18,2 Stunden, teilzeittdtige Frauen um 13,4 Stunden. Die
geschlechtsspezifischen Unterschiede sind in West- und
Ostdeutschland unterschiedlich stark ausgepragt. Bei
den unterbeschéftigten Frauen in Teilzeitbeschaftigung
fallt auf, dass im Jahr 2014 die gewdhnlich geleisteten
Wochenarbeitsstunden in Ostdeutschland mit 21,5
Stunden bereits hoher waren als die der westdeutschen
teilzeitbeschaftigten Frauen. Die zusatzlich gewiinschte
Wochenstundenzahllag —trotz héherer Ausgangsbasis —
dennoch bei den ostdeutschen Frauen mit 14,5 Stunden
hoher als bei den westdeutschen Frauen (12,9 Stun-

Tabelle 12

den). Ostdeutsche unterbeschiftigte Frauen in Teilzeit-
beschaftigung wiinschten sich also insgesamt hdhere
Wochenarbeitsstunden als unterbeschaftigte westdeut-
sche Frauen in Teilzeitbeschaftigung. N Tabelle 11

Unterbeschaftigte, die bereits eine Vollzeittatigkeit
ausiiben, haben eine niedrigere gewdhnlich geleistete
Wochenarbeitszeit als alle Erwerbstdtigen und wollten
diese 2014 um durchschnittlich 7,1 Stunden erh6hen.
Obwohl unterbeschéftigte vollzeittatige Manner bereits
eine hohere geleistete Wochenarbeitszeit aufwiesen als
ihre weiblichen Kolleginnen, wollten sie ihre Stunden-
zahl mit 7,2 Stunden starker erhéhen als Frauen (6,5
Stunden).

Tabelle 11 zeigt auerdem, dass sich die 915000 Uber-
beschaftigten wiinschten, ihre Wochenarbeitszeit um
durchschnittlich 11,1 Stunden zu reduzieren. Die relativ
wenigen Uberbeschiftigten, die einer Teilzeitbeschifti-
gung nachgingen, wollten eine durchschnittliche Reduk-
tion ihrer Wochenarbeitszeit um 7,6 Stunden — Vollzeit-
tatige, die Uberbeschéftigt waren, wiinschten eine
hohere Reduktion ihrer Wochenarbeitszeit um durch-
schnittlich 11,5 Stunden, im Westen sogar um 11,8
Stunden.

Aus den Arbeitszeitwiinschen der Unter- und Uber-
beschéftigten ergab sich 2014 perSaldo ein ungenutztes
Arbeitspotenzial in Hohe von 22,648 Millionen Arbeits-
stunden je Woche. Bei den Frauen lag das ungenutzte
Arbeitspotenzial mit 13,732 Millionen Arbeitsstunden
héherals bei den Mannern, die 8,915 Millionen Stunden
verzeichneten. Dieses ungenutzte Potenzial entsprache
insgesamt rein rechnerisch rund 566 000 Vollzeitstellen
mit jeweils 40 Wochenstunden. X Tabelle 12

Auf das gesamte Arbeitsvolumen aller Unter- und Uberbeschéftigten bezogener Saldo 2014

Deutschland

Fritheres Bundesgebiet ohne Berlin-West

Neue Lander und Berlin

insgesamt ‘ Manner Frauen zusammen Manner Frauen zusammen Manner Frauen
1000
Saldo aus Plus- und
Minusstunden 22 648 8915 13732 15412 6135 9277 7227 2779 4 448
Dies entspricht bei
40 Wochenstunden
... Vollzeitstellen 566 223 343 385 153 232 181 69 111
32 Wochenstunden
... Vollzeitstellen 708 279 429 482 192 290 226 87 139

Ergebnisse des Mikrozensus.
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Fazit

Im Jahr 2014 waren von insgesamt 39,735 Millionen
Erwerbstdtigen 7,3% unterbeschaftigt. Damit hatten
rund 2,902 Millionen Erwerbstadtige den Wunsch nach
zusatzlichen Arbeitsstunden und waren fiir diese auch
verfiigbar. Darunter waren 1,626 Millionen Teilzeittatige
und 1,275 Millionen Vollzeittatige. Unterbeschaftigte in
Teilzeit wollten ihre Wochenarbeitszeit um durchschnitt-
lich 14,7 Stunden erhdhen, Unterbeschéftigte in Vollzeit
um durchschnittlich 7,1 Stunden.

44% aller Unterbeschéftigten hatte bereits eine Voll-
zeitbeschéftigung, bei den unterbeschaftigten Mannern
waren dies sogar 68,1 %. Unterbeschaftigung bei einer
Vollzeittatigkeit betrifft vorrangig Manner, Unterbeschaf-
tigung bei einer Teilzeittatigkeit dagegen Frauen: Im
fritheren Bundesgebiet ohne Berlin-West lagen diese
Anteile 2014 jeweils liber 70 %.

Unterbeschaftigung und unfreiwillige Teilzeitbeschaf-
tigung sind zwei Indikatoren, die ungenutztes Arbeits-
stundenpotenzial anzeigen. Dennoch sind ihre Schnitt-
mengen nicht immer besonders gro und auferdem
stark von soziodemografischen Merkmalen abhéangig.
So arbeitet zum Beispiel die liberwiegende Mehrheit
der ostdeutschen unterbeschaftigten Frauen gleichzei-
tig unfreiwillig Teilzeit. Die Mehrheit der unterbeschaf-
tigten Frauen in Westdeutschland ist jedoch freiwillig
teilzeitbeschaftigt. Dies erklart auch, warum sich unter-
beschaftigte ostdeutsche Frauen in Teilzeitbeschaf-
tigung insgesamt hohere Wochenarbeitsstunden wiin-
schen als unterbeschaftigte westdeutsche Frauen in
Teilzeitbeschéftigung.

Die Schnittmenge von Unterbeschéftigung und gering-
fligiger Beschaftigung ist nicht sehr hoch. Personen in
geringfligiger Beschaftigung wollen nicht automatisch
mehr Stunden arbeiten. Umgekehrt befinden sich Unter-
beschaftigte nicht mehrheitlich in einer geringfiigigen
Beschaftigung.

Betrachtet man die Uberbeschaftigung, also das Gegen-
stiick zur Unterbeschaftigung, dann zeigt sich, dass
nur 915000 Erwerbstdtige beziehungsweise 2,3 % der
Erwerbstidtigen lieber weniger arbeiten wiirden. Uber-
beschaftigte Erwerbstdtige sind iiberwiegend in einer
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Vollzeitbeschéftigung und wollten ihre Wochenarbeits-
zeit 2014 um durchschnittlich 11,5 Stunden verringern.
Erwerbstatige, die bereits eine Teilzeittatigkeit ausiibten
und dennoch {iberbeschaftigt waren, wiirden durch-
schnittlich eine um 7,6 Stunden reduzierte Wochen-
arbeitszeit bevorzugen.

Aus den Arbeitszeitwiinschen der Unter- und Uber-
beschaftigten ergibt sich, dass 2014 insgesamt deutlich
mehr Erwerbstatige langer als kiirzer arbeiten wollten.
Per Saldo erhdlt man ein ungenutztes Arbeitspoten-
zial von knapp 22,648 Millionen Arbeitsstunden pro
Woche. Dieses ungenutzte Potenzial entsprdche rein
rechnerisch rund 566 000 Vollzeitstellen mit jeweils 40
Wochenstunden. 11l
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GRUND UND BODEN ALS BESTAND-
TEIL DER VOLKSWIRTSCHAFTLICHEN
VERMOGENSBILANZEN

Dr. Oda Schmalwasser, Sascha Brede

N Schliisselwérter: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen — Vermdgensbilanzen —
Grund und Boden — Bodenrichtwert — Umbewertungsgewinne/-verluste — BIP

ZUSAMMENFASSUNG

Grund und Boden ist eine 6konomisch bedeutsame natiirliche Ressource, deren
Quantifizierung schwierig ist. Daher war in den deutschen volkswirtschaftlichen Ver-
mogensbilanzen bisher nur eine Schatzung fiir das bebaute Land enthalten. Fiir den
Nachweis des Gesamtwertes des Grund und Bodens in den volkswirtschaftlichen Ver-
mogensbilanzen wurden im Statistischen Bundesamt Methoden entwickelt, deren
Datengrundlage die Flachenerhebung nach Art der tatsachlichen Nutzung und die
durchschnittlichen Bodenrichtwerte sind. Die neuen Ergebnisse werden erstmals in
der Gemeinschaftsveroffentlichung mit der Deutschen Bundesbank ,,Sektorale und
gesamtwirtschaftliche Vermégensbilanzen 1999 bis 2014 nachgewiesen.

N Keywords: National accounts — balance sheets — land — standard land value —
holding gains and losses — GDP

ABSTRACT

Land is an economically significant natural resource that is difficult to quantify. There-
fore the balance sheets for the German economy only included estimates for land un-
derlying buildings and structures in the past. Recently, the Federal Statistical Office
has developed methods based on data from the survey of areas by type of actual use
and average standard land values to show the total value of land in the balance sheets
for the total economy. The new results have for the first time been released in the
“Balance sheets for institutional sectors and the total economy, 1999 — 2014”, a joint
publication of the Federal Statistical Office and the Deutsche Bundesbank.
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Einleitung

Der Grund und Boden ist eine wichtige natiirliche
Lebensgrundlage menschlicher Existenz. Er dient vielfal-
tigen Zwecken, unter anderem der Produktion von Nah-
rung und Rohstoffen, wie Holz und Kork, als Bauplatz fiir
Wohngebdude, Transportwege und andere Gebdude mit
vielfaltigen Nutzungen, als Grundlage fiir Parks und Gar-
ten zur Erbauung und Erholung, um nur einige zu nen-
nen. Dabei wird er auch in vielfdltiger Weise verdndert
— urbar gemacht, bepflanzt, bebaut und so weiter. Alle
diese Tatigkeiten des Menschen werden im Rahmen der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) als Pro-
duktion erfasst und gehen in das Bruttoinlandsprodukt
ein. So wird beispielsweise die Errichtung von Bauten
mit allen zugehorigen Arbeiten als Bruttoanlageinvesti-
tionen erfasst und die Bauten sind dann Teil des volks-
wirtschaftlichen Anlagevermogens. Die zugehorigen
Grundstiicke, die zusammen mit den Bauten die Immo-
bilien bilden, sind jedoch nicht Bestandteil des volks-
wirtschaftlichen Anlagevermdégens. lhre Kaufe und Ver-
kadufe saldieren sich innerhalb einer Volkswirtschaft. Sie
konnen nicht durch Produktion geschaffen werden und
gehdren daher zu den nichtproduzierten Vermdgens-
gltern.

Gemaf} dem Europdischen System Volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnungen (ESVG) 2010 sind nichtproduzierte
Vermogensgiiter wirtschaftliche Vermodgenswerte, die
nicht durch einen Produktionsprozess entstanden sind.
Dazu zdhlen natiirliche Ressourcen, Nutzungsrechte
sowie Firmenwert und einzeln verdufierbare Marketing-
Vermdgenswerte. Der Grund und Boden gehort zu den
natiirlichen Ressourcen (ESVG 2010, Ziffer 7.24 und
Tabelle 7.1). Alle (nichtfinanziellen) Vermodgensgiiter
— produzierte und nichtproduzierte — bilden das Sach-
vermdgen oder Realvermdgen und werden mit dem
Geldvermogen in der Vermdgensbilanz zusammen-
gefasst. Die Vermdgensbilanz schliet das Kontensys-
tem der VGR ab.

Eine Vermogensbilanz ist eine Aufstellung der wirt-
schaftlichen Vermégenswerte (Aktiva) und der ausste-
henden Verbindlichkeiten (Passiva) von institutionellen
Einheiten, Sektoren und der Volkswirtschaft insgesamt
zu einem bestimmten Zeitpunkt. In die Vermégenbilanz
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sind prinzipiell alle Aktiva einzubeziehen, die die Defi-
nition fiir wirtschaftliche Vermogenswerte erfiillen, das
heif3t an denen Eigentumsrechte bestehen und die ihren
Eigentiimern wirtschaftliche Vorteile bringen. Diese Ver-
mogensgrenze der VGR (asset boundary) ist insbeson-
dere fiir die Abgrenzung der natiirlichen Ressourcen
vom Naturvermdgen wichtig. Das bedeutet, dass auch
nur der Teil des Grund und Bodens eines Landes in die
gesamtwirtschaftliche Vermégensbilanz einzubeziehen
ist, der diese beiden Bedingungen — Existenz eines
Eigentlimers (der auch der Staat sein kann) und Erbrin-
gen wirtschaftlicher Vorteile — erfiillt (ESVG 2010, Ziffern
7.01, 7.15 und 7.26).

Praktisch ist die Umsetzung dieser methodischen Vorga-
ben allerdings nicht so einfach, sowohl, was die Tren-
nung von Grund und Boden von den auf ihm befind-
lichen Bauwerken, Baumen und Ahnlichem, als auch die
Bewertung des Grund und Bodens anbelangt. Deshalb
gab es bisher auch nur eine Schatzung der Deutschen
Bundesbank zum Bauland beziehungsweise bebauten
Land auf der Basis der Flachenerhebung nach Art der
tatsdchlichen Nutzung und der Statistik der Kaufwerte
fur Bauland (Deutsche Bundesbank, 2008, hier: Seite
42). Fiir alle anderen Teile des Grund und Bodens, ins-
besondere fiir land- und forstwirtschaftliche Flachen,
lagen bisher keine aktuellen Schadtzungen vor.I1 Seit
2010 werden vom Statistischen Bundesamt in enger
Zusammenarbeit mit der Deutschen Bundesbank sek-
torale und gesamtwirtschaftliche Vermodgensbilanzen
der Bundesrepublik Deutschland veréffentlicht (Statisti-
sches Bundesamt/Deutsche Bundesbank, 2014). Darin
wurden alle verfligharen Daten der beiden Institutionen
zum gesamtwirtschaftlichen und sektoralen Vermégen
nutzerfreundlich in einer Darstellung zusammengefasst.
Auch diese Schatzungen zum bebauten Land wurden
aufgenommen und mit der Entwicklung der Siedlungs-
und Verkehrsflache als Volumenkomponente und dem
zwischenzeitlich entwickelten Preisindex fiir Bauland als
Preiskomponente bis zum jeweils aktuellen Berichtsjahr
fortgeschrieben. Weitere nichtproduzierte Vermdgens-
giiter konnten nicht nachgewiesen werden. |2

1 Erste Schatzungen des Wertes des Grund und Bodens fiir das frithere
Bundesgebiet gab es im Rahmen der Erstellung von volkswirtschaft-
lichen Vermégensbilanzen fiir das Jahr 1980 (Liitzel, 1984, Seite
147).

2 Zur Datenverfiigbarkeit und den Problemen bei der Erfassung der
produzierten und nichtproduzierten Vermogensgiiter siehe
Schmalwasser/Miiller, 2009, insbesondere Seite 140 f.
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Da der Grund und Boden eine 6konomisch bedeutsame
natiirliche Ressource ist, sollte er auch in der Vermo-
gensbilanz dargestellt werden. Dies wird seit Langerem
von verschiedenen Institutionen, darunter der Europdi-
schen Zentralbank, gefordert und fand schlie3lich nach
umfangreichen Diskussionen mit den Mitgliedslandern
der Europdischen Union seinen Niederschlag im neuen
Lieferprogramm des ESVG. Demnach sind als Minimal-
forderung Daten zum Grund und Boden der privaten
Haushalte und privaten Organisationen ohne Erwerbs-
zweckab 2017 an das Statistische Amt der Europdischen
Union (Eurostat) zu liefern (Europédische Union, 2014b,
Tabelle 26). Deshalb wurde im Statistischen Bundes-
amt ein durch Eurostat geférdertes Forschungsprojekt
»Ermittlung und Bewertung von Méglichkeiten zur Ein-
beziehungvon Land/Immobilien in die Vermégensbilanz
(Tabelle 26)“ bearbeitet. Die Ergebnisse dieses Projekts
sind in die im November 2015 veréffentlichte tiberar-
beitete Gemeinschaftsveréffentlichung ,,Sektorale und
gesamtwirtschaftliche Vermodgensbilanzen 1999 bis
2014“ (Statistisches Bundesamt/Deutsche Bundes-
bank, 2015) eingeflossen. Sie werden in diesem Aufsatz
zusammen mit den relevanten Methoden, Datengrund-
lagen und angewandten Berechnungsverfahren darge-
stellt. Ubersicht 1 zeigt die in der Verdffentlichung ent-
haltenen Positionen, ergdnzt um die Zuordnung zu den
produzierten und nichtproduzierten Vermdgensgiitern.
N Ubersicht 1

Ubersicht 1
Erfasste Bilanzpositionen in den Vermdgensbilanzen

AKTIVA PASSIVA

Sachvermaogen Fremdkapital

Kredite und sonstige Verbindlich-
keiten

Produzierte Vermdgensgiiter
Alle Anlagegiiter
Sachanlagen
Nutztiere und Nutzpflanzungen
Ausrlistungen
Bauten
Wohnbauten
Nichtwohnbauten
Geistiges Eigentum
Nichtproduzierte Vermdgensgiiter
Grund und Boden
Bebautes Land
Geldvermdgen Eigenkapital
Bargeld und Einlagen Anteilsrechte
Wertpapiere Reinvermogen

Ubrige Forderungen
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Parallel zur Arbeit an dem Forschungsprojekt haben die
Autoren auch aktiv in der Task Force zu Grund und Boden
und anderen Vermdgensgiitern (Task Force on Land and
other non-financial assets) mitgearbeitet, die von Euro-
stat und der Organisation fiir wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) gemeinsam geleitet
wurde. Hier haben iiber einen Zeitraum von zwei Jahren
Expertinnen und Experten von Eurostat, der OECD, der
Europdischen Zentralbank (EZB) sowie statistischer Ins-
titutionen der Mitgliedslander dieser Organisationen
einen Leitfaden zur Ermittlung des Gesamtwertes von
Grund und Boden (Eurostat-OECD compilation guide
on land estimation) erarbeitet (Europdische Union/
OECD, 2015). Der Leitfaden setzt sich mit den vielfél-
tigen Aspekten der Ermittlung des Wertes von Grund
und Boden im Rahmen der VGR auseinander und stellt
verschiedene Vorgehensweisen detailliert vor.|3 Die Ver-
offentlichung eines solchen Leitfadens verdeutlicht die
wachsende Bedeutung einer angemessenen Einbezie-
hung von Grund und Boden in die Vermdgensbilanzen
im Rahmen der VGR.

2

Methodische Grundlagen

Bei der Ermittlung des Gesamtwertes von Grund und
Boden ist generell zwischen der indirekten und der
direkten Methode zu unterscheiden. Welche Methode
anzuwenden ist, wird primdr durch die zur Verfiigung ste-
henden Daten bestimmt. Dariiber hinaus sind methodi-
sche Uberlegungen beziiglich der Vollstdndigkeit der zu
bewertenden Vermogensgiiter zu beachten. Die Daten-
lage in Deutschland wurde unter Beriicksichtigung die-
ser Aspekte hinsichtlich der anzuwendenden Methode
analysiert und die Ergebnisse werden im anschlief3en-
den Kapitel 3 dargestellt.

Indirekte Methode

Zentral fiir die Anwendung der indirekten Methode
— manchmal auch Immobilienansatz genannt — ist das

3 Kenntnisse und Erfahrungen der teilnehmenden Fachleute in den
jeweils betrachteten Bereichen dienten als Basis fiir die Erstellung
des Leitfadens. Das Statistische Bundesamt konnte hier insbeson-
dere fiir die Aspekte Klassifikation und direkte Bewertung von Grund
und Boden einen wichtigen Beitrag leisten.
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Vorliegen eines kombinierten Gesamtwertes fiir den
Immobilienbestand eines Landes. Gesamtwert bedeutet
in diesem Zusammenhang, dass fiir die Immobilien ein
Wert bestehend aus Bauten (Geb&duden und baulichen
Anlagen) und dem dazugehérigen Grund und Boden
(den gesamten zu den Bauten gehorigen Grundstiicken)
zur Verfligung steht beziehungsweise ermittelt werden
kann. Dann kann durch Subtraktion des im Rahmen der
VGR auf Basis der Perpetual Inventory Method (PIM)
(Schmalwasser/Schidlowski, 2006) ermittelten Gesamt-
wertes der Bauten als Differenz der Gesamtwert des
bebauten Landes ermittelt werden. Ein analoges Verfah-
ren ist auch fir Wald und mit Nutzpflanzungen (Dauer-
kulturen) bewachsenen Boden, wie Weinbergen und
Obstplantagen, anwendbar, sofern ein Vermdgenswert
fiir den Bewuchs aus den VGR bereits vorhanden ist.

Aus dieser Beschreibung der indirekten Methode lasst
sich leicht ablesen, dass sie fiir einige Landnutzungs-
arten nicht anwendbar ist, beispielsweise fiir das Gros
der landwirtschaftlichen Flachen, bei denen kein kombi-
niertes Vermogensgut vorliegt. Der Wert dieser Flachen
muss durch alternative Ansdtze ermittelt werden, um
Vollstéandigkeit zu garantieren. Auf eine ausfiihrlichere
Darstellung der indirekten Methode mit ihren drei Vari-
anten wird an dieser Stelle verzichtet. Sie findet sich
in dem internationalen Leitfaden (Europdische Union/
OECD, 2015, Chapter 6).

Direkte Methode

Bestimmend fiir die direkte Methode ist, dass allen
Grundstiicken beziehungsweise Bodennutzungsarten
ein Preis fiir den reinen Grund und Boden ohne Bestand
oder Bewuchs zugeordnet werden kann. Durch Multipli-
kation der Preise (je Flacheneinheit) mit den zugehdri-
gen Fldchen und Summation kann dann der Gesamtwert
des Grund und Bodens ermittelt werden. Da die gesamte
Flache erfasst wird, die in die Vermdgensbilanzen ein-
zubeziehen ist, kann auf diesem Wege auch Vollstan-
digkeit gesichert werden. Demzufolge handelt es sich
bei der direkten Methode nicht nur um eine Alternative,
sondern zumindest fiir Teile des Grund und Bodens um
eine notwendige Ergdnzung zur indirekten Methode.
Diese Tatsache in enger Verbindung mit der Datenlage
in Deutschland (siehe Kapitel 3 Datengrundlagen) fiihrt
dazu, dass fiir die Bundesrepublik Deutschland die
direkte Methode angewendet wird, um den Gesamtwert
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des Grund und Bodens zu ermitteln. Aus diesem Grund
wird sie hier in ihren Grundziigen dargestellt:

Ausgehend von der Tatsache, dass die jeweilige Nut-
zungl4 einer Fliche unmittelbaren Einfluss auf den Preis
hat, ist es notwendig, dass fiir jede verfiighare Land-
nutzungsart ein Preis (je Quadratmeter) vorhanden ist
beziehungsweise ermittelt werden kann. So hat bei-
spielsweise eine landwirtschaftliche Flache einen deut-
lich niedrigeren Quadratmeterpreis als eine entspre-
chende Flache fiir Wohngebédude. Dieser Preis wird dann
mit der zugehdrigen Flache multipliziert und so der Wert
fur die jeweilige Nutzungsart ermittelt. Das der direkten
Methode zugrunde liegende Modell fiir die Volkswirt-
schaft insgesamt kann fiir den Zeitpunkt ¢ zusammen-
fassend mit dem folgenden mathematischen Ausdruck
beschrieben werden:

n
(1) WGBt =Zpi’['xi,t
i=1

Dabei ist WGB; der Gesamtwert des Grund und Bodens
zum Zeitpunkt t, p;; der Durchschnittspreis (beispiels-
weise EUR je m2) der Landnutzungsart i zum Zeitpunkt t
und x; ; die dazugehdorige Flache (beispielsweise m?) der
Nutzungsart i zum Zeitpunkt t. Dabei ist wesentlich, dass
der verwendete Durchschnittspreis auch tatsdchlich
reprasentativ fiir die gesamte Flache der jeweiligen Nut-
zungsart ist. Wegen des starken Einflusses der Lage auf
den Grundstiickspreis bedeutet das, dass die Berech-
nungen entweder in tiefer regionaler Gliederung durch-
gefiihrt werden miissen oder dass der verwendete Preis
flaichengewichtet ermittelt wird, sodass den jeweiligen
lokalen Gegebenheiten ausreichend Geniige getan wird.

Trennung von Preis- und
Volumenentwicklung

In den VGR spielt die Darstellung der preisbereinigten
oder realen Entwicklung eine groe Rolle. Dazu ist die
Trennung der Preisentwicklung von der Volumenentwick-
lung notwendig. Wenn sich aber die gesamtwirtschaft-
liche Flache als Volumenkomponente nicht dndert,

4 Zu beachten ist an dieser Stelle der Unterschied zwischen Landnut-
zung und Landbedeckung. So wird eine Flache beispielsweise fiir
forstwirtschaftliche Zwecke genutzt, bedeckt ist sie aber mit Laub-
baumen. Fir die Ermittlung des Gesamtwertes von Grund und Boden
steht die Landnutzung im Fokus der Betrachtung.
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resultiert dann nicht jede Wertdnderung nur aus Preis-
anderungen? Hier muss beriicksichtigt werden, dass
es neben Volumenadnderungen durch Transaktionen fiir
produzierte und nichtproduzierte Vermégensgiiter auch
sonstige reale Vermogensanderungen gibt. Dazu zahlen
auch die erstmalige wirtschaftliche Nutzung sowie qua-
litative Anderungen von Naturvermégensgiitern infolge
von Anderungen der wirtschaftlichen Nutzung, wie bei-
spielsweise die Umwidmung von Ackerland zu Bauland
[ESVG 2010, Ziffern 6.06e) und f)]. Volumen&dnderung
wird in diesem Zusammenhang so verstanden, dass
sich die Landnutzungsart beziehungsweise Klassifi-
kation (auch ,Qualitdt®) einer Flache andert. Wird bei-
spielsweise eine Flache x im Jahr t nicht bewertet, weil
als Od- oder Brachland wirtschaftlich nicht genutzt, im
Jahr t+1 aber in wirtschaftliche Nutzflaiche umgewan-
delt und damit in die Bewertung einbezogen, so ist der
dadurch entstandene Wertzuwachs als eine Anderung
des Volumens zu betrachten. Gleiches gilt fiir den — fiir
Deutschland sicher eher typischen — Fall, dass zwischen
den Jahren f und t+1 eine Flache von beispielsweise
Griinland in Ackerland oder Ackerland in Bauland umge-
wandelt wird. Mithilfe dieser Betrachtungsweise ist es
moglich, die Anderungen im Wert des Landes zu quanti-
fizieren, welche als Folge einer ,,reinen* Preishewegung
Umbewertungsgewinne beziehungsweise -verluste oder
als Folge einer Volumenbewegung sonstige reale Vermo-
gensanderungen sind.

Die Anwendung der direkten Methode ermdglicht neben
der Ermittlung des Gesamtwertes des Grund und Bodens
eine Betrachtung der Ergebnisse unterteilt nach diesen
beiden Komponenten. Im Leitfaden zur Bewertung von
Grund und Boden wird dazu folgendes Vorgehen vor-
geschlagen (Europdische Union/OECD, 2015, Ziffer 5.1
ff.): Ausgangspunkt ist die bereits dargestellte Formel
(1) zur Ermittlung des Gesamtwertes von Grund und
Boden. Fiir die einzelnen Landnutzungsarten i ldsst sich
gemaf3 dieser Formel die absolute Wertanderung AWGB
zwischen den Zeitpunkten t und t+1, also fiir das Jahr
t+1, ermitteln:

(2) AWGB;;,,=WGB; .1~ WGB; ;=
pi,t+1 : Xi,t+1_p,"t' Xi t
Ausgehend von der ermittelten absoluten Wertdande-

rung ldsst sich diese dann in Umbewertungsgewinne/
-verluste einerseits sowie Volumendnderungen ande-
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rerseits flir die jeweilige Nutzungsart i aufteilen. Um-
bewertungsgewinne/-verluste UGV fiir die Landnut-
zungsart i im Jahr t+1 kénnen gemaf; dem folgenden
Ausdruck abgeleitet werden:

(3) UGV, o1 =X,-(P, 11— P; )

Das heit, die Umbewertungsgewinne beziehungs-
weise -verluste (holding gains/losses) werden ermit-
telt, indem die (,reine®) Preisdnderung der jeweiligen
Landnutzungsart zwischen den Jahren t und t+1 auf die
Flache des Jahres t angewandt wird. Damit ergibt sich
die Wertdanderung fiir den Fall, dass das Vermogensgut
mit unveranderter Nutzung im Bestand verbleibt, also
»gehalten® wird (holding gain/loss). Ist dieser Wert
ermittelt worden, ergibt sich die Volumendnderung
AVol als Differenz von totaler Wertdnderung abziiglich
Umbewertungsgewinnen/-verlusten:

(4) AVol; ¢4 = AWGB; ¢, 1= UGV ¢, 1

Eine Berechnung der Umbewertungsgewinne/-verluste
als Differenz ist ebenfalls moglich, falls die Volumenan-
derungen zuerst berechnet werden (Europdische Union/
OECD, 2015, Ziffer 5.25 ff.). Das Vorgehen sowie die
Datenanforderungen sind analog.

Institutionelle Sektoren

Vermogensbilanzen sollen im Rahmen der VGR nicht
nur fiir die Volkswirtschaft insgesamt, sondern auch
fur die institutionellen Sektoren finanzielle und nicht-
finanzielle Kapitalgesellschaften, Staat sowie private
Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbs-
zweck aufgestellt werden. Einige Ldnder gehen sogar
noch weiter und ermitteln auch fiir Wirtschaftsbereiche
Vermogensbilanzen. Deshalb wird dem Thema sektorale
Untergliederung und Kreuztabellen auch im internatio-
nalen Leitfaden ein eigenes Kapitel gewidmet (Europa-
ische Union/OECD, 2015, Chapter 7). Ideal wére natiir-
lich die integrierte Berechnung des Wertes des Grund
und Bodens fiir die Volkswirtschaft insgesamt und die
Sektoren mit der gleichen Methode. Lassen das die ver-
fugbaren Datenquellen nicht zu, kdnnen die ermittelten
Gesamtwerte fiir die einzelnen Landnutzungsarten auch
erst in einem zweiten Schritt auf die Sektoren aufgeteilt
werden. Das ist in Deutschland der Fall.

47



Dr. Oda Schmalwasser, Sascha Brede

Dafiirkommen - abhangig von den vorhandenen Daten —
verschiedene Methoden infrage, direkte und verschie-
dene Varianten der indirekten Methode — auch in Kom-
bination. Liegen beispielsweise Flachendaten aus ande-
ren Quellen nach Eigentiimern vor, so kann die direkte
Methode weitgehend genutzt werden. Eine Abwandlung
des “land to structure ratio approach” (Europdische
Union/OECD, 2015, Chapter 6.3 und Ziffern 7.45 bis
7.49) bietet sich an, wenn im Falle von Immobilien keine
Eigentiimerangaben zu den Grundstiicken vorhanden
sind. Dann kann hilfsweise die sektorale Zuordnung der
Bauten aus der Anlagevermdgensrechnung genutzt wer-
den, um das zugehorige bebaute Land auf die Sektoren
aufzuteilen, indem die gesamtwirtschaftliche Relation
von Land zu Bauten fiir alle Sektoren unterstellt wird.
Gibt es dariiber hinaus noch verldssliche Daten, wie
diese Relationen fiir einzelne Sektoren von der gesamt-
wirtschaftlichen abweichen, so kdnnen auch diese ent-
sprechend genutzt werden.

3

Datengrundlagen

Die Analyse der Datenlage in Deutschland ergab, dass
ein kombinierter Gesamtwert fiir Immobilien nicht fla-
chendeckend vorhanden ist und auch die vorliegenden
Einzeldaten zu Immobilienpreisen und Objekten nicht
ausreichen, um einen solchen Gesamtwert verldsslich
zu bestimmen. Das liegtinsbesondere an derim Verhalt-
nis zu den Gesamtobjekten geringen Zahl der jahrlichen
Verkaufsfélle sowie an der Vielfalt und Unterschiedlich-
keit der den Immobilienpreis bestimmenden Merkmale,
sowohl was die Charakteristika und das Alter der Bau-
ten als auch was die Lage und Grofie der Grundstiicke
betrifft. Deshalb ist die indirekte Methode derzeit kein
geeigneter Ansatz, um den Gesamtwert des bebauten
Landes in Deutschland zu ermitteln. Das kénnte sich
in Zukunft andern, falls sich bei den Diskussionen zur
Grundsteuerreform das ,Verkehrswertmodell“ durch-
setzt. Dann wiirden fiir die rund 30 Millionen Grund-
steuerobjekte Basisdaten geschaffen werden, die auch
fiir die VGR verwertbar waren, weil sie den Bewertungs-
vorschriften geniigen diirften. Das ist aber offensichtlich
noch in weiter Ferne, weil bisher nur Testrechnungen
auf der Basis von 24 500 Objekten durchgefiihrt wurden
(Schwabe/Krause, 2012, und Billanitsch, 2013).
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Fiir die Anwendung der direkten Methode werden Daten
zu Preisen und Fldachen bendétigt. Ideal wére es, wenn
diese sehr detailliert in regionaler Tiefe nach Landnut-
zungsarten und gleichzeitig auch nach Eigentiimern
beziehungsweise Gruppen von Eigentiimern entspre-
chend den institutionellen Sektoren vorldgen. Die fiir die
Anwendung der direkten Methode bendétigten Flachen-
und Preisangaben werden in Deutschland hauptséachlich
aus zwei Datenquellen gewonnen. Angaben zum Eigen-
tiimer sind darin aber nicht enthalten.

Flichenangaben

Die benoétigten Flachenangaben werden durch das
Datenangebot der amtlichen Statistik zur Verfligung
gestellt. Quelle dafiir ist die nationale Flachenstatistik,
genauer die Fldchenerhebung nach Art der tatsdchlichen
Nutzung. Bei dieser handelt es sich um eine Sekundar-
statistik, welche vorliegende Registerdaten auswertet
(Arnold, 2015, Seite 70). Die Daten verdffentlicht das
Statistische Bundesamt auf Bundeslandebene (Statis-
tisches Bundesamt, 2014a). Seit 2009 wird diese Sta-
tistik jahrlich aktualisiert, davor alle vier Jahre (Statis-
tisches Bundesamt, 2014a, Seite 4). Auf Bundesebene
werden in dieser Statistik nur Merkmale in Ubereinstim-
mung mit dem sogenannten Mindestverdffentlichungs-
programm des Nutzungsartenverzeichnisses des Amt-
lichen Deutschen Vermessungswesens (AdV) dargestellt.
N Ubersicht 2

Ubersicht 2
Mindestverdffentlichungsprogramm
Geb&ude- und Freifliche (GF)

GF Wohnen

GF Gewerbe und Industrie
Betriebsflache (BF)

BF Abbauland
Erholungsflache

Griinanlage
Verkehrsflache
StraBe, Weg, Platz
Landwirtschaftsflache
Moor
Heide
Waldflache
Wasserflache
Flachen anderer Nutzung
Friedhof
Unland
Nachrichtlich: Siedlungs- und Verkehrsflache
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N Exkurs

Durch eine Umstellung von den Automatisierten Lie-
genschaftsbiichern (ALB) zum Amtlichen Liegenschafts-
kataster-Informationssystem (ALKIS) ergab sich eine
Neuordnung des Nutzungsartenverzeichnisses. Der neue
Nutzungsartenkatalog weicht vom bisherigen Nutzungs-
artenverzeichnis ab und umfasst 28 Nutzungsarten-
kategorien, die zwingend zu fiihren sind. Zum Zeitpunkt
der Berechnungen war ein flachendeckender Zugang zu
diesen umgestellten Daten nicht méglich, sodass mit
den bisher erhobenen Daten auf Basis des Nutzungs-
artenverzeichnisses der Arbeitsgemeinschaft der Ver-
messungsverwaltungen der Lander der Bundesrepublik
Deutschland (AdV, 1991) gearbeitet wurde.

Die Anteile der Landnutzungsarten des Mindestverof-
fentlichungsprogramms an der wirtschaftlich genutzten
Flache der Bundesrepublik Deutschland fiir das Jahr
2013 zeigt die Grafik 1. Dabei wird bereits die Vermo-
gensgrenze der VGR beriicksichtigt, indem die Landnut-
zungsart Unland aus der Gesamtflache ausgeklammert
wurde. Dem liegt die Annahme zugrunde, dass Unland
keine wirtschaftlichen Vorteile bringt und daher nicht
die Kriterien fiir ein volkswirtschaftliches Vermogensgut
erfillt.

Es wird deutlich, dass zwischen den jeweiligen Land-
nutzungsarten erhebliche Unterschiede in ihrem jewei-
ligen Anteil an der Gesamtfldche der Bundesrepublik
Deutschland bestehen. So ist {iber die Halfte Deutsch-

Grafik 1

Anteil der Landnutzungsarten an der Gesamtflache 2013
in %
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1 Betriebsflache (einschlielich Abbauland): 0,7 %; Erholungsflache: 1,2 %; Flachen
anderer Nutzung (ohne Unland): 0,4 %.
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lands von Landwirtschaftsflache bedeckt, fast ein Drit-
tel durch Waldflachen. Einen vergleichsweise geringen
Anteil an der Gesamtflache Deutschlands haben die
Komponenten der Siedlungs- und Verkehrsflache sowie
die restlichen Landnutzungsarten — wie beispielsweise
Wasserflichen. N Grafik 1

Die Veroffentlichung auf der Ebene der Bundeslander ist
allerdings fiir die Bewertung von Grund und Boden nicht
detailliert genug, da regional erhebliche Unterschiede
bei den anzusetzenden Preisen auftreten. Aus diesem
Grund wird eine tiefer disaggregierte Untergliederung
der Flachendaten als Basis herangezogen. Flachendaten
nach Art der tatsachlichen Nutzung untergliedert nach
Kreisen und Gemeinden stehen in der Regionaldaten-
bank der Statistischen Amter des Bundes und der Lin-
der zur Verfiigung (Statistische Amter des Bundes und
der Lander, 2015a).

Preisangaben

Als zweiter Bestandteil zur Bewertung von Grund und
Boden musste eine geeignete Datenquelle fiir die Preis-
angaben ermittelt werden. Die in der Vermogenshilanz
ausgewiesenen Grofien sind auf der Aktiv- sowie Passiv-
seite mit den zum Bilanzstichtag geltenden Marktprei-
sen zu bewerten. Sind Marktpreise nicht verfiighar — bei-
spielsweise bedingt durch zu wenige Transaktionen —,
sind Aquivalente zu diesen als Bewertungsansétze anzu-
wenden (ESVG 2010, Ziffern 7.33 und 7.34). Der Leit-
faden zur Bewertung von Grund und Boden stiitzt sich in
groBBen Teilen auf das System of National Accounts der
Vereinten Nationen (SNA 2008) und das ESVG 2010 und
schlagt eine solche Herangehensweise bei der Preiswahl
ftir Grund und Boden ebenfalls vor (Europdische Union/
OECD, 2015, Ziffer 2.68).

Bei der Priifung der verschiedenen Datenquellen zu
Kaufwerten und Preisen fiir einzelne Landnutzungsarten
und Immobilien wurde schnell klar, dass die Boden-
richtwerte Marktpreisdquivalenten entsprechen und
damit die am besten geeignete Datenquelle darstellen.
Die von den Gutachterausschiissen auf der Grundlage
gezahlter Kaufpreise — also echter Marktpreise — ermit-
telten Bodenrichtwerte sind als durchschnittliche Lage-
werte des Grund und Bodens je Quadratmeter bebau-
ter oder unbebauter Grundstiicksflache (EUR je m2) in
einem Gebiet mit im Wesentlichen gleichen Lage- und
Nutzungsbedingungen zu verstehen. Sie werden nahezu
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flachendeckend nach der Erfahrung mit fritheren Boden-
richtwerten und nach der Marktkenntnis der Mitglieder
der Gutachterausschiisse abgeleitet.

N Gutachterausschiisse

Jede Transaktion von Grundstiicken in der Bundesrepu-
blik Deutschland muss durch ein Notariat abgewickelt
werden. Diese melden die jeweiligen Verkaufsfdlle an
den lokalen Gutachterausschuss. Aufgabe der Gutach-
terausschiisse ist es insbesondere, den Grundstiicks-
markt transparent zu gestalten, indem Biirgern, Behor-
den und Unternehmen durch Verkehrswertgutachten,
Bodenrichtwerte und sonstige Wertermittlungsdaten
wichtige Informationen iiber die Werte unbebauter und
bebauter Grundstiicke und tiber Marktzusammenhange
vermittelt werden. Zu diesem Zweck werden sogenannte
Kaufpreissammlungen gefiihrt. Darliber hinaus existie-
ren in den meisten Bundesldandern Obere Gutachteraus-
schiisse, welche als Ansprechpartner fiir Datenanfragen
dienen.

Eine flachenmafig vollstdndige Abdeckung Deutsch-
lands mit Durchschnittspreisen fiir verschiedene Land-
nutzungsarten konnte in enger Zusammenarbeit mit dem
Arbeitskreis der Gutachterausschiisse und Oberen Gut-
achterausschiisse in der Bundesrepublik Deutschland
(AK OGA) erreicht werden. Dieser Arbeitskreis ist unter
anderem fiir den Inhalt und die Veroffentlichung des
Immobilienmarktberichts Deutschlands verantwortlich
(AK OGA, 2014). In dieser alle zwei Jahre erscheinenden
Veroffentlichung wird der Immobilienmarkt unter Nut-
zung der Fachexpertise der Gutachterausschiisse viel-
faltigen Analysen unterzogen. Der AK OGA stellte dem
Statistischen Bundesamt fiir die Jahre 2011 und 2012
einen Datensatz mit den durchschnittlichen Bodenricht-
werten in folgender Untergliederung nach Kreisen und
Subkreisenl!5 zur Verfiigung:

> Individueller Wohnungsbau
> Geschosswohnungsbau

> Gewerbliche Nutzung

> Ackerland

> Grinland

> Wald (ohne Bestand)

5 Bei einem Subkreis handelt es sich um die Zusammenfassung mehre-
rer Gemeinden eines Landkreises, in dem aufgrund der Heterogenitat
des Immobilienmarktes erhebliche Unterschiede in den Bodenricht-
werten ermittelt wurden. Gemeinden mit d&hnlichem Bodenrichtwert
wurden zu einem Subkreis zusammengefasst.
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Daten nach Eigentiimern/
institutionellen Sektoren

Wahrend fiir die Ermittlung des Gesamtwertes des Grund
und Bodens methodisch zufriedenstellende Daten fiir
Flachen und Preise ermittelt werden konnten, ist die
Datenlage fiir eine sektorale Aufteilung wesentlich
schlechter. Inshesondere fiir den wirtschaftlich bedeu-
tendsten Teil, das bebaute Land, konnte keine zuverlds-
sige Datenquelle gefunden werden. Bei der Aufteilung
des gesamtwirtschaftlichen Wertes einzelner Landnut-
zungsarten werden deshalb ersatzweise folgende Infor-
mationen genutzt:

Flachen mit einer relativ eindeutigen Eigentlimerstruktur
werden den entsprechenden Sektoren direkt zugeord-
net. Dabei handelt es sich um die Nutzungsart Straf3e,
Weg, Platz bei den Verkehrsflachen, die dem Sektor
Staat zugeordnet wird. Ebenfalls dem Staat zugeordnet
werden die Nutzungsarten Wasserflachen und sons-
tige Flachen anderer Nutzung (bestehend aus Trup-
pentbungsplatz, historische Anlagen und so weiter).
Die Nutzungsart Abbauland diirfte vollstédndig von den
nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften genutzt werden,
sodass der Wert der Flachen anderer Nutzung vollstadn-
dig aufgeteilt ist.

Fur Land- und Forstwirtschaftsflaichen kdnnen Informa-
tionen zur Eigentlimerstruktur aus der zweiten und drit-
ten Bundeswaldinventur (www.bundeswaldinventur.
de) und den Statistischen Jahrbiichern tiber Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten (BMEL, verschiedene Jahr-
gange) genutzt werden. Allerdings ist die Zuordnung der
dort ausgewiesenen Eigentiimerstruktur zu den volks-
wirtschaftlichen Sektoren nicht ganz vollstédndig, weil
die privaten Organisationen ohne Erwerbszweck nicht
extra ausgewiesen sind. Hier diirfte insbesondere der
Waldbesitz der Kirchen von Bedeutung sein, der diesem
Sektor zuzurechnen wdre. Sofern er im Korperschafts-
wald enthalten ist, ist er dem Staat zugeordnet.
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Berechnungsverfahren

Im Rahmen des Projektes wurden fiir die Jahre 2011 und
2012 detaillierte Berechnungen durchgefiihrt. Auf Basis
dieser detaillierten Daten und Erkenntnisse wurden fiir
weitere Berichtsjahre Fortschreibungs- und Riickschrei-
bungsmethoden entwickelt, die den Aufbau einer kon-
sistenten Zeitreihe von 1999 bis zum aktuellen Rand im
Rahmen der VGR ermdglichten.

Die detaillierten Berechnungen fiir 2011 und 2012 sind
auf Kreis- und Subkreisebene fiir alle relevanten Land-
nutzungsarten — unter Beriicksichtigung der Vermégens-
grenze der VGR ohne Unland - separat durchgefiihrt
worden. Ein hoher Grad der Detailliertheit ist notwendig,
um die vorhandenen Unterschiede in der Bewertung so
gut wie moglich zu erfassen, weil sich die unterschied-
lichen Charakteristika der Flachenarten in den Preisen
beziehungsweise Bewertungsansdtzen widerspiegeln.
Die Preise fiir Grund und Boden, der fiir Wohnbauten
genutzt wird, unterscheiden sich signifikant von denen
des Grund und Bodens fiir Gewerbebauten, diese wie-
derum von den Preisen fiir Ackerland und so weiter.
Auch bei den Arbeiten an dem internationalen Leitfaden
wurde diesem Problemkomplex grofRe Bedeutung beige-
messen, denn flir die (internationale) Harmonisierung
und Vergleichbarkeit ist es ebenfalls von Vorteil, zumin-
dest eine minimale Disaggregationsebene zu definieren,
auf der die Berechnungen stattfinden sollten. Mit einer
solchen Minimalklassifikation soll erreicht werden, dass
die Unterschiede in den Preisen der Landnutzungsarten
zumindest auf dieser Ebene erfasst werden. Dabei ist
davon auszugehen, dass eine tiefere Disaggregation
bessere Ergebnisse erzeugen wird. Der Leitfaden zur

Ubersicht 4

Ubersicht 3

Vorgeschlagene Minimalklassifikation
von Grund und Boden

Grund und Boden
1. Bebautes Land
1.1 Bebautes Land zu Wohnbauten

1.2 Bebautes Land zu Nichtwohnbauten

2. Land- und forstwirtschaftliche Nutzflache
2.1 Landwirtschaftsflache

2.2 Forstwirtschaftsflache

2.3 Oberfldichengewdsser fiir Aquakulturen
3. Erholungsflache

4, Sonstige Flachen

Bewertung von Grund und Boden schldgt eine solche
Minimalklassifikation vor (Europdische Union/OECD,
2015, Ziffer 3.1 ff.). N Ubersicht 3

Fiir die Berechnungen in Deutschland wurden folgende
Modifikationen vorgenommen: Zum einen werden
Oberflachengewasser fiir Aquakulturen in der Flachen-
statistik nicht separat ausgewiesen. Deshalb kann der
Wert fiir diese Unterklasse auch nicht separat ermittelt
werden. Zum Zweiten sind Erholungsflachen im Sinne
der VGR auch als bebautes Land anzusehen und wur-
den dementsprechend in diese Kategorie eingeordnet.
Damit stimmt die Abgrenzung fiir bebautes Land mit
der bekannten Position Siedlungs- und Verkehrsfldache
tiberein, die sich aus der Gebdude- und Freiflache, der
Betriebsfldche (ohne Abbauland), der Erholungsflache,
der Verkehrsflache und der Flache fiir Friedhéfe zusam-
mensetzt (Statistisches Bundesamt, 2014a, Seite 17).

Die Landnutzungsarten, fiir die die detaillierten Berech-
nungen fiir 2011 und 2012 durchgefiihrt wurden, sowie
ihre Zuordnung zu den Kategorien der in Deutschland
angewendeten Klassifikation sind in Ubersicht 4 darge-

Zuordnung der Landnutzungsarten zu den Kategorien der angewendeten Minimalklassifikation

Minimalklassifikation

Oberkategorien Unterkategorien

Landnutzungsarten (Rechenebene)

Bebautes Land

Bebautes Land zu Nichtwohn-
bauten

Bebautes Land zu Wohnbauten = Geb&ude- und Freifldche (GF) Wohnen, GF Mischnutzung mit Wohnen

GF Offentliche Zwecke, GF Handel und Dienstleistungen, GF Gewerbe und Industrie, GF Verkehrs-
anlagen, GF Versorgungsanlagen, GF Entsorgungsanlagen, GF Land- und Forstwirtschaft, GF

Erholung, GF nicht weiter untergliedert, Verkehrsflache (StraBe, Weg, Platz), Verkehrsflache nicht
weiter untergliedert, Friedhofsflache, Betriebsfliche (BF) Halde, BF Ver-/Entsorgung, BF nicht
weiter untergliedert, Griinanlagen, Erholungsflache nicht weiter untergliedert

Land- und forstwirtschaftliche Landwirtschaftsflache

Nutzflache

Forstwirtschaftsflache Waldflache

Sonstige Flachen -

Ackerland, Griinland, Moor, Heide, Landwirtschaftsflache nicht weiter untergliedert

Wasserflache, Abbauland, Sonstige Flachen nicht weiter untergliedert
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stellt. Sie orientieren sich am Nutzungsartenverzeichnis
des AdV, gehen aber iiber das in Kapitel 3 vorgestellte
Mindestveroffentlichungsprogramm hinaus. Das war
notwendig, um die oben beschriebene preisliche Diffe-
renzierung und die verschiedenen VGR-Kategorien ange-
messen beriicksichtigen zu kénnen. N Ubersicht 4

Die zur Verfligung gestellten Preisinformationen in Form
der durchschnittlichen Bodenrichtwerte lagen nicht ori-
gindr in gleicher Detailliertheit wie die Flachenangaben
vor. Es war deshalb wichtig, Flachen- und Preisangaben
in Ubereinstimmung zu bringen, um den Wert des Grund
und Bodens hinreichend genau ermitteln zu kénnen. In
den Féllen, in denen Preisangaben differenzierter als Fla-
chenangaben vorlagen, wurde die fehlende Flachendiffe-
renzierung erreicht, indem die fiir einige Bundeslander
verfiigbaren tieferen Strukturen auf die fehlenden Bun-
deslander iibertragen wurden. Dieses Verfahren wurde
beispielsweise fiir die Kategorien Ackerland und Griin-
land als Teil der Landwirtschaftsflichen angewandt. In
den umgekehrten Féllen, in denen nicht fiirjede bendtigte
Landnutzungsart Bodenrichtwerte vorlagen, wurde auf
das umfassende Fachwissen der Gutachterausschiisse
zuriickgegriffen. Auf Basis der vorhandenen Preisinfor-
mationen wurden Relationen fiir die weiteren Nutzungs-
arten festgelegt. Auf der Grundlage dieser Relationen
konnte fiir jede Landnutzungsart ein Preis ermittelt wer-
den, der dem Marktpreis so gut wie moglich entspricht.
Mithilfe des amtlichen Gemeindeschliissels, nach dem
sowohl die Flachenangaben als auch die Bodenricht-
werte vorlagen, wurden fiir jeden Kreis beziehungsweise
Subkreis die Flachen der verschiedenen Nutzungsarten
mit den dazugehdrigen Preisen verkniipft.

Die Vor- und Riickschreibung konnte mangels detaillier-
ter Daten, insbesondere zu den Preisen, nicht auf die-
ser tiefen Ebene erfolgen. Deshalb wurden die Flachen
fuir Deutschland insgesamt auf der Basis der Flachen-
statistik auf der mittleren Aggregationsebene vor- und
zurlickgeschrieben. Fiir die Fortschreibung der Preise
wurden der Preisindex fiir Bauland und die Kaufwerte fiir
landwirtschaftliche Nutzflachen genutzt (Statistisches
Bundesamt, 2014b und c). Auch die sektorale Auftei-
lung erfolgte auf aggregierter Ebene auf der Basis der
in den Kapiteln 2 und 3 beschriebenen Methoden und
Datengrundlagen nachgelagert. Dabei musste das 6ko-
nomisch besonders bedeutsame bebaute Land tiber die
Relation zu den Bauten (getrennt fiir Wohn- und Nicht-
wohnbauten) auf die Sektoren aufgeteilt werden, weil
keine direkten Angaben verfiighar waren.
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Ergebnisse

Darstellungsebene fiir die Ergebnisse sind die vorge-
stellten Kategorien der Klassifikation der Vermdgens-
giiter der VGR. Dabei werden die zugehorigen Land-
kategorien der Bundesrepublik Deutschland synonym
benutzt, insbesondere weil die Begriffe weiter verbreitet
sind und sich die ermittelten Wertangaben der VGR auf
diese Flachen beziehen:

> Grund und Boden - Gesamtfldche (ohne Unland)

> Bebautes Land — Siedlungs- und Verkehrsfldache

> Land- und forstwirtschaftliche Nutzflache -
Landwirtschafts-/Waldfldche

> Sonstige Flachen — Flachen anderer Nutzung

Gesamtwert und Durchschnittspreise

Sowohl der Gesamtwert des Grund und Bodens als auch
der Wert der Siedlungs- und Verkehrsflache sind seit
1999 stetig gestiegen. Sie erreichten 2014 Werte von
3529 Milliarden Euro (Grund und Boden) beziehungs-
weise 3021 Milliarden Euro (bebautes Land). N Grafik 2

Die im Rahmen des Projektes origindr berechneten
Werte fiir den Grund und Boden — unterteilt nach Land-
nutzungsarten — werden in Tabelle 1 dargestellt. Ver-
glichen mit dem Bruttoinlandsprodukt (BIP) als wich-
tigster Referenzgrofie der VGR ist der Wert des Grund
und Bodens im Jahr 2011 um 15% und im Jahr 2012 um
16 % hoher. Der Wert des bebauten Landes beziehungs-
weise der Siedlungs- und Verkehrsflache iibersteigt das
BIP nur geringfiigig um 0,5% beziehungsweise 1,5 %.
N Tabelle 1

Tabelle 1
Wert des Grund und Bodens
2011 2012 Verdnderung 2012
gegeniiber 2011
Mrd. EUR %
Grund und Boden 3104,3 3198,6 +94,3 +3,0

Siedlungs- und Verkehrsflaiche 2713,4 2791,5 +78,1 +2,9
zu Wohnbauten 2033,5 2096,4 +62,9 +3,1
zu Nichtwohnbauten 679,9 695,1 +15,2 +2,2

Landwirtschafts-/Waldflache 379,2 395,1 +15,9 +4,2

Flachen anderer Nutzung 11,6 11,9 +0,3 +2,6
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Grafik 2

Entwicklung des Wertes von Grund und Boden und bebautem Land
Mrd. EUR
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Die Bedeutung der Siedlungs- und Verkehrsflache als
wertbestimmende Variable fiir den Gesamtwert des
Grund und Bodens in Deutschland wird deutlich, wenn
die Verteilung des Gesamtwertes auf die Landnutzungs-
arten mit den Anteilen der jeweiligen Flachen an der
Gesamtflache verglichen wird. Wahrend flachenmafig
die Landwirtschafts- und Waldflachen mit 83 % an der
Gesamtflache dominieren, hat wertmafSig die Siedlungs-
und Verkehrsflache — mit den Bestandteilen Siedlungs-
und Verkehrsflache zu Wohnbauten und Nichtwohnbau-
ten — mit 87 % des Gesamtwertes des Grund und Bodens
den hochsten Anteil. N Grafik 3

Grafik 3
Bedeutung der Landnutzungsarten 2012
in %
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Werden die ermittelten Werte fiir die Siedlungs- und Ver-
kehrsflache mit den bisher in der Vermogensbilanz ent-
haltenen Werten verglichen, zeigt sich folgendes Bild:
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11 von 2713,4 Milliarden
Euro im Jahr 2011 und
2791,5 Milliarden Euro
im Jahr 2012 iibersteigen diese Werte deutlich, und zwar
um 17 % im Jahr 2011 und um 20% im Jahr 2012. Da-
mit wird die Eigeneinschdtzung der Deutschen Bundes-
bank bestéatigt, dass mit dem bisher angewendeten Ver-
fahren eher eine Untergrenze fiir den Wert des bebauten
Landes geschatzt wird (Deutsche Bundesbank, 2008,

Seite 42). N Grafik 4

12 13 2014

2015-01-0653

Grafik 4
Wert des bebauten Landes
Mrd. EUR
2713,4 2791,5
2309,9 2335,7
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B Neuberechnung
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Im Rahmen der detaillierten Berechnungen ergeben sich
auch flachengewichtete Durchschnittspreise fiir die ver-
schiedenen Landnutzungsarten fiir Deutschland. Fiir
die zu den Wohnbauten gehdrenden Flachen liegt der
durchschnittliche Preis fiir einen Quadratmeter bei
148,96 Euro im Jahr 2011 und 152,51 Euro im Jahr
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2012; wie zu erwarten war, ist dies der hochste fest-
gestellte Quadratmeterpreis. Fiir die Siedlungs- und
Verkehrsflache insgesamt errechnen sich Quadratmeter-
preise von 56,57 Euro im Jahr 2011 und 57,89 Euro im
Jahr 2012. Demgegeniiber haben Landwirtschafts- und
Forstflachen sowie Flachen anderer Nutzung wesentlich
geringere Durchschnittspreise mit nur wenig tiber einem
Euro je Quadratmeter. Da diese Flachen einen grofien
Anteil an der Gesamtflache Deutschlands haben (siehe
Grafik 1), nehmen sie auch betrachtlichen Einfluss auf
den durchschnittlichen Preis des gesamten Grund und
Bodens: Dieserist mit 8,77 Euro je Quadratmeterim Jahr
2011 und 9,04 Euro je Quadratmeter im Jahr 2012 im
Vergleich zum durchschnittlichen Preis der Siedlungs-
und Verkehrsflache relativ gering. X Tabelle 2

Tabelle 2
Durchschnittspreise fiir die verschiedenen
Landnutzungsarten
2011 2012
EUR/m?2
Grund und Boden insgesamt 8,77 9,04
Siedlungs- und Verkehrsflache 56,57 57,89
zu Wohnbauten 148,96 152,51
zu Nichtwohnbauten 19,81 20,16
Landwirtschafts-/Waldflache 1,29 1,34
Flachen anderer Nutzung 1,02 1,05

Auf regionaler Ebene streuen die Durchschnittspreise
je Landnutzungsart stark, auf Bundeslanderebene ins-
besondere zwischen Stadtstaaten und Flachenldndern,
aber auch innerhalb dieser beiden Ladndergruppen.
Sowohl aus analytischer Sicht als auch aus Plausibili-
sierungsgriinden wurde deshalb der Zusammenhang
zwischen ausgesuchten Merkmalen und den ermittelten
Quadratmeterpreisen untersucht. Als Vergleichsvariable
wurden die Bevolkerungsdichte und das BIP je Einwoh-
ner herangezogen, weil hier aus 6konomischer Sicht
ein enger Zusammenhang zu vermuten ist. Um die ver-
schieden dimensionierten Merkmale miteinander ver-
gleichen zu konnen, wurden die Daten fiir die einzelnen
Bundesldnder jeweils auf den Durchschnitt fiir Deutsch-
land bezogen. Die Balken in den Grafiken 5 und 6 zei-
gen, inwieweit die jeweiligen Merkmale vom gesamt-
deutschen Durchschnitt abweichen. Hier ist ein enger
Zusammenhang zwischen den Durchschnittspreisen
sowohl fiir den Grund und Boden insgesamt als auch
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Grafik 5

Zusammenhang zwischen Bevdlkerungsdichte und Preisen
fiir Grund und Boden in den Flachenldndern 2012
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fiir das bebaute Land mit beiden Vergleichsvariablen zu
sehen.lé N Grafik 5, Grafik 6

Es bestdtigt sich die Vermutung, dass Bundesldander mit
einer hohen Bevdlkerungsdichte auch hohe Preise fiir
Grund und Boden aufweisen, wahrend die Bodenpreise
in Bundeslandern mit geringerer Bevdlkerungsdichte
geringer sind. Dabei liegt die Abweichung der Boden-
preise vom Durchschnitt Deutschlands mal fiir die eine
und mal fiir die andere Landnutzungsart ndher am Ver-
gleichsmafstab Bevdlkerungsdichte des jeweiligen Bun-
deslandes. Auch der 6konomische Zusammenhang zwi-
schen Bodenpreisen und der Wirtschaftskraft, gemessen
am BIP je Einwohner, ist deutlich zu erkennen.

6 Aufdie Darstellung der Stadtstaaten wurde verzichtet, weil sonst ein
Mafistab notwendig ware, bei dem die Darstellung der Flachenldnder
zu klein wdre.
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Grafik 6

Zusammenhang zwischen BIP je Einwohner und Preisen
fiir Grund und Boden in den Flachenlédndern 2012
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Preis- und Volumendnderung

Durch die Anwendung der in Kapitel 2 erlduterten For-
meln ldsst sich die in Tabelle 1 dargestellte Gesamtwert-
anderung des Grund und Bodens von 2011 auf 2012 in
Umbewertungsgewinne/-verluste und Volumenanderun-
gen zerlegen. Auf Basis der ermittelten Preise des den
Wohnbauten zuzuordnenden Teils des bebauten Landes
sind 48,4 Milliarden Euro als Umbewertungsgewinne
zu deklarieren. Das entspricht einem Anteil von 77,0 %
der Wertanderung von 62,9 Milliarden Euro dieser Land-
nutzungsart. Zusammen mit dem den Nichtwohnbau-
ten zuzurechnenden Teil ergeben sich fiir das bebaute
Land Umbewertungsgewinne in Héhe von 60,4 Milliar-
den Euro, die 77,4 % der Wertdanderung ausmachen. Mit
anderen Worten: Fast vier Fiinftel der Wertdnderung des
bebauten Landes resultieren aus den hoheren Quadrat-
meterpreisen. Aus der Zunahme der Siedlungs- und Ver-
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kehrsflache ergibt sich eine Volumendnderung von 17,7
Milliarden Euro. Das entspricht den restlichen 22,6 %
der Gesamtwertdanderung des bebauten Landes.

Im Gegenzug nahmen die anderen Flachen ab, weil sich
deren Nutzung beispielsweise durch Umwandlung in
Bauland geadndert hat.I” Daher ist auch das Volumen
dieser Landnutzungsarten um 0,5 Milliarden Euro fiir
Landwirtschafts- und Waldflachen und um 0,1 Milliar-
den Euro fiir sonstige Flachen zuriickgegangen. Diese
Volumendnderungen werden durch die ermittelten
Preisanderungen mehr als kompensiert. Dem Riickgang
von 0,5 Milliarden Euro stehen Umbewertungsgewinne
in Hohe von 16,4 Milliarden Euro gegeniiber,!® sodass
sich der Wert der Landwirtschafts- und Waldflachen um
15,9 Milliarden Euro erhdht hat, obwohl die Flache klei-
nerwurde. Die sonstigen Flachen hatten Umbewertungs-
gewinne von 0,4 Milliarden Euro zu verzeichnen, was zu
einer Wertdnderung von 0,3 Milliarden Euro fiihrt.

Aus den ermittelten Umbewertungsgewinnen/-verlus-
ten sowie Volumendnderungen je betrachteter Land-
nutzungsart ergibt sich fiir den gesamten Grund und
Boden der Bundesrepublik Deutschland, dass 81,8 %
oder 77,2 Milliarden Euro der Gesamtwertdanderung von
94,3 Milliarden Euro auf Umbewertungen entfallen. Nur
18,2 % beziehungsweise 17,1 Milliarden Euro sind auf
Volumenanderungen zuriickzufiihren. X Tabelle 3

6

Fazit und Ausblick

Mit den dargestellten Berechnungsmethoden konnte
der Wert des Grund und Bodens fiir Deutschland insge-
samt fir die Vermodgensbilanz so ermittelt werden, dass
die Ergebnisse den Bewertungsvorschriften der VGR
weitgehend entsprechen. Das gilt insbesondere fiir die
gesamtwirtschaftlichen Werte nach Landnutzungsarten.
Fiir die Aufteilung nach den institutionellen Sektoren der
VGR stehen demgegeniiber nicht ausreichend direkte
Daten zur Verfligung, sodass hier mit indirekten Metho-
den gearbeitet werden musste.

7 Austritte aus der Vermodgensabgrenzung der VGR oder Eintritte in
diese sind beim Vermégensgut Grund und Boden die Ausnahme.

8 Die Berechnungen erfolgten auch hier getrennt fiir Landwirtschafts-
flachen und Waldfldchen, also geméaf} den Unterkategorien der ange-
wendeten Minimalklassifikation.
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Tabelle 3
Umbewertungsgewinne/-verluste und Volumenanderungen 2012

Bebautes Land Landwirtschafts-/ | Flachen anderer | Grund und Boden

Waldflache Nutzung
zusammen zu Wohnbauten zu Nichtwohn-
bauten

Mrd. EUR
Wertdnderung 78,1 62,9 15,2 15,9 0,3 94,3
Umbewertungsgewinne/-verluste 60,4 48,4 12,0 16,4 0,4 77,2
Volumendnderungen 17,7 14,5 3,2 -0,5 -0,1 17,1

%
Anteil der Umbewertungsgewinne/-verluste
an der Wertanderung 77,4 77,0 78,9 103,0 118,5 81,8
Anteil der Volumenanderungen an der
Wertdanderung 22,6 23,0 21,1 -3,0 -18,5 18,2

Die Ergebnisse fiir den Grund und Boden insgesamt
sowie fiir das bebaute Land haben Eingang in die
Gemeinschaftsveroffentlichung mit der Deutschen Bun-
desbank zu sektoralen und gesamtwirtschaftlichen Ver-
mogensbilanzen gefunden. Wie in den VGR Ublich wer-
den auch diese Bilanzen jdhrlich tberarbeitet. Dabei
sollen kiinftig die Fortschreibungen am aktuellen Rand
nach Vorliegen aktuellerer Bodenrichtwerte durch detail-
liertere Rechnungen ersetzt werden. Dieses Vorgehen ist
im zweijdhrlichen Rhythmus gemaR Veroffentlichung
des Immobilienmarktberichts moglich, soweit die detail-
lierten durchschnittlichen Bodenrichtwerte vom Arbeits-
kreis der Gutachterausschiisse und Oberen Gutachter-
ausschisse weiterhin zur Verfiigung gestellt werden. 1ul
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UBERPRUFUNG DER GEBUHREN
IM AUSLANDERRECHT

Messkonzept und ausgewdhlte Ergebnisse

Patrick Schweizer, Dorothee Ginter

N Schliisselwérter: Auslidnder — Gebiihren — Aufenthaltsrecht — Kostenrechnung —
Kostendeckung

ZUSAMMENFASSUNG

Sind die von Verwaltungen erhobenen Gebiihren im Bereich des Ausldanderrechts
kostendeckend? Dieser Frage ging das Statistische Bundesamt im Projekt ,,Gebiih-
ren im Auslanderrecht” auf den Grund. Dazu wurden in einer bundesweiten Unter-
suchung Zeit- und Sachaufwénde bei der Bearbeitung von Verwaltungsprozessen im
Aufenthaltsrecht erhoben. Die untersuchten Sachverhalte deckten dabei die komplet-
te Bandbreite des Aufenthaltsrechts ab und erstreckten sich unter anderem von der
Ausstellung von Aufenthaltstiteln, die einen dauerhaften Aufenthalt in Deutschland
ermdglichen, bis hin zu Passierscheinen und der Anderung von Beschiftigungs- und
Wohnortauflagen fiir Auslander. Als Resultat aus der Untersuchung sollen nun die Ge-
bihren im Auslanderrecht nach dem Kostendeckungsprinzip angepasst werden.

N Keywords: foreigners — fees — residence law — cost account — cost recovery

ABSTRACT

Do the fees levied by administrative agencies in connection with legislation concerning
foreigners cover the costs? The Federal Statistical Office has examined this question
in a project on “Fees imposed under the legislation concerning foreigners”. For that
project, a nationwide survey collected data on the amounts of time and the material
expenses spent on administrative processes relating to residence law. The analysis
of chargeable acts covered the entire spectrum of residence law, from the issuance of
residence permits that allow permanent residence in Germany, to travel documents,
and to changes in residence or employment restrictions for foreigners. As a result of
the review, the fees imposed under legislation concerning foreigners are to be ad-
justed according to the cost recovery principle.
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Einleitung

Seit 2006 unterstiitzt das Statistische Bundesamt die
Bundesregierung im Programm ,,Biirokratieabbau und
bessere Rechtsetzung®. Dabei wird der Aufwand gemes-
sen, den die Erfiillung und der Vollzug gesetzlicher Rege-
lungen verursachen. Insbesondere vor dem Hintergrund
einer besseren Rechtsetzung haben Bund und Lander
im Jahr 2011 ein gemeinsames Projekt mit dem Ziel ini-
tiiert, auf Grundlage belastbarer Daten zu iiberpriifen,
ob und inwieweit die tatsachlich im Vollzug anfallenden
Kosten der Verwaltung im Bereich des Aufenthaltsrechts
durch die jeweiligen Gebiihren angemessen abgedeckt
werden. Mit einem bundesweit einheitlichen Ansatz
zur Erhebung der Prozesse und der dabei anfallenden
Kosten sollte sichergestellt werden, dass das Verwal-
tungshandeln {iber alle Behdrden hinweg betrachtet
und damit den verschiedenen Behérdenstrukturen und
-abldufen Rechnung getragen wird. Fachlich begleitet
hat das Vorhaben eine Steuerungsgruppe aus Vertretern
des Deutschen Stadtetages, des Deutschen Landkreis-
tages, der Auslanderbehdrde Miinchen, des Bayerischen
Staatsministeriums des Innern, fiir Bau und Verkehr, des
Ministeriums fiir Inneres und Kommunales des Landes
Nordrhein-Westfalen sowie des Bundesministeriums
des Innern. Mit der Durchfiihrung der Untersuchung,
die in zwei Projektteilen erfolgte, wurde das Statistische
Bundesamt betraut.

Zu untersuchen waren samtliche nach der Aufenthalts-
verordnung gebiihrenrechtlich relevanten Amtshandlun-
gen. N Ubersicht 1

Ubersicht 1
Gebiihren der Aufenthaltsverordnung

§44 Gebihren fiir die Niederlassungserlaubnis

§44a Gebihren fir die Erlaubnis Daueraufenthalt-EU

§45 Gebihren fiir die Aufenthaltserlaubnis und die Blaue Karte EU
§45a Gebihren fiir den elektronischen Identitatsnachweis

§45b Gebiihren fiir Aufenthaltstitel in Ausnahmeféllen

§45c Gebiihren bei Neuausstellung

§47 Gebiihren fiir sonstige aufenthaltsrechtliche Amtshandlungen
§48 Gebihren fiir pass- und ausweisrechtliche Mainahmen

Hinter den einzelnen Paragrafen verbergen sich haufig
verschiedene Ausprdagungen. So ist beispielsweise bei
der Aufenthaltserlaubnis nach §45 Aufenthaltsverord-

60

nung zwischen der erstmaligen Erteilung und der Verlan-
gerung zu unterscheiden, wobei zusatzlich noch nach
dem Zeitraum fiir Erteilung und Verldngerung gebiihren-
rechtlich differenziert wird. Insgesamt wurden 53 ver-
schiedene Gebiihrentatbestdande untersucht. Die voll-
standige Ubersicht der Tatbestinde und ausgewdihlte
Ergebnisse sind am Ende des Berichts in Tabelle 5 dar-
gestellt.

Projektziele

Fiir das Projekt wurden zwei Ziele formuliert: Zum einen
sollte eine Bestandsaufnahme der Verwaltungspraxis
im Zusammenhang mit ausgewdhlten Gebiihrentat-
bestdanden erfolgen. Fiir diese sollten die fiir die Verwal-
tung anfallenden Kosten erhoben werden. Zum anderen
waren Vereinfachungsvorschldge zu identifizieren und
gute Praxisbeispiele zu den bestehenden Verwaltungspro-
zessen aus Sicht der kommunalen Auslanderbehdrden zu
erfragen. Diese Angaben kdnnten zur Verwaltungsverein-
fachung und Verwaltungsoptimierung dienen.

2

Projektablauf

Die Untersuchung wurde in zwei Projektteile unterglie-
dert. Fiir die erste Projektphase wurden solche Gebiih-
rentatbestdnde ausgewdhlt, die entweder aufgrund
groBer Haufigkeit in der tdglichen Verwaltungspraxis
von Bedeutung sind, oder fiir die ein niedriger Kos-
tendeckungsgrad vermutet wurde. Alle verbliebenen
Gebiihrentatbestande — einschlieflich derjenigen, die
mit der Ausstellung des elektronischen Aufenthaltstitels
in Verbindung stehen — wurden in einem unmittelbar
nach Abschluss des ersten Projektteils anschlieflenden
zweiten Teil betrachtet. Der elektronische Aufenthalts-
titel ist einer der am haufigsten vorkommenden Aufent-
haltstitel und wurde im November 2011 neu eingefiihrt.
Aufgrund vollig neuer Verwaltungsprozesse konnte die
Ausstellung des elektronischen Aufenthaltstitels selbst
erst nach ausreichender Implementierungszeit im zwei-
ten Projektteil betrachtet werden.

Die Arbeiten fiir die Ermittlung der Zeiten und Kosten
in den Auslanderbehdrden waren fiir beide Projektteile
identisch. Die grundlegenden Arbeitsprozesse hinter
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den Gebiihrentatbestanden wurden zundchst durch
eine Pilotbefragung in einigen Ausldnderbehorden
ermittelt. Auf Basis der Erkenntnisse aus der Pilotbefra-
gung entwickelte das Statistische Bundesamt standardi-
sierte Leitfaden, mit denen die einzelnen Arbeitsschritte
detailliert beschrieben wurden. Mithilfe dieser Leitfaden
konnten die Bearbeitungszeiten sowie die Lohn- und
Vergiitungsgruppen der zustdndigen Sachbearbeite-
rinnen und Sachbearbeiter in den Auslanderbehdérden
erhoben und daraus die entstehenden Personalkosten
je Fall errechnet werden. Die Erhebungen fanden in Form
von telefonischen oder personlichen Interviews vor Ort
statt. Hierzu wurden die Verwaltungsprozesse bei der
Bearbeitung der einzelnen Félle Schritt fiir Schritt mit
den zustandigen Sachbearbeiterinnen und Sachbe-
arbeitern durchgesprochen und mit Zeiten hinterlegt.
Dabei wurde grundsatzlich der Normalfall einer Bear-
beitung angenommen. Falls fachlich angezeigt, wurden
jedoch auch Gruppen fiir vom Normalfall der Bearbei-
tung abweichende schwierigere und einfachere Fille
gebildet, deren einzelne Zeitaufwdande erhoben und
anschlieBend gewichtet zu einem Gesamtdurchschnitt
verrechnet.

Zu jedem Tatbestand wurden Verbesserungsvorschlage
und Anmerkungen aus der behdrdlichen Praxis aufge-
nommen. So sollten direkt vor Ort mégliche Problemfel-
der und Optimierungspotenziale im Verwaltungsablauf
identifiziert werden. Diese Verbesserungsvorschldage
wurden inhaltlich gebiindelt dokumentiert.

Im ersten Projektteil wurden 107 Auslanderbehdrden,
verteilt iber alle Bundeslidnder, befragt!l; dies ent-
sprach einem Fiinftel aller deutschen Auslédnderbehor-
den. Diese Behorden wurden mithilfe einer reprdsenta-
tiven, geschichteten Zufallsstichprobe ausgewdhlt. Im
zweiten Projektteil wurde auf die Ergebnisse und Erfah-
rungen aus dem ersten Teil zuriickgegriffen. So wurden
furTeilarbeitsschritte, fiir die bereits im ersten Projektteil
Kosten berechnet wurden und die in gleicher Weise auch
bei Tatbestdnden des zweiten Projektteils anfallen, die
bereits vorliegenden Ergebnisse verwendet. Aufgrund
der bereits bestehenden breiten Datenbasis konnte fiir
die weitere Datenerhebung die Zahl der teilnehmen-
den Behorden deutlich reduziert werden; aus den 107
teilnehmenden Ausldanderbehdrden der ersten Projekt-

1 Aufgrund zweier endgiiltiger Ausfalle wurden von 109 ausgewahlten
lediglich 107 Auslanderbehdrden befragt (siehe Abschnitt Stichpro-
benauswahl).
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phase wurde eine Unterstichprobe von 40 Behorden
gezogen. Diese 40 Ausldnderbehdrden wurden dann zu
den Tatbestanden der zweiten Phase befragt.

Wahrend im ersten Projektteil die 14 am stdrksten
unterdeckten Gebiihrentatbestdande untersucht wurden,
umfasste der zweite Projektteil die 39 verbliebenen,
noch nicht untersuchten Gebiihrentatbestdande der Auf-
enthaltsverordnung.

Stichprobenauswahl

Schichtung

Der Stichprobenumfang wurde bewusst grof3 angelegt,
um belastbare Ergebnisse fiir die Kostendeckung zu
ermitteln. Im ersten Projektteil wurde er mit 20 % aller
bundesdeutschen Auslidnderbehdrden bestimmt (dies
entsprach 109 zu befragenden Behérden).

Da die Prazision der Stichprobenergebnisse gegeniiber
einer einfachen Zufallsauswahl gesteigert werden sollte,
wurde eine geschichtete Zufallsstichprobe gewdhlt. Da-
zu wurden folgende Bedingungen an die Stichproben-
ziehung gekniipft:

> Die grofsiten Behdrden, die auch die meisten Gebiih-
rentatbestdnde bearbeiten, sollten vollstandig in der
Stichprobe beriicksichtigt sein.

> In der Stichprobe sollten auch alle Bundeslander
enthalten sein, damit systematische Unterschiede in
der Ausgestaltung der Verwaltungsprozesse zwischen
den Landern Beriicksichtigung finden.

> Es sollten ebenfalls Behdrden verschiedener Gréfien
untersucht werden, damit mogliche Gré3eneffekte in
den Arbeitsprozessen der Auslanderbehorden ange-
messen einbezogen werden kdnnen.

Um diese Bedingungen zu erfiillen, wurden die Auslén-
derbehorden in mehrere disjunkte Gruppen aufgeteilt.
Als Merkmal fiir die Aufteilung diente die Zahl der aus-
gestellten Aufenthaltstitel je Behdrde. Innerhalb jeder
Schicht wurde eine einfache Zufallsauswahl durchge-
fuhrt.

Die Ausldnderbehdrden mit den meisten Aufenthalts-
titeln wurden vollstandig in die Stichprobe einbezogen
(Totalschicht). Die Grenze der Totalschicht wurde dabei
auf mindestens 20000 Aufenthaltstitel im Jahr festge-
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legt. Die restlichen Auslanderbehdrden wurden anhand
der Zahl der Aufenthaltstitel in vier Reprdsentativschich-
ten unterteilt. Da Behdrden in allen Bundesldandern in
der Erhebung beriicksichtigt werden sollten, wurde in
einem zweiten Schritt das Merkmal der Bundeslander
zusatzlich in die Schichtungsauswahl einbezogen.

Zundchst wurde der Stichprobenumfang fiir die vier
Reprdsentativschichten von 90 Behorden in den Schich-
ten 2 bis 5 mit einer proportionalen Aufteilung nach der
Zahl der Aufenthaltstitel aufgeteilt. Je Schicht wurde
dazu der Quotient aus der Zahl der Aufenthaltstitel in
der Schicht und der Zahl der Aufenthaltstitel insgesamt
gebildet und mit dem Gesamtstichprobenumfang multi-
pliziert.

Daraus ergeben sich die Stichprobenumfénge fiir die
finf tibergeordneten Schichtgruppen. X Tabelle 1

Tabelle 1
Stichprobenumfang je Schichtgruppe
Behérden Stichproben-

umfang
Insgesamt 537 109
Schicht 1: 20000 und mehr Aufenthaltstitel 19 19
Schicht 2: 4256 bis unter 20 000 Aufenthaltstitel 121 47
Schicht 3: 2477 bis unter 4 256 Aufenthaltstitel 155 25
Schicht 4: 1336 bis unter 2477 Aufenthaltstitel 131 13
Schicht 5: weniger als 1336 Aufenthaltstitel 111 5

Im zweiten Schritt wurden die Stichprobenumfénge fiir
die Reprdsentativschichten auf die untergeordneten
Landerschichten proportional zur Zahl der Behorden
aufgeteilt. N Tabelle 2

Stichprobenziehung

Nach der zufélligen Anordnung der Behérden innerhalb
der Ldnderschichten erfolgte die Stichprobenziehung.
Falls sich eine Stichprobenbehdrde nicht an der Erhe-
bung beteiligte, wurde als Ersatzbehdrde die in der
Auswahlgrundlage nachfolgende Behorde aus der ent-
sprechenden Schicht genommen. Handelte es sich bei
der Stichprobenbehdrde um die letzte Behorde in der
Schicht, wurde die vorangehende Behorde als Ersatz her-
angezogen. Im Laufe der Befragung wurden drei Behor-
den als Ersatz fiir Stichprobenbehdérden, die sich nicht
beteiligen wollten, rekrutiert. Daneben ergaben sich
zwei Ausfille, von denen einer aufgrund einer Behor-

62

Tabelle 2
Stichprobenumfang je Bundesland im Projektteil |

Behdorden Stichprobenumfang
Insgesamt 537 109
Schleswig-Holstein 15 4
Hamburg 1 1
Niedersachsen 52 9
Bremen 2 1
Nordrhein-Westfalen 81 28
Hessen 31 11
Rheinland-Pfalz 36 6
Baden-Wiirttemberg 132 24
Bayern 97 15
Saarland 1 1
Berlin 1 1
Brandenburg 20 1
Mecklenburg-Vorpommern 18 2
Sachsen 13 2
Sachsen-Anhalt 14 2
Thiringen 23 1

denzusammenlegung als stichprobenneutral behandelt
werden konnte. Der zweite Ausfall veranderte zwar den
Schichtungsquotienten, konnte jedoch als nicht kritisch
eingestuft werden, denn die betroffene Schicht dieses
Bundeslandes war in der Stichprobe ausreichend vertre-
ten. Insgesamt wurden im ersten Projektteil somit 107
Behdorden befragt.

Da in den einzelnen Behorden jeweils eine unterschied-
liche Anzahl an Tatbestanden bearbeitet wird, wurden
die erfassten Zeitaufwdnde gewichtet hochgerechnet.
Deshalb musste im Rahmen der Befragungen zwingend
auch die Anzahl der jeweiligen Amtshandlungen je
Behorde mit erhoben werden.

Im zweiten Projektteil wurde die Stichprobe als Unter-
stichprobe aus den im ersten Projektteil befragten
Behorden gezogen. Der Stichprobenumfang betrug 40
Behorden, dies entspricht etwa 7,4 % aller Auslander-
behdrden in Deutschland. Da der Stichprobenumfang
geringer war als im ersten Projektteil, wurde nun ledig-
lich zwischen zwei Schichten unterschieden, namlich
Behorden mit mindestens 20 000 Aufenthaltstiteln und
Behorden mit weniger als 20000 Aufenthaltstiteln. In
der Schicht mit den Behdrden unter 20 000 Aufenthalts-
titeln wurde jedoch soweit méglich darauf geachtet, die
Behorden entsprechend der in der Stichprobe fiir den
ersten Projektteil vorgenommenen Groflenschichtung zu
verteilen. Auch fiir diesen Projektteil galt die Bedingung,
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jedes Bundesland in die Stichprobe aufzunehmen, um
mogliche systematische Unterschiede in der Bearbei-
tung zwischen den Bundeslandern abbilden zu kdnnen.
N Tabelle 3

Tabelle 3
Stichprobenumfang je Bundesland in Projektteil Il

Behorden Stichprobenumfang
Insgesamt 537 40
Schleswig-Holstein 15 1
Hamburg 1 1
Niedersachsen 52 4
Bremen 2 1
Nordrhein-Westfalen 81 7
Hessen 31 3
Rheinland-Pfalz 36 2
Baden-Wirttemberg 132 8
Bayern 97 6
Saarland 1 1
Berlin 1 1
Brandenburg 20 1
Mecklenburg-Vorpommern 18 1
Sachsen 13 1
Sachsen-Anhalt 14 1
Thiringen 23 1

In der zweiten Projektphase wurden fiir fiinf ausge-
wahlte Behorden Nachriicker befragt. Bei diesen Ausfal-
len wurden Auslédnderbehdrden nachrekrutiert, die den
ausgefallenen Behorden strukturell glichen.

Hochrechnung

Im ersten Projektteil diente als Hochrechnungsverfahren
die freie Hochrechnung. Fiir die Hochrechnung wurde
je Schicht ein Quotient gebildet, der das Verhaltnis der
Gesamtzahl an Ausldnderbehorden in einer Schicht
zu der Zahl der befragten Auslanderbehdrden dieser
Schicht abbildet. Anschlieend wurden die aufaddier-
ten Fallzahlen und die aufaddierten Lohnkosten mit die-
sem Quotienten multipliziert, um das Ergebnis fiir die
gesamte Schicht darzustellen. In einem letzten Schritt
wurden diese Gesamtkosten wieder durch die Gesamt-
fallzahl geteilt, um die Kosten je Fall abzubilden. Im
Umkehrschluss bedeutet dies, dass ein abgefragter Fall
einer bestimmten Schicht mit unterschiedlicher Gewich-
tung in das Ergebnis eingeht. Da in der gréfiten Schicht
eine Vollerhebung durchgefiihrt wurde, zahlte hier jeder
Fall genau einfach, die Gewichtung der Befragungs-
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ergebnisse der anderen Schichten ist bei der Hochrech-
nung entsprechend groBer als eins.

Dieses Berechnungsprinzip wurde im zweiten Projektteil
beibehalten, aufler bei Tatbestdnden mit sehr geringen
Haufigkeiten, zu denen nur wenige Befragungen mog-
lich waren. In diesen Féllen wurde statt des arithmeti-
schen Mittels der Median verwendet, um den mittleren
Zeitaufwand zu bestimmen.

3

Berechnungsschema

Um dem Ziel einer vollstandigen Kostenbewertung der
Verwaltungsprozesse gerecht zu werden, mussten die
gesamten durch eine Amtshandlung anfallenden Kosten
erfasst werden. Ergdnzend zu den durch das Statisti-
sche Bundesamt in den Auslanderbehdrden empirisch
erhobenen Personalkosten wurde, auf Beschluss der
Steuerungsgruppe, fiir die Sach- und Gemeinkosten auf
pauschalierte Werte aus den Empfehlungen der Kommu-
nalen Gemeinschaftsstelle fiir Verwaltungsmanagement
(KGSt) 12 zuriickgegriffen, da die Auslanderbehorden auf
kommunaler Ebene angesiedelt sind. Grafik 1 zeigt den
schematischen Aufbau der in der Vollkostenrechnung
zu beriicksichtigenden Kostenarten je Gebiihrentat-
bestand. N Grafik 1

Die Personalkosten wurden direkt bei den beteiligten
Behorden erhoben. Dazu wurden zehn Leitfadenmodule
eingesetzt, die die moglichen Vollzugsprozesse inhalt-
lich strukturieren.!3 Den ermittelten Zeitwerten der ein-
zelnen Arbeitsschritte wurden die zugehdrigen Lohne
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Bearbeiter) zuge-
ordnet.

2 KGStM 4/2012: Kosten eines Arbeitsplatzes (Stand 2012/2013).

3 Modul A: Allgemeine Angaben zur Behdrde (Erstkontakt), Modul B:
Eingang des Antrags, Modul C: Beschaffen der Akte, Modul D: Sach-
verhaltspriifung oder Sozialprognose, Modul E: Kostenpriifung und
-abrechnung (bei Abschiebung), Modul F: Erstellung des amtlichen
Dokuments, Modul G: Gebiihrenabrechnung, Modul H: Abschluss
der Akte, Modul I: Zusammenfassendes Porto (wurde nach wenigen
Interviews aus methodischen Griinden nicht mehr befragt), Modul K:
Verbesserungsvorschlédge.
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Grafik 1
Schematische Darstellung der Kostenberechnung
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Falls mit der Bearbeitung eines bestimmten Arbeits-
schrittes Ublicherweise Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter einer Behorde unterschiedlicher Lohn- oder
Vergiitungsgruppen beschaftigt waren, wurde zur Mone-
tarisierung derjenige Lohnsatz verwendet, der dem
Durchschnitt dieser Lohn- und Vergiitungsgruppen am
nachsten liegt.

Ein Beispiel verdeutlicht diese Vorgehensweise: Ange-
nommen, drei Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in
den Besoldungs- beziehungsweise Vergiitungsgruppen
A 10, E 10 und E 6 eingruppiert. Dann wurde zundchst
der Durchschnitt des Bruttojahresgehalts errechnet:

(57200 EUR + 60 600 EUR + 41 600 EUR): 3 =53 133 EUR

Anschliefend wurde dem Arbeitsschritt die am ndchsten
liegende Besoldungs-/Vergiitungsgruppe zugeordnet,
in diesem Beispiel wadre das mit einem Bruttolohn von
53500 Euro die Besoldungsgruppe A 9. Der Minutenwert
wurde mit dem Stundenlohn der Besoldungsgruppe A 9
monetarisiert.

2015-01-0645

Die Sachkosten der Verwaltungsvorgange setzen sich
ihrerseits aus zwei verschiedenen Komponenten zusam-
men. Zum einen wird auf die Sachkostenpauschale der
KGSt zuriickgegriffen. N Ubersicht 2

Ubersicht 2
Sachkostenl1 je Biiroarbeitsplatz

Sachkosten Biiroarbeitsplatz ohne Informationstechnik

1. Raumkosten
Miet-, Betriebs- und Unterhaltungskosten, kalkulatorische Miete
bei Eigentum, einschlieBlich aller Betriebs- und Unterhaltungs-
kosten, Miete fiir Archiv- und Kellerraume, Biiroausstattung

2. Geschaftskosten
Reisekosten, Zeitungen und Literatur, Biiromaterial, Porto, Miete
fiir Kopierer und so weiter

3. Telekommunikationskosten fiir Festnetz, Fax, Mobilfunk, Internet
(je Anschluss)

Sachkosten Biiroarbeitsplatz mit Informationstechnik
4. Kosten der Informationstechnik

Hardware, Software, Schulungskosten, zentrale Leistungen
(Rechenzentrum, dezentrale Nutzerbetreuung und so weiter,
Kosten in den dezentralen Einheiten fiir Software und Pflege)

1 Sachkostenpauschale der Kommunalen Gemeinschaftsstelle fiir Verwaltungsmanagement
(KGSt).

Statistisches Bundesamt | WISTA | 6 | 2015



Uberpriifung der Gebiihren im Ausldnderrecht

Zu den Sachkosten des Arbeitsplatzes werden daneben
noch zusatzlich Kosten hinzugerechnet und ausgewie-
sen, die gegeniiber der Bundesdruckerei fiir die Ausstel-
lung personalisierter Dokumente, wie zum Beispiel den
eReiseausweisen, aber auch fiir nicht personalisierte
Vordrucke, wie zum Beispiel Adresskleber fiir Ausweis-
dokumente, anfallen. Fiir die Kosten des Arbeitsplat-
zes wurde die Jahrespauschale der KGSt auf Kosten
je Minute umgerechnet und mit dem Minutenwert des
zugehorigen Verwaltungsvorganges multipliziert. Die-
ser Wert deckt damit die Kosten fiir die Nutzung eines
Standardarbeitsplatzes fiir die Dauer des Verwaltungs-
vorganges vollstandig ab.

Bei der Berechnung der Gemeinkosten wurde ebenfalls
die Empfehlung der KGSt aufgenommen. Diese unter-
teilt die Gemeinkosten in Kosten fiir den Verwaltungs-
Overhead einerseits und in Kosten fiir den Amts- bezie-
hungsweise Fachbereichs-Overhead andererseits. Mit
dem Verwaltungs-Overhead sind Kosten fiir Leistungen
des Stadtrats oder des Kreistags, der Stadtkdmmerei
oder des Personalrats abgedeckt; der Amts- und Fach-
bereichs-Overhead umfasst die Kosten der Amts- und
Abteilungsleitung oder beispielsweise der amtsinternen
Registratur. Nach den Empfehlungen der KGSt sind
jeweils 10 % der Personalkosten zusatzlich anzusetzen,
insgesamt ergibt dies also einen Gemeinkostenauf-
schlag von 20 % auf die berechneten Personalkosten.

4

Vorgehen bei der Ergebniserstellung

Der Prozess der Ergebnisermittlung wird im Folgenden
exemplarisch am Arbeitsprozess fiir die ,,Erteilung einer
Betretenserlaubnis“ dargestellt.

Ehemals ausgewiesene oder abgeschobene Personen
kdnnen vor Ablauf der Einreisesperre aus unterschied-
lichen Griinden eine sogenannte Betretenserlaubnis
beantragen. Eine legale neuerliche Einreise kann nur
dann erfolgen, wenn das Betreten zu einem bestimm-
ten Zweck und fiir eine bestimmte Zeit erlaubt wird. Der
Antrag wird von den Ausldnderbehdrden gepriift und
entschieden.

Grafik 2 zeigt die Arbeitsschritte bei der Bearbeitung
einer Betretenserlaubnis. Die Arbeitsschritte selbst
wurden in Module unterteilt, die tiber alle untersuchten
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Gebiihrentatbestande hinweg identisch angelegt waren
(siehe FuBnote 3). Jedes Modul umfasst jeweils mehrere
Arbeitsschritte. N Grafik 2

Der modulare Aufbau hat zum einen die Befragung in
verschiedenen Ausldanderbehdrden vereinfacht, da
man unterschiedlichen Arbeitsablaufen gerecht wer-
den konnte. So ist es unerheblich, in welcher Phase
des Verwaltungsvollzugs beispielsweise die Gebiihren-
abrechnung erfolgt. Auferdem wurde der Ablauf der
Befragung fiir die Interviewer und auch die Behorde ver-
einfacht, da der Wiedererkennungswert der Module bei
den einzelnen Gebiihrentatbestanden hoch war. Modul
B: Eingang des Antrags oder auch Modul G: Gebiihren-
abrechnung waren Bestandteil jedes Arbeitsprozesses.
Waren Module bei verschiedenen Gebiihrentatbestan-
den identisch, so wurde dies auch bei der Auswertung
beriicksichtigt.

Fur die Feststellung der Kosten wurden zunachst die
Personalkosten in der Behorde ermittelt. Dazu wurden
die befragten fachkundigen Personen gebeten, den
Arbeitsschritten im Leitfaden entsprechend Angaben zu
dem von ihnen bendtigten Zeitaufwand zu machen. Wie
bereits dargestellt, wurden neben den Zeitaufwanden
fiir die Bearbeitung des Normalfalles auch Zeitaufwande
fiir die Bearbeitung davon (stark) abweichender anderer
Falle beriicksichtigt, die in den einzelnen Behdrden zwar
nicht so haufig, aber doch regelméaBig vorkommen. Hier-
bei handelte es sich meist um besonders komplizierte
Félle, die dann entsprechend der Haufigkeitsangaben
der Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter mit den
normaltypischen Fallen zu einem Gesamtergebnis ver-
rechnet wurden. Ein wichtiger Baustein fiir die Ermitt-
lung der Personalkosten war auch die Eingruppierung
der fiir die Bearbeitung des Gebiihrentatbestands oder
einzelner Arbeitsschritte innerhalb eines Prozesses zu-
standigen Personen.

Aus den Zeitangaben der Befragten ergab sich unter
Beriicksichtigung der Schichtgewichte der jeweiligen
Auslanderbehdrden {iber alle Verwaltungseinheiten
hinweg ein durchschnittlicher zeitlicher Aufwand fir
die Erteilung einer Betretenserlaubnis von knapp 130
Minuten je Fall. Dieser wurde mit dem durchschnitt-
lichen Lohnsatz der mit der Bearbeitung betrauten
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter multipliziert,
wodurch sich (iber alle Behorden in Deutschland hin-
weg Personalkosten fiir die Erteilung einer Betretens-
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Grafik 2
Arbeitsprozess der Erteilung einer Betretenserlaubnis

<— Pflichtvorgang <= Optionaler Vorgang

Akteure: [ Ausldnderbehorde

erlaubnis von 75,45 Euro je Fall errechneten. Zu diesen
Kosten wurden die Sach- und Gemeinkosten hinzu-
addiert, sodass sich die Gesamtkosten fiir den Arbeits-
prozess der Erteilung einer Betretenserlaubnis auf etwa
101 Euro summierten. Da keine zusdtzlichen Sachkos-
ten fuir die Bundesdruckerei anfallen, belaufen sich die

66

[ Antragsteller und weitere Beteiligte

Modul B

Modul C

Modul D

Modul F

Modul G

Modul H

2015-01-0646

Sachkosten ausschlieB3lich auf die Kosten fiir den Biiro-
arbeitsplatz.

Erhoben wurde auch, wie haufig eine Betretenserlaub-

nisin jeder Behorde erteilt wurde; die Fallzahl diente der
Hochrechnung und der Gewichtung der Behdrden unter-
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Tabelle 4

Kosten fiir die Erteilung einer Betretenserlaubnis nach § 47 Absatz | Nr. 2

Aufenthaltsverordnung

Zeit Lohnfaktor Kosten
je Fallin Minuten je Stunde in EUR je Fallin EUR
Personalkosten
Modul B — Eingang und Zuweisung des Antrags 0,9 41,74 0,66
Modul C - Zustandigkeit priifen und Akte beschaffen 12,4 34,51 7,11
Modul D — Sachverhaltspriifung
Sichten der Akte, Vollstandigkeitspriifung, Beratung 51,5
zusatzliche Anforderungen 8,9 34,97 42,25
abschlieBende Entscheidung 12,1
Modul F — Betretenserlaubnis 20,5 35,98 12,29
Modul G — Gebiihrenabrechnung 7,7 33,85 4,35
Modul H — Abschluss der Akte 15,7 33,66 8,79
Personalkosten zusammen 129,7 34,91 75,45
Gemeinkosten X X 15,09
Sachkosten Biiroarbeitsplatz X X 10,37
Insgesamt X X 100,91

einander und damit schlussendlich auch der Ermittlung

der im Durchschnitt tatsdchlich anfallenden Kosten je
Fall. N Tabelle 4

5

Ergebnisse im Uberblick

Sdamtliche Gebiihrentatbestande wurden sowohl je
Einzelfall als auch insgesamt ausgewiesen und den

tatsdchlichen Gebiihren laut Aufenthaltsverordnung

gegeniibergestellt.

Die Unterdeckung betrdgt tiber alle gebiihrenrechtlichen
Amtshandlungen hinweg mehr als 12 Millionen Euro.
Betrachtet man jedoch die durchschnittliche Unter-
deckung je Gebiihrentatbestand, so liegt sie bei ledig-
lich knapp 3 Euro. N Tabelle 5.1, 5.2

Weiterhin ldsst sich festhalten:

> Es gibt sowohl stark unterdeckte als auch tiberdeckte
Gebiihrentatbestande. Die grofite Unterdeckung
je Fall wurde bei der Befristung des Einreise- und
Aufenthaltsverbots (§ 47 Absatz 1 Nr. 1 Aufenthalts-
verordnung in der bis zum 31. Juli 2015 geltenden
Fassungl4) in Hohe von 189,98 Euro gemessen, die

4 Aufgrund der Anderungen durch das Gesetz zur Neubestimmung des
Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung sind neue Regelungen
in §11 des Aufenthaltsgesetzes eingefiihrt worden, sodass die durch-
geflihrte Gebiihrenmessung nicht auf die aktuellen Regelungen tber-
tragen werden konnen. Eine Aktualisierung der Gebiihren ist geplant.
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groBte Uberdeckung je Fall liegt bei der Erteilung
einer Niederlassungserlaubnis fiir Hochqualifizierte
(§ 44 Nr. 1 Aufenthaltsverordnung) in Hohe von
103,78 Euro vor.

> Auch wenn die Uberdeckung je Fall mit 22,91 Euro
vergleichsweise gering ausfallt, ist der Gebiihren-
tatbestand nach § 44 Nr. 3 Aufenthaltsverordnung
(Niederlassungserlaubnis fir die Erteilung in allen
tibrigen Fallen) aufgrund einer hohen Fallzahl von
307300 Erteilungen je Jahr mit insgesamt 7 Millionen
Euro am héchsten tiberdeckt.

> Mit fast 8 Millionen Euro weist die Verlangerung der
Aufenthaltserlaubnis um mehr als drei Monate nach
§ 45 Nr. 2b Aufenthaltsverordnung trotz mafiiger fall-
bezogener Unterdeckung um knapp 13 Euro die mit
Abstand hochste Unterdeckung insgesamt auf. Grund
dafiir sind die hohen Fallzahlen von tiber 600 000
Verldngerungen je Jahr.

Im Laufe der Befragung wurden noch weitere Erkennt-
nisse iiber die Verwaltungsabldaufe gewonnen. So wurde
deutlich, dass sich die Organisation der Verwaltungs-
vorgdnge in der Behdrdenpraxis zwar sehr unterschied-
lich darstellt, jedoch zwischen den Zeitaufwanden und
der Grofie einer Behorde kein direkter Zusammenhang
besteht. Zwar verhindert die geringere Zahl an Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern bei kleinen Behorden, dass
diese sich auf bestimmte Sachverhalte spezialisieren.
Dies geht jedoch nicht zwingend mit unterschiedlichen
Bearbeitungszeiten einher, da eine starkere Arbeitstei-
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Tabelle 5.1
Gesamtkosten und Kostendeckung der Gebiihrentatbestdnde der Aufenthaltsverordnung
Gesamtkosten Gebiihr Kostendeckung | Fallzahl Kostendeckung
insgesamt —
je Fallin EUR EUR
§ 44 Niederlassungserlaubnis
Nr. 1 fiir Hochqualifizierte 146,22 250,00 103,78 1106 114762
Nr. 2 zur Ausiibung einer selbstandigen Tatigkeit 123,06 200,00 76,94 777 59786
Nr. 3 fiir die Erteilung in allen tibrigen Féllen 112,09 135,00 22,91 307 300 7041031
§ 44a Erlaubnis Daueraufenthalt — EU 108,13 135,00 26,87 5681 152 616
§ 45 Aufenthaltserlaubnis und Blaue Karte EU
Nr. 1a Erteilung bis zu einem Jahr 98,68 100,00 1,32 179 870 237 938
Nr. 1b Erteilung mehr als ein Jahr 99,70 110,00 10,30 394 828 4064 948
Nr. 2a Verlangerung bis zu drei Monaten 95,15 65,00 -30,15 8247 - 248 646
Nr. 2b Verlangerung mehr als drei Monate 92,64 80,00 -12,64 611 692 —-7733899
Nr. 3 Wechsel Aufenthaltszweck einschlielich Verlangerung 97,17 90,00 -7,17 32336 -231916
§ 45a Gebiihren fiir elektronischen Identitdtsnachweis 6,78 6,00 -0,78 4081 -3183
§ 45b Absatz 1 Verldngerung Aufenthaltstitel auf einheitlichem
Vordruck um einen Monat 49,17 15,00 - 34,17 21667 — 740328
§ 45b Absatz 2 Ausstellung Aufenthaltstitel auf einheitlichem
Vordruck zur Vermeidung auBergewdhnlicher Harten - 43,15 -50,00 -6,85 122 497 -839 107
§ 45c Gebiihr bei Neuausstellung 66,39 60,00 = &30 452797 —-2892340
§ 47 Absatz 1 Nr. 1 Befristung eines Einreise- und Aufenthalts-
verbots 219,98 30,00 —-189,98 7571 -1438276
§ 47 Absatz 1 Nr. 2 Erteilung einer Betretenserlaubnis 100,91 30,00 -70,91 813 — 57 642
§ 47 Absatz 1 Nr. 3 Aufhebung/Anderung der Auflage zum
Aufenthaltstitel 49,91 30,00 -19,91 31892 - 635089
§ 47 Absatz 1 Nr. 4 Beratung bei Nichtteilnahme Integrationskurs 20,10 15,00 -5,10 1078 - 5502
§ 47 Absatz 1 Nr. 5 Ausstellung einer Duldung
Nr. 5a ohne Tragervordruck 57,52 25,00 -32,52 0 0
Nr. 5b mit Trdgervordruck 61,84 30,00 -31,84 47 180 -1502016
§ 47 Absatz 1 Nr. 6 Erneuerung einer Duldung
Nr. 6a ohne Tragervordruck 32,33 15,00 -17,33 137 675 — 2385678
Nr. 6b mit Tragervordruck 36,67 20,00 - 16,67 67 681 - 1128569
§ 47 Absatz 1 Nr. 7 Aufhebung/Anderung Auflage zur Duldung 49,76 20,00 — 29,76 18114 —-538997
§ 47 Absatz 1 Nr. 8 Ausstellen einer Fiktionsbescheinigung 12,19 20,00 7,81 465 337 3636316
§ 47 Absatz 1 Nr. 9 Ausstellen einer Bescheinigung 17,22 10,00 -7,22 116 731 - 842723
§ 47 Absatz 1 Nr. 10 Aufenthaltstitel auf besonderem Blatt 17,22 10,00 -7,22 1403 -10129
§ 47 Absatz 1 Nr. 11 Ubertragung des Aufenthaltstitels 11,85 10,00 -1,85 61 864 -114317
§ 47 Absatz 1 Nr. 12 Anerkennung einer Verpflichtungserkldarung 28,24 25,00 -3,24 646 691 —-2097 141
§ 47 Absatz 1 Nr. 13 Ausstellung eines Passierscheins 9,73 15,00 5,27 155 685 820918
§ 47 Absatz 1 Nr. 14 Anerkennung einer Forschungseinrichtung 218,66 200,00 - 18,66 8 - 149
§ 47 Absatz 3 Aufenthaltskarte und Daueraufenthaltskarte
Satz 1 ab 24 Jahre 86,23 28,80 -57,43 15 805 - 907 662
Satz 2 unter 24 Jahre 86,23 22,80 -63,43 5123 -324 980
Satz 4 Bescheinigung des Daueraufenthalts fiir Unionsbiirger 18,11 8,00 -10,11 9590 -96918
§ 47 Absatz 4 Aufenthaltskarte und Daueraufenthaltskarte auf
einheitlichem Vordruck 45,22 8,00 -37,22 6014 —223803
§ 48 Absatz 1 Ausstellen eines Reiseausweises
Nr. 1a fiir Auslander, Staatenlose, Fliichtlinge 99,70 59,00 - 40,70 35342 —1438319
Nr. 1b bis zum vollendeten 24. Lebensjahr 96,10 37,50 - 58,60 11 240 - 658672
Nr. 1c vorldufiger Reiseausweis 66,88 30,00 - 36,88 7 909 —291700
Nr. 1d bis zum vollendeten 12. Lebensjahr 61,06 13,00 - 48,06 5271 — 253357
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Tabelle 5.2

Gesamtkosten und Kostendeckung der Gebiihrentatbestdnde der Aufenthaltsverordnung

§ 48 Absatz 1 Nr. 2 Verlangerung eines als vorldufiges Dokument

ausgestellten Reiseausweises

§ 48 Absatz 1 Nr. 3 und 4 Grenzgdngerkarte

Nr. 3a Ausstellung bis zu einem Jahr

Nr. 3b Ausstellung bis zu zwei Jahren

Nr. 4a Verldngerung bis zu einem Jahr

Nr. 4b Verldngerung bis zu zwei Jahren
§ 48 Absatz 1 Nr. 5 Ausstellung eines Notreiseausweises
§ 48 Absatz 1 Nr. 6 Riickkehrrecht bei Notreiseausweis

§ 48 Absatz 1 Nr. 7 Bestdtigung auf einer Schiilersammelliste

§ 48 Absatz 1 Nr. 8 Bescheinigung Wohnsitzverlegung nach

Massenzustrom

§ 48 Absatz 1 Nr. 9 Ausnahme von der Passpflicht

§ 48 Absatz 1 Nr. 10 Ausweisersatz auf einheitlichem Vordruck

§ 48 Absatz 1 Nr. 11 Ausweisersatz bei Uberlassung an

konsularische Vertretung

§ 48 Absatz 1 Nr. 12 Verldngerung Ausweisersatz einheitlicher

Vordruck

§ 48 Absatz 1 Nr. 13 Anderung pass- oder ausweisrechtliches

Dokument

§ 48 Absatz 1 Nr. 14 Umschreibung pass- oder ausweisrechtliches

Dokument

§ 48 Absatz 1 Nr. 15 Neuausstellung mit Zusatz Ausweisersatz

Insgesamt

Gesamtkosten Gebiihr Kostendeckung | Fallzahl Kostendeckung
insgesamt —
je Fallin EUR EUR

19,94 20,00 0,06 4134 232

60,38 25,00 -35,38 15 =531

60,38 30,00 -30,38 4 = 1122)

34,15 15,00 -19,15 0 0

34,15 20,00 - 14,15 0 0

17,41 25,00 7,59 3426 26 015

0,66 15,00 14,34 222 3184

11,93 5,00 -6,93 13 848 - 95905

98,72 30,00 - 68,72 0 0

75,73 20,00 —-55,73 1205 - 67 160

31,48 20,00 -11,48 8126 -93 285

20,88 30,00 9,12 200 1825

15,82 10,00 - 5,82 2173 -12638

14,60 10,00 - 4,60 74 - 341

33,33 15,00 -18,33 37 - 678

71,57 60,00 -11,57 24180 -279 819

X X -2,97 4056 540 -12031968

lung in groBeren Behdrden erhohten Koordinierungs-
bedarf notwendig macht und das zeitaufwendige Ein-
arbeiten in einen Fall teilweise mehrfach stattfinden
muss. In kleineren Kommunen sind den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Auslanderbehdrden haufig

die Einzelfdlle mit ihren
individuellen Hintergriin-
den bekannt, sodass auf
dieses Wissen zurlick-
gegriffen und beispiels-
weise ein Antragsprozess
verkiirzt werden kann.

Zusatzlich zur Berechnung
der  Verwaltungskosten
sollte die Untersuchung
auch Problemfelder und
Verbesserungspotenziale
identifizieren. Insgesamt
gingen 67 Vorschldge und
Anmerkungen von den

Grafik 3

Behdrdenmitarbeiterinnen und -mitarbeitern ein. Die
Vorschldage wurden untersucht und nach allgemeinen
Vereinfachungshinweisen beziehungsweise tatbestand-
spezifischen Vereinfachungsvorschldgen gruppiert dar-
gestellt. N Grafik 3

Verteilung der Verbesserungsvorschldage nach Tatbestanden der Aufenthaltsverordnung

Gebiihren fiir den elektronischen Identitdtsnachweis
Gebiihren fur Aufenthaltstitel in Ausnahmeféllen

Gebiihren fiir die Niederlassungserlaubnis

Gebiihren fiir die Aufenthaltserlaubnis und die Blaue Karte EU

Gebiihren fiir pass- und ausweisrechtliche Mainahmen

Keinem Tatbestand im Besonderen zuzuordnen

Gebiihren fiir sonstige aufenthaltsrechtliche Manahmen
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Die Verbesserungsvorschldge, die dabei nicht konkrete
Tatbestdnde betreffen, beziehen sich auf grundsatzliche
Themen wie zum Beispiel die Kommunikation zwischen
den beteiligten Behdrden. Je nach Ausgestaltung wer-
den hier Chancen gesehen, die Zusammenarbeit direk-
ter und reibungsloser zu gestalten. So wurde auch ange-
regt, den Austausch von elektronischen Akten und eine
verbesserte Vernetzung der Fachverfahren tiber Schnitt-
stellen voranzutreiben, um eine schnellere und weniger
aufwendige Abstimmung und Ubergabe von Vorgingen
zu ermoglichen.

Die Vorschldge, die sich ganz konkret auf einzelne
Gebiihrentatbestande beziehen, reichen von der Aus-
gestaltung der Formulare und Vordrucke bis hin zu
Ideen, mit denen die Arbeitsprozesse zur Bearbeitung
eines Falles schlanker und effizienter gestaltet werden
konnten.

6

Nachste Schritte

Das Bundesministerium des Innern beabsichtigt, die
Ergebnisse der Untersuchung einer Gesetzesanderungs-
initiative mit dem Ziel der Neujustierung der Gebiihren-
sdtze zugrunde zu legen und sich dabei systematisch an
den tatsdchlich im Verwaltungsvollzug anfallenden Kos-
ten zu orientieren (Wechsel vom Aquivalenzprinzip zum
Kostendeckungsprinzip).

Das Statistische Bundesamt hat dem Bundesministe-
rium des Innern neben den ermittelten Kosten zu den
einzelnen Tatbestdnden auch die bei den Befragungen
in den Behdrden aufgenommenen Vereinfachungsvor-
schldge zum Praxisvollzug thematisch gegliedert zur
weiteren Verwendung zur Verfligung gestellt. 11l
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VERLEIHUNG DES
GERHARD-FURST-PREISES 2015

Prof. Dr. Walter Kramer

N Schliisselwérter: Gerhard-Fiirst-Preis — amtliche Statistik —
Nachwuchspreis — Small-Area-Statistik — Mikrosimulation

ZUSAMMENFASSUNG

Mit dem Gerhard-Fiirst-Preis des Statistischen Bundesamtes werden Arbeiten in den
Kategorien Dissertationen und Master- beziehungsweise Bachelorarbeiten ausge-
zeichnet, die theoretische Themen mit einem engen Bezug zum Aufgabenspektrum
der amtlichen Statistik behandeln oder empirische Fragestellungen unter intensiver
Nutzung von Daten der amtlichen Statistik untersuchen.

Das Statistische Bundesamt mdéchte mit diesen jahrlichen wissenschaftlichen Aus-
zeichnungen die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und amtlicher Statistik
weiter intensivieren. Zugleich soll der Preis junge Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler ermutigen, das vielfdltige Datenangebot der amtlichen Statistik fiir ihre
empirischen Forschungen ausgiebig zu nutzen.

N Keywords: Gerhard Fiirst Award - official statistics —prize for young researchers —
small area statistics — microsimulation

ABSTRACT

The Federal Statistical Office grants the Gerhard Fiirst Awards to doctoral, Master’s and
Bachelor’s theses which deal with theoretical topics with a close link to the scope of
duties of official statistics, or examine empirical questions with the intense use of data
from official statistics.

The annual scientific awards of the Federal Statistical Office are aimed at intensifying
the cooperation between the scientific community and the official statistical agencies.
At the same time, the awards are intended to encourage junior scientists to make ex-
tensive use in their empirical research of the wide variety of data offered by official
statistics.
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ist seit 1988 Professor fuir Wirt-
schafts- und Sozialstatistik an der
Technischen Universitat Dortmund.
Erist seit dem Jahr 2014 Vorsitzen-
der des unabhdngigen Gutachter-
gremiums, das die wissenschaft-
lichen Arbeiten zur Auszeichnung
mit dem Gerhard-Fiirst-Preis des
Statistischen Bundesamtes emp-
fiehlt.
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Einleitung

Das Statistische Bundesamt hat zwei herausragende
wissenschaftliche Arbeiten mit dem Gerhard-Fiirst-Preis
2015 pramiert:

In der Kategorie ,,Master-/Bachelorarbeiten“ wéhlten die
Gutachter die Masterarbeit von Philip Rosenthal mit dem
Thema ,,Optimierung von Algorithmen zur Schatzung
von robusten Spatial Small Area Modellen* aus. Betreut
hatte diese Arbeit Prof. Dr. Ralf Miinnich an der Univer-
sitat Trier. In der Kategorie ,,Dissertationen“ wurde die
Arbeit von Herrn Dr. Christian Troost zum Thema “Agent-
based modeling of climate change adaptation in agricul-
ture: A case study with MPMAS for the Central Swabian
Jura” ausgezeichnet. Diese entstand an der Universitat
Hohenheim bei Prof. Dr. Thomas Berger. Das mit dem
Gerhard-Fiirst-Preis verbundene Preisgeld betrdgt in der
Kategorie ,,Master-/Bachelorarbeiten“ 2 500 Euro und in
der Kategorie ,,Dissertationen“ 5000 Euro.

Uberreicht wurden die Preise im Rahmen des 24. Wis-
senschaftlichen Kolloquiums zum Thema ,,STATISTIK
VERSTEHEN — Orientierung in der Informationsgesell-
schaft“, welches das Statistische Bundesamt zusam-
men mit der Deutschen Statistischen Gesellschaft am
19. und 20. November 2015 in Wiesbaden veranstaltet
hat.

Das Statistische Bundesamt nimmt die Auszeichnun-
gen auf Empfehlung eines unabhdngigen Gutachter-
gremiums vor, das sich im Jahr 2015 aus folgenden
sechs Mitgliedern zusammensetzte: Professor Dr. Wal-
ter Kramer (Technische Universitdt Dortmund), Profes-
sor Dr. Roland D&hrn (Rheinisch-Westfélisches Institut
fiir Wirtschaftsforschung, Essen), Professor Dr. Markus
Gangl (Johann Wolfgang Goethe-Universitat Frankfurt
am Main), Professorin Dr. Notburga Ott (Ruhr-Universitat
Bochum) und Professorin Dr. Susanne Ré&ssler (Otto-
Friedrich-Universitat Bamberg).

Die im Folgenden abgedruckten Laudationes auf die
pramierten Arbeiten hielt der Vorsitzende des Gutachter-
gremiums, Prof. Dr. Walter Krdmer. Die Arbeiten der
Preistrager werden Anfang 2016 in dieser Zeitschrift ver-
offentlicht.
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Laudationes auf die Masterarbeit

mit dem Thema ,,Optimierung von
Algorithmen zur Schatzung von robus-
ten Spatial Small Area Modellen* von
Philip Rosenthal und

die Dissertation “Agent-based
modeling of climate change
adaptation in agriculture: A case
study with MPMAS for the Central
Swabian Jura” von Dr. Christian Troost

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich habe bei diesem Kolloquium sozusagen eine Dop-
pelfunktion, einmal als Moderator und einmal als Spre-
cher der Jury fiir den Gerhard-Fiirst-Preis des Statisti-
schen Bundesamtes. Die meisten hier werden wissen,
was der Gerhard-Fiirst-Preis ist und will, aber einige
vielleicht auch nicht. Fiir die unregelméafigen Besucher
dieses Kolloquiums sei also kurz daran erinnert, um was
es dabei geht.

Und zwar wurde der Gerhard-Fiirst-Preis vom Statisti-
schen Bundesamt nach seinem ersten Prasidenten Ger-
hard Fiirst benannt; es gibt ihn seit nunmehr 17 Jahren,
und die Idee dahinter ist, junge Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler dazu anzuregen, die von der amt-
lichen Statistik angehduften Datenschatze zu heben und
fur ihre eigene Arbeit auszunutzen. Beziehungsweise
sich iberhaupt einmal mit den Sorgen und Noten der
Amtsstatistik zu befassen.

Dieser Appell war und ist noch immer dringend nétig.
Denn in der Statistik, so wie immer noch vielfach an
Universitdten nicht nur in Deutschland gelehrt, sind die
Daten einfach da. Und dass weit liber die Halfte des Auf-
wands einer statistischen Untersuchung darin besteht,
diese Daten erst einmal zu beschaffen, ist vielen Studie-
renden {iberhaupt nicht klar.

Dank des Gerhard-Fiirst-Preises wird es ihnen aber
immer klarer.

Auch die Amtsstatistik selber hat hier ein gewisses,
durch den Gerhard-Fiirst-Preis geférdertes Umdenken
mitgemacht. Sie ist nicht mehr, so wie in ihren Kinder-
tagen, der reine Informationsheschaffer fiir Regierung
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und Verwaltung, die Amtsstatistik ist auch Dienstleister
fuir die Wissenschaft. Ich zitiere aus den Netzseiten des
Bundesamtes: ,,Er — also Gerhard Fiirst — war von Anfang
an der Meinung, die sich erst spéter als allgemeine Auf-
fassung durchgesetzt hat, dass die amtliche Statistik
nicht nur Hilfsmittel fiir die offentliche Verwaltung ist,
sondern dariiber hinaus auch unmittelbar der Offent-
lichkeit zu dienen hat, inshesondere den politischen,
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Organisationen,
der Wirtschaft und der Bevolkerung und nicht zuletzt der
Forschung und der Wissenschaft.“

Mir ist klar, dass langst nicht alle Amtsstatistiker hier
Halleluja schreien, denn das macht ja auch zusatzliche
Arbeit. Aber der durch die Amtsstatistik erzeugte gesell-
schaftliche Mehrwert macht das problemlos wieder wett.

Einen Teil dieses durch Kooperation von akademischer
und Amtsstatistik erzeugten Mehrwerts ehren wir heute
mit diesem Preis.

Der Preis fiir die beste amtsstatistik-relevante akade-
mische Abschlussarbeit geht dieses Jahr an Philip
Rosenthal von der Uni Trier, und zwar fiir seine Master-
arbeit ,,Optimierung von Algorithmen zur Schadtzung von
robusten Spatial Small Area Modellen.* Hier kommt das
erste der beiden Kriterien zur Anwendung, die fiir den
Gerhard-Fiirst-Preis — wenn auch nicht hinreichend, aber
doch notwendig — sind. Ich zitiere aus den Vergabericht-
linien:

,Das Statistische Bundesamt vergibt den Gerhard-Fiirst-
Preis fiir Dissertationen sowie Master- und Bachelor-
arbeiten (einschlieBlich Diplom- und Magisterarbeiten),
die

> theoretische Themen mit einem engen Bezug zum
Aufgabenspektrum der amtlichen Statistik behandeln
oder

> empirische Fragestellungen unter intensiver Nutzung
von Daten der amtlichen Statistik untersuchen.*

Und in seiner Masterarbeit greift Herr Rosenthal ein
enorm praxisrelevantes theoretisches Thema mit engem
Bezug zur Amtsstatistik auf. Und zwar geht es darum,
dass man heute von der Amtsstatistik nicht nur Infor-
mationen zu Einkommen, Beruf, Wohnsituation oder
Altersverteilung und so weiter der Gesamtbevolkerung
erwartet, sondern das Gleiche auch fiir immer kleinere
raumliche Einheiten bis hinunter zu Landkreisen oder
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sogar einzelnen Gemeinden. Daher ,,Small Areas“. Aber
diese Informationen liegen in der Regel nur nach Volks-
zdhlungen halbwegs verldsslich vor. Woher also nehmen
und nicht stehlen?

Die Antwort darauf liefert eine speziell auf die Amts-
statistik zugeschnittene Subdisziplin der Statistischen
Methodenlehre, eben die ,Small-Area-Statistik“. Da
geht es im Wesentlichen darum, die gesuchten Infor-
mationen als Funktion von anderen, aber bekannten
Variablen zu schatzen. Zwar gehen bei vielen Amtssta-
tistikern bei der Vokabel ,,Schatzung“ alle Alarmglocken
an, aber da kann ich als Methoden-Statistiker nur sagen:
besser einen Spatzen in der Hand als eine Taube alias
eine Volkszahlung auf dem Dach.

Und hier hat Herr Rosenthal einen beachtlichen eigenen
Beitrag geleistet. Ich zitiere aus einem Gutachten fiir
die Jury-Sitzung: ,,Der Kandidat erldutert auf einem fiir
Masterarbeiten ungewohnlich souverdnen Niveau die
statistische Problematik und schldgt auch noch neue
Algorithmen zur Optimierung der Schatzverfahren in
den diversen in der Literatur vorgestellten Modellen vor.
Das Ganze ist dazu noch sehr angenehm zu lesen, ich
konnte mir vorstellen, dass diese Masterarbeit fiir viele
Praktiken in den statistischen Amtern auf grofes Inter-
esse stofst.”

Ja dann warten wir mal ab, Herr Rosenthal, ob Ihre
Arbeit tatsdchlich auf Interesse in den Amtern stoft. Der
Anfang ist gemacht, es sind genug Vertreter der Amtssta-
tistik da, ich von meiner Seite sage erst mal herzlichen
Gliickwunsch zu diesem Preis, Sie haben ihn verdient.

Der Gerhard-Fiirst-Preis fiir die beste Dissertation des
Jahres kniipft an das zweite der vorhin genannten Kri-
terien an, ndmlich Arbeiten auszuzeichnen, die ,,empiri-
sche Fragestellungen unterintensiver Nutzung von Daten
der amtlichen Statistik untersuchen.” Konkret handelt
es sich dabei um die Doktorarbeit von Christian Troost
von der Universitdat Hohenheim, die an zentraler Stelle
die Mikrodaten des Forschungsdatenzentrums der Sta-
tistischen Amter der Lander zu Agrar- und Umweltfragen
nutzt.

Die Arbeit hat den Titel “Agent-based modeling of cli-
mate change adaptation in agriculture: A case study with
MPMAS for the Central Swabian Jura”. Die meisten hier
im Saal kennen ja meine Einstellung zur Verwendung
des Englischen an deutschen Universitdten — so notig
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wie ein Kropf —, aber diese wirklich gelungene Arbeit
wadre auch auf Deutsch kaum noch zu verbessern. Des-
wegen ist mir das in diesem Fall einmal egal.

Untersuchungsgegenstand sind die Folgen der globalen
Erderwdrmung beziehungsweise ganz allgemein des
Klimawandels fiir Ackerbau und Viehzucht beziehungs-
weise die Landwirtschaft ganz allgemein, und zwar fir
ein eng umgrenztes Gebiet, die Schwabische Alb. Also
Prognosen sind gefragt. Das einfachste ware hier eine
Extrapolation vergangener Trends. Das ist aber in aller
Regel grober Unfug. Ein Ausweg wadre ein ausgekliigeltes
statistisches Modell, wie es etwa die Klimaforscher fiir
ihre Prognosen nutzen. Auch das hilft hier nicht weiter.
Denn leider kommt im vorliegenden Fall noch ein wei-
terer Faktor dazu, namlich der Faktor Bauer = Mensch.
Und hier steigt Herr Troost mit seiner Arbeit ein. Was tut
der Landwirt, wenn der Preis fiir Weizen steigt? Er baut
mehr Weizen an. Aber was tut der Landwirt, wenn die
Sonne langer scheint? Hier kommen sehr komplizierte
Wechselwirkungen ins Spiel, kombiniert mit Anderun-
gen in allerlei technischen, finanziellen, sozialen und
rechtlichen Rahmenbedingungen, die fast unmoglich
auf eine einfache Formel zu bringen sind.

Und diese einfache Formel versucht Herr Troost auch
gar nicht erst. Stattdessen konstruiert er auf seinem
Rechner die schwdbische Landwirtschaft im Kleinen
nach und simuliert. Im Fachjargon heif3t das auch Mikro-
simulation. Diese Methode wurde in Deutschland erst-
mals in den 1980er-Jahren von dem legenddren Son-
derforschungsbereich 3 der Universitaten Frankfurt und
Mannheim eingefiihrt, geriet dann aber aus mir unbe-
kannten Griinden etwas in Vergessenheit. Spater wurde
sie dann in den USA wieder aufgegriffen, natiirlich und
wie bei Amerikanern leider iiblich ohne die Vorganger-
arbeiten auch nur zu erwdhnen, und Herr Troost nutzte
diese Technik nun fiir Agrarprognosen aus. Und das
so umsichtig und gekonnt, dass die Jury nicht lange
brauchte, um die Preiswiirdigkeit dieses Ansatzes zu
erkennen. Besonders beeindruckt hat mich dabei auch
die Zuriickhaltung, die Herr Troost gegeniiber seinen
eigenen Ergebnissen bewahrt, etwa indem er das Wort
Prognosen vermeidet und von Szenarios spricht: Ent-
wickelt sich das Klima so und so, und bleibt das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz wie es ist, kommt es zu einer
Fruchtfolge mit Winterweizen, Raps, Winterweizen und
Silomais, und dhnliche Ergebnisse dieser Art.
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Das alles ist wissenschaftlich anspruchsvoll und praxis-
relevant, was will man von einer Doktorarbeit mehr. Herr
Troost, herzlichen Gliickwunsch zu diesem Preis! Isl

Statistisches Bundesamt | WISTA | 6 | 2015



Herausgeber
Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
www.destatis.de

Schriftleitung

Dieter Sarreither, Prdsident des Statistischen Bundesamtes
Redaktionsleitung: Kerstin Hansel

Redaktion: Ellen Romer

lhr Kontakt zu uns
www.destatis.de/kontakt

Erscheinungsfolge
zweimonatlich, erschienen im Dezember 2015
Das Archiv aller Ausgaben ab Januar 2001 finden Sie unter www.destatis.de/publikationen

Print

Einzelpreis: EUR 18,- (zzgl. Versand)
Jahresbezugspreis: EUR 108,- (zzgl. Versand)
Bestellnummer: 1010200-15006-1

ISSN 0043-6143

ISBN 978-3-8246-1035-8

Download (PDF)
Artikelnummer: 1010200-15006-4, ISSN 1619-2907

Vertriebspartner

IBRo Versandservice GmbH
Bereich Statistisches Bundesamt
Kastanienweg 1

D-18184 Roggentin

Telefon: +49(0)38204/66543
Telefax: +49(0)38204/66919
destatis@ibro.de

Papier: Metapaper Smooth, FSC-zertifiziert, klimaneutral, zu 61% aus regenerativen Energien

© Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2015
Vervielfdltigung und Verbreitung, auch auszugsweise, mit Quellenangabe gestattet.



	WISTA 6/2015
	Abkürzungen
	Inhalt
	Editorial
	Kennzahlen
	Kurznachrichten
	Indikatoren zur Lebensqualität
	Dr. Susana Garcia Diez

	Unterbeschäftigung, Überbeschäftigung und Wunscharbeitszeiten in Deutschland
	Dr. Martina Rengers

	Grund und Boden als Bestandteil der volkswirtschaftlichen Vermögensbilanzen
	Dr. Oda Schmalwasser, Sascha Brede

	Überprüfung der Gebühren im Ausländerrecht
	Patrick Schweizer, Dorothee Ginter

	Verleihung des Gerhard-Fürst-Preises 2015
	Prof. Dr. Walter Krämer

	Impressum/Copyright
	Statistische Wochenberichte
	Statistisches Bundesamt im Internet

